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Wegelagerer

Es liegt nicht gerade in ihrer Natur, auch nur auf den kleinsten
Vorteil von Anbeginn verzichten zu können. Deshalb schieben und
drängen sie sich, noch bevor Fronten vollends aufgewühlt und
Widersprüche zugespitzt an das Ende ihrer Bedeutung gelangt sind, mit
territorialer Wucht und lärmenden Begleiterscheinungen raumgreifend
sowie drohend und bedrückend den indessen viel zu kleinen und längst
besetzten Plätzen schamlos auf. Dabei kommt es ihren Interessen
durchaus förderlich entgegen, kleinere Rangeleien und Zerstörungen
auszulösen.

Alles in allem sind die zumeist vertrauten Wegelagerer, in welchem
Status ihrer Entwicklung auch immer fixiert, als solche für jedermann
leicht auszumachen. Deshalb sollte der Umstand wohl kaum irritieren,
daß gerade diese Wegelagerer im Prozeß ihrer Umstrukturierung und
Neuausrichtung ihre Absichten und Ziele, wenn auch in überschaubaren
Fristen, auf diese Weise deutlich präsentieren. Sie liegen oder lagern
allen übrigen Möglichkeiten doch sprichwörtlich im Wege. Der Raub im
Kern aber definiert ihre Perspektive, ihr Wesen und ihre Profession.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. Februar 2019
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WALD/386: Hambacher Forst - ein Appell ... (Michael Zobel)


60 Monate Waldspaziergang - kein Ende abzusehen 

Appell zur Rettung von Dörfern und Wald

von Michael Zobel, 10. April 2019



Guten Tag zusammen,

60 Monate Waldspaziergang am Hambacher Wald, Wald statt Kohle, Sonntag, 14.
April, 11.30 Uhr Treffpunkt, diesmal in Morschenich, 12.00 Uhr geht es
los... Begrüßung der TeilnehmerInnen durch Eva Töller, Michael Zobel und
Todde Kemmerich, dann übernimmt Eva...

Zeitgleich gibt es einen Dorf- und Naturspaziergang in Keyenberg, dort
führe ich im Auftrag von WDR5 unter dem Motto Was die Bagger noch holen
wollen. (Anmeldung bei WDR5)

Seit 60 Monaten führen wir Menschen durch den Wald und die Dörfer, weit
mehr als 50000 TeilnehmerInnen waren bisher dabei. Und wir haben
vermeintlich viel erreicht. Zwei Jahre hintereinander gab es keine
Rodungssaison, der wunderbare Wald steht immer noch. Die Kohlekommission
hat seinen Erhalt für "wünschenswert" erklärt, die Landesregierung NRW
möchte die Empfehlung eins zu eins umsetzen. Und RWE prüft den Erhalt des
Waldes ebenfalls... so zumindest wird es der Öffentlichkeit vermittelt.

Doch im der Realität sieht es komplett anders aus. Die Bagger kommen immer
näher, inzwischen beträgt die Entfernung Schaufelrad/Waldrand an einer
Stelle deutlich unter 200 Meter. Legt es RWE wirklich darauf an, den Wald
in den Tagebau rutschen zu lassen? Nimmt die Politik das reglos hin,
schauen die Gerichte diesem Treiben weiter zu? Manheim wird weiter täglich
ausradiert, in wenigen Wochen soll die Kirche fallen, in Morschenich werden
die Gärten verwüstet, die ersten Häuser sind unbewohnbar gemacht worden.
Niemals werden die Kohlebagger diese beiden Orte erreichen, wenn die
Empfehlungen der Kommission umgesetzt werden. Trotzdem werden tagtäglich
weitere unumkehrbare Tatsachen geschaffen. Den verbliebenen Bewohnern der
Dörfer am Tagebau Hambach und am Tagebau Garzweiler wird das Leben zur
Hölle gemacht. Und das, wo doch das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung vorgerechnet hat, dass Wald und Dörfer bleiben können,
ohne die Energieversorgung des Landes ernsthaft zu gefährden.

Wer gedacht hatte, wir hätten unsere Ziele erreicht, hat sich dramatisch
getäuscht. Entschieden ist gar nichts. Die Bagger baggern weiter, das
Grundwasser wird weiter abgepumpt, Menschen werden weiter vertrieben,
Agrar- und Kulturland wird unwiederbringlich vernichtet.

Und wir werden weiter belogen, erst gestern wurde offiziell von der
Landesregierung bestätigt, dass die Räumung der Baumhäuser im Hambacher
Wald im Auftrag von RWE durchgeführt wurde. NRWE? Niemals so offensichtlich
wie jetzt. 60000 Euro hat die Landesregierung an externe Gutachter gezahlt,
um Vorwände für den größten und teuersten Polizeieinsatz in der Geschichte
NRW's zu finden. Weitere Stichworte, die Böschungslüge, Polizeieinsätze
unter dem Vorwand einer nicht existierenden "Verkehrssicherungspflicht",
unter Polizeischutz gefällte Bäume, massiver Ausbau von waldfremden Pisten
im potentiellen FFH-Gebiet...

Das Alles nehme ich erneut zum Anlass für einen eindringlichen Appell an
RWE, an die Politik, an die Gewerkschaften und die Kirchen, ihrer
Verantwortung gerecht zu werden, Dörfer und Wald zu retten und für eine
dauerhafte Befriedung der Region zu sorgen.

Es geht um Glaubwürdigkeit, es geht um die Ernsthaftigkeit der
Energiewende, es geht um die Bewahrung der Schöpfung.

Im Anhang mein Appell, er geht an führende Vertreter von RWE einschließlich
Herrn Schmitz. Dazu an den Bundespräsidenten Frank Walter Steinmeier, die
Bundeskanzlerin Angela Merkel, an die Bischöfe Woelki und Dieser, an den
Präses der evangelischen Kirche im Rheinland Rekowski und den Vizepräses
Pistorius, an die Vorsitzenden der Gewerkschaften IGBCE und ver.di Michael
Vassiliadis und Frank Bsierske, an den Ministerpräsidenten von NRW Armin
Laschet, an Christian Lindner und an den Aachener Polizeipräsidenten Dirk
Weinspach. Zusätzlich per Mail an alle aktuellen Bundestagsabgeordneten, an
die Landtagsabgeordneten in Düsseldorf.

Weiterhin versende ich meinen Appell an die bundesweite Presse und an
Menschen, die sich seit Jahren mit dem Thema in unterschiedlichster Weise
beschäftigen.

Ich bin dankbar

• wenn Sie als Pressevertreter diesen Appell aufgreifen, zum Thema
machen, die Bilder der Zerstörung in die Welt bringen, bei RWE, der Politik
und den anderen Entscheidungsträgern nachfragen.

• wenn Sie als Politiker den Appell lesen und schnellstens in Handeln
umsetzen.

• wenn der Appell über möglichst viele Verteiler bei möglichst vielen
Menschen ankommt.

• wenn Sie an einem der kommenden Spaziergänge im Hambacher Wald und
in den Dörfern teilnehmen, Sie sind herzlich eingeladen, die nächsten
Termine sind der 14. April, 12. Mai, 16. Juni, 14. Juli...

Danke für Ihr Interesse und Ihre Unterstützung.

Für Rückfragen stehe ich natürlich jederzeit zur Verfügung,

mit hoffnungsvollen Grüßen,

Michael Zobel

Naturführer und Waldpädagoge aus Aachen

 * 

Appell im April 2019 - Versöhnen statt spalten - Wald und alle Dörfer
können bleiben

April 2019, es ist viel in Bewegung, wir stehen vor großen Veränderungen.
Der Klimawandel wird immer drastischer, der UN-Generalsekretär ruft um
Hilfe. Steigender Meeresspiegel, Dürren, Überschwemmungen, Tornado in der
Eifel. Die "Jahrhundertereignisse" im Monatstakt. Und was machen wir?
Weiter wie gehabt? Aussitzen hilft nicht mehr. Vielleicht sind es am Ende
unsere Kinder, die Schüler und Studenten, die für eine drastische Wende
sorgen. Indem sie weltweit auf die Straßen gehen und für ihr Überleben und
ihre Zukunft kämpfen. Unterstützt von Eltern, Lehrern, Wissenschaftlern,
Künstlern. Unüberhörbar, unübersehbar. Es geht um nicht weniger als um das
Überleben auf diesem Planeten. Viele Akteure sind jetzt gefragt, wir haben
keine Zeit mehr. Die Erkenntnisse liegen auf dem Tisch, jetzt muss
gehandelt werden, bei uns und anderswo.

Regierung und Politik

Frau Merkel, Herr Altmeyer, Frau Schulze, Herr Laschet, setzen Sie
mindestens die Empfehlungen der Kohlekommission sofort um. Oder zeigen Sie
der Welt, dass Sie die Zeichen der Zeit erkannt haben und gehen Sie noch
über die Empfehlungen der Kommission hinaus. Greifen Sie die Sorgen vor
allem der jungen Menschen auf, diese Bewegung ist nicht aufzuhalten. Herr
Laschet, mit einem Rodungs-Moratorium bis 2020 ist niemandem gedient.
Helfen Sie mit, einen dauerhaften Rodungsstopp durchzusetzen, setzen Sie
genau dieses Zeichen, viele Menschen werden Ihnen dankbar sein.

Kirchen

Es geht um die Bewahrung der Schöpfung. Nicht nur als Lippenbekenntnis.
Auch durch Taten. Entwidmen Sie keine Kirchen in den Tagebaudörfern mehr.
Verkaufen Sie keine weiteren Gotteshäuser an RWE. Retten Sie die Kirchen in
Manheim, Morschenich, Keyenberg, Kuckum und den anderen Dörfern an den
Tagebauen. Stellen Sie sich an die Seite der Menschen, die in ihrer
angestammten Heimat bleiben wollen.

Gewerkschaften

Angst ist ein denkbar schlechter Ratgeber. Der Strukturwandel ist in vollem
Gange, jetzt wird er zusätzlich angeschoben mit großen Summen. Sagen Sie
Ihren Mitgliedern, dass die kommenden Veränderungen eine ganz große Chance
für die Braunkohlereviere sind. Schon jetzt äußern die Arbeitsagenturen,
dass der Bedarf an Arbeitskräften im Revier in den kommenden Jahren kaum
gedeckt werden kann. Für mich gehört zu den Aufgaben von Gewerkschaften,
für zukunftsfähige und nachhaltige Beschäftigung zu arbeiten. Nehmen Sie
den Beschäftigten die Sorge vor den längst überfälligen Veränderungen...

Fridays for Future

Ich setze auf die jungen Menschen. Sie nehmen das Handeln jetzt selbst in
die Hände, hunderttausendfach jeden Freitag, bei uns, weltweit. Die
"Profis" hatten genug Zeit, jetzt läuft die Zeit davon. Und je größer die
Restriktions-Drohungen und die Schmähungen werden, umso klarer wird, dass
die jungen Leute auf dem richtigen Weg sind. Ich freue mich, für meine
Kinder und meine Enkel. Zusammen mit vielen Eltern, Lehrern,
Wissenschaftlern, Künstlern. Und wir bleiben dabei, in den kommenden Wochen
und Monaten. Auch am 21. Juni in Aachen, mit 50000 oder mehr Menschen aus
ganz Europa, unsere Stadt wird dann das Zentrum der ständig wachsenden
Bewegung sein. Danke, Fridays for Future!

RWE

Ich appelliere an den Konzern. Hören Sie sofort auf, tagtäglich
unumkehrbare Tatsachen zu schaffen. Hören Sie auf, den Hambacher Wald zu
zerstören. Stoppen Sie die Bagger auf der oberen Sohle. Hören Sie auf mit
der Zerstörung der Dörfer, niemals wird ein Braunkohlebagger Manheim oder
Morschenich erreichen. Stoppen Sie die Vertreibung der Menschen aus den
Dörfern. Machen Sie möglich, dass Menschen in ihrer Heimat bleiben. Helfen
Sie mit, den Tagebaudörfern eine neue Zukunft zu geben. Hören Sie auf mit
Ihrer unsäglichen Propaganda. Mit der Böschungslüge am Hambacher Wald.
Zweimal haben Sie den Stillstand des Tagebaus Hambach beschworen. Vor
Gericht. Ohne Rodungen käme das Ende des Tagebaus. Unwahr. Das Deutsche
Institut für Wirtschaftsforschung hat Ihnen präzise vorgerechnet, dass
Dörfer und Wald erhalten bleiben können, ohne die Tagebaue in den kommenden
Jahren stoppen zu müssen. Hören Sie auf, Öl ins Feuer zu gießen, helfen Sie
mit, eine ganze Region zu befrieden.

Waldbewohner und Waldschützer

Bekanntlich habe ich großen Respekt vor den Menschen im Wald, die seit
sieben Jahren den Wald unter großem persönlichem Einsatz vor der
endgültigen Vernichtung bewahrt haben. Ich verlange aber von jedem
Menschen, der sich für den Erhalt des Hambacher Waldes einsetzt, dass er
sehr genau überlegt, welche Handlungen dem gemeinsamen Ziel dienlich sind
und welche nicht. Es gibt auf beiden Seiten Menschen, die nicht an einer
friedlichen Lösung interessiert sind. Unüberlegte Handlungen werden gerne
benutzt, um von jeglicher inhaltlicher Diskussion abzulenken. Und genau das
brauchen wir nicht.

Polizei

Ich appelliere an den Innenminister, die unsägliche Eskalations-Rhetorik
einzustellen. Sie dient nicht dem Frieden. Ich appelliere an die Polizei
von NRW und darüber hinaus, sich nicht weiter für eine verfehlte Politik
missbrauchen zu lassen. Aktuell wird bekannt, dass der große
Räumungseinsatz im September 2018 eben doch von RWE beauftragt war, die
Landesregierung NRW hat externe Gutachter beauftragt, nach Vorwänden für
diesen sündhaft teuren und völlig sinnlosen Einsatz zu suchen. Ein Skandal.
Baumhäuser können geräumt werden. Wieder und wieder. Aber mit diesen
überflüssigen und teuren Einsätzen wird nicht ein einziges Problem gelöst.
Mit jedem Ihrer Einsätze wird ein weiteres Stück des Hambacher Waldes
massiv geschädigt. Es kann und darf nicht sein, dass die Polizei des Landes
sich so zum Erfüllungsgehilfen eines profitorientierten Konzerns macht.

Danke für Ihr Interesse und Ihre Unterstützung.

Für Rückfragen stehe ich natürlich jederzeit zur Verfügung,

mit hoffnungsvollen Grüßen,

Michael Zobel

Naturführer und Waldpädagoge aus Aachen

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 10. April 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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LIBYEN/014: Die nächste Runde im libyschen Krieg (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 9. April 2019

german-foreign-policy.com

Die nächste Runde im libyschen Krieg



BERLIN/TRIPOLIS - Mit der erneuten Eskalation des Bürgerkriegs in Libyen
stehen die dortigen Einflussbemühungen Berlins und der EU endgültig vor
einem Scherbenhaufen. Insbesondere die Bundesrepublik hatte sich schon vor
Jahren für die Einsetzung der "Einheitsregierung" stark gemacht, die nun
von Truppen des ostlibyschen Generals Khalifa Haftar aus der Hauptstadt
Tripolis verjagt zu werden droht. Allerdings waren Berlin und Brüssel nur
an einer Anlaufstelle für die Flüchtlingsabwehr interessiert; dies habe dem
offiziellen Ziel, "zur Wiederherstellung einer funktionierenden Regierung
beizutragen", "direkt entgegen[gestanden]", urteilt ein Experte der
Berliner Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP). Vom Westen nicht nur im
Stich gelassen, sondern auch aktiv sabotiert, sei die Einheitsregierung
faktisch eine leichte Beute für Mafia-Milizen geworden. Paris hingegen, von
der Chancenlosigkeit der Einheitsregierung überzeugt, unterstützte bereits
früh die Truppen von General Haftar. Es handelt sich um Frankreichs zweiten
Versuch nach 2011, in Libyen stärkeren Einfluss zu erlangen.

"Weitgehend machtlos"

Beobachter hatten die Einsetzung der libyschen Einheitsregierung Anfang
2016 durch die westlichen Mächte von Anfang an mit scharfer Kritik
begleitet. Offiziell ging es darum, die verfeindeten Bürgerkriegsparteien
im Rahmen der Vereinten Nationen in Richtung auf eine Einigung hin zu
steuern. Tatsächlich aber, warnte bereits damals der Libyen-Experte der
Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP), Wolfram Lacher, wolle der Westen,
der die UN-Verhandlungen leitete, vor allem eines: "unbedingt endlich die
Bildung einer Einheitsregierung" durchsetzen, "die dann international
anerkannt" werde - dies selbst dann, wenn sie "weitgehend machtlos" sei.[1]
Der Vorwurf traf nicht zuletzt den deutschen UN-Sondergesandten für Libyen,
Martin Kobler, der - als einer "der fähigsten und erfahrensten deutschen
Diplomaten" geltend [2] - am 4. November 2015 in sein neues Amt eingesetzt
worden war und die Bildung der "Einheitsregierung" führend organisierte.
Der Westen war vor allem aus zwei Gründen an einer international
anerkannten Regierung interessiert: Sie sollte - das strebten vor allem die
Vereinigten Staaten an - den längst geplanten Krieg gegen die
IS-Stützpunkte in Libyen offiziell legitimieren, und sie sollte - darum war
es vor allem Deutschland und Italien zu tun - bei der Abwehr von
Flüchtlingen kooperieren.

Mafiöse Milizen

Libyens Einheitsregierung, die unter Koblers Leitung schließlich Anfang
2016 ihr Amt zumindest offiziell antrat, hat mangels einer eigenen realen
Machtbasis von Beginn an große Schwierigkeiten gehabt, sich in der
Hauptstadt Tripolis auch nur niederzulassen. Zunächst in ihrem
Handlungsradius auf ein paar Gebäude in der Marinebasis von Tripolis
beschränkt, gelang es ihr im Laufe der Zeit, sich durch enge Kooperation
mit den in der Hauptstadt dominierenden Milizen einigermaßen festzusetzen.
Wurde im westlichen Ausland gerne die Fiktion genährt, die Regierung
gewinne langsam, aber sicher die Kontrolle, so ist tatsächlich genau das
Gegenteil der Fall gewesen: Wie SWP-Experte Lacher vor einem Jahr
feststellte, war die Einheitsregierung "zu einer bloßen Fassade verkommen,
hinter der die bewaffneten Gruppen und der mit ihnen assoziierte Klüngel
das Sagen" hatten.[3] Faktisch herrscht in der Hauptstadt seither ein
Geflecht schwer bewaffneter mafiöser Netzwerke, "die in Politik, Wirtschaft
und Verwaltung operieren" - ein Zustand, der bereits Ende 2017 zu
Bestrebungen von der Macht ferngehaltener Kräfte führte, die
Einheitsregierung zu stürzen. Lacher warnte: "Westliche Regierungen und die
VN sind für die Lage in Tripolis mitverantwortlich." Die Zuspitzung der
Spannungen erfordere dringend eine "Richtungskorrektur".[4]

Eine Marionette der Europäer

Dazu ist es nicht gekommen. Nur an der Durchsetzung ihrer eigenen Ziele
interessiert, verwendeten die westlichen Mächte die Einheitsregierung
lediglich als Deckmantel - und trugen so de facto sogar noch dazu bei, sie
weiter zu destabilisieren. Die Vereinigten Staaten etwa nutzten bei ihrem
Krieg gegen libysche Basen des IS nicht die Milizen, die der
Einheitsregierung nahestanden, als Bodentruppen, sondern Milizen aus
Misrata - "unter der Fiktion, es handele sich um Truppen, die der Regierung
gegenüber loyal seien", berichtet die SWP.[5] Tatsächlich waren sie dies
allenfalls punktuell. Die EU gab ebenfalls vor, mit der Einheitsregierung
zu kooperieren, um praktisch aber "Arrangements mit lokalen Milizen zur
Verhinderung von Migration einzugehen und in libyschen Gewässern aktiv zu
werden". Auch die Unterstützung der sogenannten libyschen Küstenwache habe
faktisch örtliche Banden gestärkt, die zutiefst in "kriminelle[...]
Geschäfte verwickelt" seien, konstatiert die SWP. Die Einheitsregierung,
ohnehin weitgehend machtlos, leide aufgrund des ignoranten Vorgehens der EU
auch "unter dem Vorwurf ..., sie sei eine Marionette der Europäer"; das
habe ihr jede noch verbliebene Legitimation geraubt. Die SWP hielt im
vergangenen Juli fest: "Der mittlerweile alles dominierende Fokus der
europäischen Libyenpolitik auf die Eindämmung von Migration hat das einst
wichtigste Ziel, zur Wiederherstellung einer funktionierenden Regierung
beizutragen, nicht nur verdrängt, sondern steht ihm direkt entgegen."[6]

Der General und das Öl

Von den westlichen Mächten zwar ins Amt gebracht, von Beginn an aber auch
von ihnen unterminiert, sieht sich die Einheitsregierung nun dem Ansturm
der Libyan National Army (LNA) von General Khalifa Haftar gegenüber. Diese
hatte seit 2014 zunächst jihadistische Milizen im Osten des Landes
niedergeschlagen und im Jahr 2016 Libyens bedeutendste Ölverladehäfen unter
ihre Kontrolle gebracht.[7] Zu Jahresbeginn hat sie Teile Südlibyens
eingenommen, darunter das Ölfeld Sharara, das größte des Landes. Dort
fördern in einem Joint Venture mit der libyschen National Oil Corporation
(NOC) die Konzerne Total (Frankreich), OMV (Österreich), Repsol (Spanien)
und Equinor (Norwegen) Öl.[8] Weil Haftar und die LNA nicht nur Jihadisten,
sondern auch andere Kräfte des politischen Islam bekämpfen, darunter die
Muslimbruderschaft, werden sie schon lange von Ägypten sowie den
Vereinigten Arabischen Emiraten unterstützt. Französische Spezialkräfte
waren bereits Anfang 2016 an der Seite von Haftars Verbänden aktiv.[9]
Zuletzt hat der französische Außenminister die Einnahme von Teilen
Südlibyens durch Haftars LNA gelobt.[10] Auch Russland hat Haftar
Unterstützung zukommen lassen.

Kriegsziele

Mit der Unterstützung für Haftar hat Paris wohl schon früh die Konsequenzen
aus der absehbaren Chancenlosigkeit der von Berlin und Brüssel protegierten
- und gleichzeitig sabotierten - Einheitsregierung gezogen. Setzt Haftar
sich durch, kann Frankreich auf größeren Einfluss in Tripolis hoffen.
Dasselbe Ziel hatte die Regierung Sarkozy 2011 bewogen, Luftangriffe zum
Sturz von Muammar al Gaddafi vom Zaun zu brechen - um größeren politischen
Einfluss in Nordafrika und stärkeren Zugriff auf libysches Erdöl zu
erhalten, wie ein Untersuchungsbericht des britischen Parlaments unter
Berufung auf Gespräche mit französischen Geheimdienstlern konstatiert
(german-foreign-policy.com berichtete [11]). Mit diesem Krieg, an dem sich
auch deutsche Soldaten in NATO-Hauptquartieren beteiligten, haben die
westlichen Mächte Libyen in seine heutige fatale Situation gebombt: Ihrem
Militäreinsatz verdankt das Land letztlich den Bürgerkrieg.
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KOHLEALARM/589: Klimakampf und Kohlefront - Aktionen in zwei Revieren ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 11. April 2019

Alle Dörfer bleiben: 

Am Wochenende Aktionen in zwei Revieren gegen Braunkohle geplant



Pödelwitz, Erkelenz - Nachdem im März rund 3000 Menschen zum Sternmarsch
ins akut bedrohte Keyenberg in Nordrhein-Westfalen kamen, plant die
Initiative "Alle Dörfer bleiben" am kommenden Wochenende erneut Aktionen in
Keyenberg sowie im sächsischen Pödelwitz. Mit den Aktionen will die
Initiative darauf aufmerksam machen, dass trotz der dringend notwendigen
Energiewende immer noch Dörfer für Braunkohle zerstört werden sollen und
Menschen eine Zwangsumsiedlung droht.

Am Samstag startet in Pödelwitz um 15 Uhr die Frühlingsaktion "Keinen Meter
der Kohle - Alle Dörfer bleiben - überall". "Mit der Aktion wollen wir
zeigen, was hier passiert: Ich bin einfach fassungslos, dass in Zeiten des
Klimawandels der Tagebau-Betreiber Mibrag und die sächsische
Landesregierung noch über Tagesbauerweiterungen nachdenken." Obwohl die
Mibrag noch keine Genehmigung hat Pödelwitz abzubaggern, hat der Konzern
bereits Teile der Dorfes aufgekauft. "Letztes Wochenende sind in Leipzig
und Berlin zehntausende Menschen gegen die Wohnungsnot auf die Straße
gegangen. Alle Welt sucht Wohnraum und in Pödelwitz lässt die Mibrag
denkmalgeschützte Häuser leerstehen und verfallen. Wir würden uns freuen,
wenn hier wieder Familien und junge Menschen herzögen." so Jens Hausner aus
Pödelwitz und aktiv bei "Alle Dörfer bleiben".

Ein bisschen neues Leben bringt auch die Frühlingsaktion "Keinen Meter der
Kohle" ins Dorf. Geplant sind ein vielfältiges Rahmenprogramm mit Kaffee
und Kuchen, Infostände, eine Bühne mit Musik sowie Beiträge von betroffenen
Menschen aus dem Rheinland, der Lausitz und aus dem Globalen Süden. Ein
Höhepunkt ist der Dorfspaziergang und das Bauen von Gedenkschildern für die
mehr als 60 abgebaggerten Dörfer und Städte der Region um Leipzig.
Interessierte sind herzlich eingeladen.

Im rheinischen Keyenberg findet am Sonntag die Veranstaltung "Wandern mit
WDR 5: Am Rande des Tagebaus Garzweiler bei Mönchengladbach" statt. Der
Waldpädagoge Michel Zobel führt durch den bedrohten Ort Keyenberg, den
angrenzenden Keyenberger Wald und das ebenfalls bedrohte Dorf Kuckum. "Wir
laden die Menschen ein sich unser schönes zu Hause anzusehen und mit uns
gemeinsam für den Erhalt zu kämpfen." sagt Britta Kox aus dem bedrohten Ort
Berverath und aktiv bei "Alle Dörfer bleiben". Der Treffpunkt für den
Spaziergang ist am Sonntag um 13 Uhr hinter der Kirche in Keyenberg.

"Die drohende Abbaggerung und der Umsiedlungsprozess sind sehr schmerzhaft
für uns alle. Wir fordern von der Landesregierung, dass die Menschen hier
die Wahl haben, ob sie bleiben oder gehen wollen. Wir wurden lange genug
durch die Profitinteressen von RWE fremdbestimmt. Um uns dagegen zur Wehr
zu setzten und Perspektiven für die Dörfer nach der Kohle zu entwickeln,
organisieren wir uns in der Initiative "Alle Dörfer bleiben" zusammen mit
Betroffenen in anderen Regionen und Aktiven in der
Klimagerechtigkeitsbewegung." ergänzt Britta Kox.

Weitere Aktionen von "Alle Dörfer bleiben" sind eine Radtour von Leipzig
nach Lützen am 27. April sowie ein Dorfspaziergang im ebenfalls bedrohten
Dorf Proschim in der Lausitz am 18. Mai. Für das Wochenende um den 22. Juni
plant die Initiative zudem zusammen mit dem BUND, Greenpeace und Campact
sowie den Schüler*innen von "Fridays for Future" einen großen Aktionstag am
Tagebau Garzweiler in NRW, um für den Erhalt der Dörfer und gegen die
Klimazerstörung zu protestieren. In dem Zeitraum findet auch die
Massenaktion zivilen Ungehorsams "Ende Gelände" statt. Am 
Fronleichnam-Wochenende werden daher viele tausend Menschen aus ganz Europa in der
Region erwartet.

Mehr Informationen zu kommenden Aktionen unter:

www.alle-doerfer-bleiben.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 11.04.2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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SPRACHE/996: Von Andi bis Schnucki - Geschlecht wird bei Kosenamen unwichtig (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 10.04.2019

Von Andi bis Schnucki: Geschlecht wird bei Kosenamen unwichtig

Besonders bei Paaren tritt das Geschlecht der Partner durch die Verwendung
von Kosenamen in den Hintergrund - Genderindex als Maßstab



Kosenamen sind die intimsten Namenarten, die wir kennen. Sie werden fast
ausschließlich im privaten Umfeld verwendet, unter Freunden, in
Paarbeziehungen oder in Familien. Im Beisein von Fremden sind sie selten
zu hören. Bei den unterschiedlichsten Kosenamen von Bärchen bis Schatz und
von Maus bis Sigi fällt allerdings eine überraschende Gemeinsamkeit auf:
Das Geschlecht der Person, die mit einem Kosenamen bezeichnet wird, rückt
in den Hintergrund - besonders auffällig im Vergleich zu ihrem Vornamen.
"Was bei den Vornamen peinlich genau kontrolliert wird, nämlich die
Geschlechterunterscheidung, kann im Privatbereich und vor allem bei Paaren
offensichtlich vernachlässigt werden", beschreibt Prof. Dr. Damaris
Nübling, Sprachwissenschaftlerin vom Deutschen Institut der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU), das Phänomen. Das geht so weit, dass
manche Kosenamen für Frauen und Männer gleichermaßen Verwendung finden wie
beispielsweise Alex und Andi, aber auch Liebling oder Schatzi. Die
Nivellierung der Geschlechter bei den Kosenamen, die sich von dem Vornamen
ableiten, kann anhand eines Genderindex gezeigt werden. Dieser Index
ermittelt die typischen Klangmuster von Frauen- und von Männernamen und
vergleicht sie mit denen der betreffenden Kosenamen.

Kosenamen kommen in allen engeren Beziehungen vor, nicht nur bei Paaren
und Familien, sondern auch in Schulen, Betrieben, Vereinen und im Beruf.
Sie dienen der Herstellung von Nähe und Sympathie, während Spottnamen, die
negative Variante von Spitznamen, meist mit Ablehnung und Aggressionen
verbunden sind. Die Linguistik unterscheidet verschiedene Typen, wie
Spitznamen gebildet werden. Am häufigsten sind die Abwandlung des Vor-
oder Nachnamens und die Bildung von sogenannten Übernamen wie Mausi,
Schatz oder Zwerg.

Bei der Bildung von Kosenamen auf der Basis von Familiennamen liegen
Männer sehr deutlich vorn: Schumi und Poldi sind hierfür prominente
Beispiele. Frauen dagegen bekommen vorwiegend Kosenamen, die von ihren
Vornamen abgeleitet sind: Aus Gabriele wird Gabi und aus Stefanie wird
Steffi. Damit vergleichbar wird auch Michael zu Michi und Hans zu Hansi.

Genderindex gibt Weiblichkeit und Männlichkeit von Vor- und Spitznamen
an 

Das Team um Damaris Nübling hat nun die Vornamen einerseits und die
Kosenamen andererseits genauer unter die Lupe genommen und anhand des
Genderindex auf den Prüfstand gestellt. Dieser Index berücksichtigt, dass
sich Vornamen von Frauen und Männern in der Silbenzahl, der
Akzentposition, dem Anteil von Konsonanten und Vokalen und ganz besonders
im Auslaut unterscheiden. Fast 80 Prozent der Frauennamen enden mit einem
Vokal, aber nur knapp 20 Prozent der Männernamen - und dann in der Regel
auf andere Vokale als bei den Frauen. Auf einer Skala von plus acht, das
ist maximal weiblich, bis minus acht, das ist maximal männlich, liegt zum
Beispiel Michaela bei plus sieben und Christoph bei minus fünf.

Mit Hilfe eines großen Korpus, das Kosenamen von Schülerinnen und Schülern
enthält, wurde dann deren Genderindex ermittelt. "Hier zeigt sich, dass
bei den Kosenamen eine deutliche Nivellierung der Geschlechterdifferenz
stattfindet und die Namen sich in ihrer Struktur und in ihrem Klangmuster
annähern", so Nübling. "Das geht so weit, dass sich männliche und
weibliche Kosenamen überschneiden und überhaupt kein Geschlecht mehr
markieren." Bei Andi, Uli, Alex oder Chris lässt sich nicht sagen, ob eine
Frau oder ein Mann gemeint ist.

Geschlechterdifferenz wird nivelliert - Beziehung überschreibt
Geschlecht 

Das heißt, Kosenamen, die von weiblichen Vornamen abgeleitet sind, werden
im Klang männlicher und Kosenamen, die von männlichen Vornamen abgeleitet
sind, klingen weiblicher. Diese Annäherung, so zeigen Erkenntnisse des
Soziologen Prof. Dr. Stefan Hirschauer von der JGU, ist nur auf den ersten
Blick überraschend. Sie offenbart tatsächlich eine grundlegende Struktur
von Nahbeziehungen: Gerade in Paarbeziehungen, die sich aufgrund von
Geschlechterunterscheidung bilden, wird das Geschlecht zunehmend
unwichtiger. "Wenn sich ein Paar erst einmal gebildet hat, wird das
Geschlecht nicht nur irrelevant, sondern es steht der Beziehung sogar im
Weg, weil es die Wahrnehmung des Individuums stört", erklärt Nübling. "Man
könnte sagen: Das Geschlecht ist längst geklärt, ich brauche es nicht mehr
im Namen aufzurufen. Die mit dem Namen vollzogene Streicheleinheit ist
wichtiger." Stefan Hirschauer bemerkt dazu: "Die Personenwahrnehmung in
Intimbeziehungen verlangt einfach eine viel größere Komplexität als das
Geschlechterschema erlaubt. Außerdem steht dieses Schema in Konkurrenz zum
Vertrautheitswissen im Beziehungsalltag. Die Mitglieder eines Paares
wissen viel zu viel übereinander, als dass sie sich stets oder vorrangig
als Frau oder Mann sehen könnten."

Diese Funktion erfüllen auch Übernamen wie Schatzi oder Schnuckel oder
Kosenamen auf Basis von Tierbezeichnungen: Hase, Hasi, Spatz, Äffchen,
Käfer - Namen, die beide Partner sich gegenseitig geben und die ebenfalls
großzügig die Geschlechtergrenze verwischen. Eine besonders auffällige
Verschmelzung von Partnern als Paar kommt in amalgamierten Paarnamen wie
Brangelina für Brad Pitt und Angelina Jolie zum Ausdruck. In Schweden, wo
man Namen frei wechseln und wählen darf, wählen Paare bei der Heirat öfter
einen gemeinsamen Familiennamen, der die beiden Geburtsnamen vermischt.

Unisex-Namen auf dem Vormarsch

In Deutschland ist die Situation eine andere. Dass sich Frauen und Männer
den gleichen Namen teilen, wie im Falle von Uli oder Chris, steht den
meisten offiziellen Vornamen entgegen, die in aller Regel auf das
Geschlecht des Kindes verweisen. "Dieses Prinzip könnte sich aber mit der
zunehmenden sozialen Bedeutungslosigkeit von Geschlecht abschwächen",
erwartet Nübling. Unisex-Namen werden mit dem sogenannten dritten
Geschlecht "divers" möglicherweise mehr Raum erobern.

Wie die Entwicklung genau verläuft, ist nicht einfach zu ermitteln.
Kosenamen sind oft sehr intim und werden nicht gerne verraten. Gerade
Paare geben ihre Intimnamen kaum preis, sie sind für andere tabu. Ein
Forschungsfeld, zu dem es bisher keine Informationen gibt, ist der
Gebrauch von Kosenamen in gleichgeschlechtlichen Beziehungen - ein Gebiet,
zu dem Damaris Nübling mit ihrem Team am Deutschen Institut und mit der
Gendersoziologie, mit der sie seit sechs Jahren in einer 
DFG-Forschergruppe zusammenarbeitet, in Zukunft weitere Untersuchungen
durchführen möchte.


Veröffentlichung:

Damaris Nübling

Beziehung überschreibt Geschlecht. Zum Genderindex von Ruf- und Kosenamen
In: Angelika Linke, Juliane Schröter (Hrsg.), Sprache und Beziehung

De Gruyter, Berlin, 2017, 99-118

https://www.degruyter.com/view/product/476557

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218
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MELDUNG/320: Anzahl der Hinrichtungen zurückgegangen auf niedrigste Zahl seit zehn Jahren


Amnesty International - 10. April 2019

Amnesty-Bericht zur Todesstrafe 2018

Anzahl der Hinrichtungen zurückgegangen auf niedrigste Zahl seit zehn
Jahren



Im vergangenen Jahr sind mindestens 690 Menschen in mindestens 20 Ländern
hingerichtet worden, rund ein Drittel weniger im Vergleich zu 2017 mit 993
Hinrichtungen. Iran, Saudi-Arabien, Vietnam und der Irak sind zusammen
verantwortlich für 78 Prozent dieser dokumentierten Exekutionen. Daneben
schätzt Amnesty International, dass in China auch 2018 wieder Tausende
hingerichtet wurden, mehr als im Rest der Welt zusammen.

Mindestens 20 Staaten haben voriges Jahr Menschen hingerichtet, das sind
drei weniger als noch 2017. Der Staat mit den meisten Hinrichtungen bleibt
die Volksrepublik China, die nach Schätzungen von Amnesty International
Tausende Exekutionen durchgeführt hat. Auf den unrühmlichen Plätzen zwei
bis fünf stehen Iran (mindestens 253 dokumentierte Hinrichtungen), 
Saudi-Arabien (149), Vietnam (mindestens 85) und der Irak (mindestens 52). Im
Iran ließen die Behörden nach einer Änderung des dortigen 
Anti-Drogen-Gesetzes im Vergleich zu 2017 (mindestens 507) "nur" halb so viele Menschen
hinrichten. Der iranische Staat setzte seine völkerrechtswidrige Praxis
fort, Menschen zu verurteilen und hinzurichten, auch wenn diese zum
Zeitpunkt des ihnen zur Last gelegten Verbrechens unter 18 Jahre alt waren.

Amnesty International setzt sich seit mehr als 40 Jahren gegen die
Todesstrafe ein. "Die Todesstrafe ist grausam, unmenschlich, verstößt gegen
das Recht auf Leben und gegen den Geist der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte", sagt Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty
International in Deutschland. Zwei Drittel aller Staaten haben die
Todesstrafe entweder per Gesetz abgeschafft oder verhängen sie in der
Praxis nicht mehr. "Der Rückgang der weltweit dokumentierten Hinrichtungen
gibt die Richtung vor: 142 Staaten wenden die Todesstrafe heute nicht mehr
an, 1987 waren es nur 69 - das ist eine wichtige Entwicklung zu einer Welt
ohne Hinrichtungen."

Dieser Weg erfordert allerdings weiter den Einsatz der ganzen
Staatengemeinschaft: Mindestens 2.531 neue Todesurteile wurden 2018 in 54
Ländern gefällt, mindestens 19.336 Menschen saßen im vergangenen Jahr
weltweit in Todeszellen. Ihnen allen droht der Tod durch Enthaupten, den
elektrischen Stuhl, Erhängen, die Giftspritze oder Erschießen. Im Iran
wurden zwei Menschen zum Tod durch Steinigen verurteilt.

"In vielen Staaten werden Todesurteile auf Grundlage von unter Folter
erpressten Geständnissen und unfairen Gerichtsverfahren gefällt. Wo Staaten
an der Todesstrafe festhalten, sollte die Staatengemeinschaft deshalb
zumindest auf die Einhaltung des absoluten Folterverbotes und grundlegende
rechtstaatliche Standards, wie das Recht auf Anhörung, auf einen
Rechtsbeistand und ein faires Verfahren dringen", fordert Beeko.

Die USA sind 2018 im zehnten Jahr in Folge der einzige Staat auf dem
amerikanischen Doppel-Kontinent, der Todesurteile tatsächlich vollstreckt
hat (25 Fälle), allein in Texas wurden 13 Menschen hingerichtet.

In Ägypten stieg die Zahl der verhängten Todesurteile um mehr als 75
Prozent von 402 im Vergleichsjahr 2017 auf mindestens 717 im vergangenen
Jahr. Viele davon gehen auf Massenverurteilungen nach unfairen Verfahren
zurück. "Die gestiegene Zahl der Todesurteile in Ägypten erinnert deutlich
daran, dass alle politischen und wirtschaftlichen Beziehungen zu Ägypten
auch auf eine dringliche Verbesserung der Menschenrechtslage gerichtet sein
müssen", sagt Beeko.

Praktisch abgeschafft hat die Todesstrafe im vergangenen Jahr die Regierung
in Burkina Faso. Gambia und Malaysia haben ein Moratorium erlassen und
verzichten bis auf weiteres auf Hinrichtungen.

Auch wenn es keinen praktischen Unterschied gemacht hat, ist es wichtig,
dass sich Staaten, die die Todesstrafe verteidigen, nicht weiter auf
Deutschland und die hessische Landesverfassung berufen können.

Markus N. BeekoGeneralsekretär von Amnesty International in Deutschland
In Hessen wurde Ende 2018 die Todesstrafe aus der Landesverfassung
gestrichen, wo sie aus der Zeit vor der Verabschiedung des Grundgesetzes im
Jahr 1949 noch zu finden war, wenngleich auch unwirksam. "Auch wenn es
keinen praktischen Unterschied gemacht hat, ist es wichtig, dass sich
Staaten, die die Todesstrafe verteidigen, nicht weiter auf Deutschland und
die hessische Landesverfassung berufen können", stellt Beeko fest.


Todesstrafen-Statistik 2018: Amnesty-Bericht auf Englisch
(PDF, 5.92 MB)

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2019-04/Amnesty-International-Todesstrafen-Statistik-2018.pdf

 * 

Quelle:

Meldung vom 10. April 2019

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/amnesty-bericht-zur-todesstrafe-2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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LESUNG/6391: Berlin - Volker Demuth, Niederungen und Erhebungen, 30.04.2019


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im April 2019

Dienstag, 30. April, 19.30 h

Niederungen und Erhebungen

Volker Demuth in Lesung und Gespräch

Gesprächspartner: José F. A. Oliver



Im Gespräch mit dem Schriftstellerkollegen José F. A. Oliver stellt
Volker Demuth seinen neuen Roman vor - »Niederungen und Erhebungen.
Besichtigung einer Lebenslandschaft« (Matthes & Seitz). Ein
Bauernhof, eine süddeutsche Kleinstadt, ein Haus am Fluss bilden den
Erfahrungsraum dieser autobiografischen Erzählung, in dem die
deutsche Geschichte sich spiegelt und die äußere Gegend zur inneren
Landschaft wird. "Geschichte ist nicht, was man will. Geschichte ist,
was man bekommt. Das war ein Wissen, von dem man nicht sprechen
musste, um es doch an jedem neuen Tag und mit jeder Verrichtung, die
der Bauernhof erforderte, zum Ausdruck zu bringen." Volker Demuth war
Professor für Medientheorie an der Fachhochschule für Gestaltung in
Schwäbisch Hall. 2004 gab er die Lehrtätigkeit auf und lebt heute als
freier Schriftsteller in Berlin. Zuletzt erschienen »Fleisch. Versuch
einer Carneologie« (2016) und »Der nächste Mensch« (2018), in der
Reihe »Fröhliche Wissenschaft«.

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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LESUNG/6390: Kiel - Mareike Krügel, "Sieh mich an", 24.04.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Mittwoch - 24.04.2019 - 15:00 Uhr - Ausser Haus

Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur, Brunswiker Straße
16 - 22, 24105 Kiel

Die schleswig-holsteinische Autorin Mareike Krügel liest aus ihrem
Roman "Sieh mich an"

Eintritt frei (Anmeldung an der Besucherpforte bei Betreten des
Gebäudes)



Im Rahmen der Finissage zur Ausstellung "Start up" des Ministeriums
für Bildung, Wissenschaft und Kultur liest Mareike Krügel aus ihrem
neuesten Roman "Sieh mich an". Dieser wurde vom NDR als "Buch des
Monats August" ausgezeichnet und erzählt von einem Tag und zugleich
dem ganzen Leben einer normalen Frau in den Vierzigern, die klug,
warmherzig und witzig Bilanz zieht, während ihr das Leben ständig
dazwischenfunkt. Studierte Musikerin mit Promotionsambitionen,
versorgt sie nun im Haus an der Ostseeküste Mann und zwei Kinder und
jobbt in der frühkindlichen Musikerziehung. Konfrontiert mit
Nasenbluten, Flammen und unvorhergesehenen Besuchern drängt das Etwas
Katharina zur Selbstbefragung: Was hätte in ihrer Vergangenheit
anders sein müssen, um die erträumte Zukunft herbeizuführen? »Ein
Buch wie eine Achterbahnfahrt«, lobt Katja Weisevom NDR die 1977 in
Kiel geborene und an der Schlei lebende Autorin, die u.a. mit dem
Friedrich-Hebbel-Preis ausgezeichnet wurde.

Veranstalter: Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur S-H /
Literaturhaus S-H

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/6389: Berlin - Romandebüts von Helene Bukowski, Emanuel Maeß und Katharina Mevissen, 25.4.19


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im April 2019

Donnerstag, 25. April, 19.30 h

Romandebüts der Saison

Helene Bukowski, Emanuel Maeß und Katharina Mevissen in Lesung und
Gespräch

Moderation: Anne Kohlick



Der Frühling bringt uns nicht nur die ersten warmen Sonnenstrahlen,
sondern auch zahlreiche literarische Neuerscheinungen. Drei Debüts
der Saison haben wir uns ausgesucht und deren Autor·innen eingeladen,
ihre Romane vorzustellen und mit der Journalistin Anne Kohlick zu
besprechen.

Mit seinem ersten Buch »Gelenke des Lichts« (Wallstein) nahm Emanuel
Maeß an der LCB-Prosawerkstatt 2009 teil. Es erzählt den
eigentümlichen Bildungsweg eines jungen Mannes in der Vor- und
Nachwendezeit, dabei entfaltet Maeß in feierlicher, prachtvoller
Sprache und mit diskreter Ironie seine Figur.

Der zweite Erstling des Frühjahrs ist Katharina Mevissens »Ich kann
dich hören« (Wagenbach), ein Roman, der "die Kunst des Zuhörens
feiert" (Deutschlandfunk) und Töne sowie Klänge in eine poetische
Sprache übersetzt.

Helene Bukowski, Teilnehmerin der Autorenwerkstatt 2016, stellt ihren
Roman »Milchzähne« (Blumenbar) vor, die märchenhafte, liebevolle
Geschichte des Mädchens Skalde und ihrer Mutter Edith - eine
Erzählung über Empathie und Zusammenhalt in einer im Chaos
versinkenden Welt.

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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AUSSICHTEN/8606: Und morgen, den 12. April 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 12.04.2019 bis zum 13.04.2019 +++






[image: Jean-Luc 8606 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






In das Wasser

zieht 's Jean-Luc,

es wird nasser,

und sein Glück.
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MARKT/192: Solidaritäts-Kundgebung - "Probleme der EU nicht nach Afrika exportieren" (EMB)


European Milk Board - Pressemitteilung vom 10. April 2019

"Probleme der EU nicht nach Afrika exportieren!"

Afrikanische und europäische Milcherzeuger fordern EU zu
verantwortungsvoller Politik auf



Sie sind Tausende Kilometer von Afrika bis ins EU-Viertel gekommen: Bei der
heutigen Solidaritätskundgebung in der Nähe des EU-Ratsgebäudes stehen
Milcherzeuger aus Burkina Faso und Mali sowie drei weiteren
westafrikanischen Staaten neben Milchbäuerinnen und -bauern aus ganz
Europa. Sie fordern in einer gemeinsamen Deklaration eine nachhaltige
Produktion in Europa und Afrika, damit wichtige Strukturen in der
Landwirtschaft nicht zerstört werden. Hintergrund sind die europäische
Überproduktion und die aktuelle EU-Exportausrichtung, die gravierende
Auswirkungen auf die lokale Milchwirtschaft in Westafrika haben.

"Lokale Strukturen nicht zerstören!"

"Von der Milcherzeugung und -verarbeitung leben bei uns mehrere
Hunderttausende Familien", beschreibt Christian Dovonou,
Landesgeschäftsführer von Tierärzte ohne Grenzen in Burkina Faso die
wirtschaftliche Bedeutung der Milchproduktion für Westafrika. "Diese
lokalen Strukturen sind in Gefahr, wenn die Billigimporte aus der EU weiter
zunehmen." Seit 2016 sind die EU-Exporte von mit Pflanzenfett
angereichertem Magermilchpulver nach Westafrika um 24% gestiegen. "Das
Pflanzenfett-Magermilchpulver wird 30% billiger als Vollmilchpulver auf den
afrikanischen Märkten, und damit zu Dumpingpreisen, verkauft", so Christian
Dovonou.

"In der EU wird sehr viel Milch produziert. Zu viel. Bisher wurde dieses
Problem nicht mit passenden Instrumenten hier vor Ort adressiert, sondern
man will es ausschließlich mit Exportsteigerungen insbesondere bei
Billigprodukten lösen", veranschaulicht Thierry Kesteloot von der
belgischen Entwicklungsorganisation Oxfam-Solidarité die aktuelle
Situation. "Leittragende sind die in der Milchwirtschaft tätigen Menschen,
insbesondere Frauen, die mit der billigen Konkurrenz aus Europa nicht
mithalten können", so Kesteloot.

In einer gemeinsamen Deklaration haben daher heute Vertreter der
verschiedenen Organisationen aus Afrika und Europa eine ausgewogene Agrar-
und Handelspolitik der Europäischen Union gefordert, die faire Bedingungen
für die Milcherzeuger in Afrika und Europa garantiert. Neben den Vertretern
aus Mali, Burkina Faso, Senegal, Mauretanien und Niger sowie den
europäischen Erzeugern des European Milk Board (EMB - Dachverband von
insgesamt 20 europäischen Milchverbänden) haben die
Kooperationsorganisationen Oxfam, SOS Faim und Tierärzte ohne Grenzen die
heutige Aktion organisiert und durchgeführt.

Auch wenn es keine EU-Exportsubventionen mehr gibt, findet Dumping von
Seiten der EU dennoch statt, denn:


	Über Direktzahlungen geht Geld an die EU-Erzeuger für Produktion, was die Exportprodukte verbilligt;

	Durch die starke Überproduktion in der EU liegen die von den Molkereien gezahlten Preise an EU-Produzenten weit unter dem Produktionskostenniveau. Auch das ermöglicht billige Exportprodukte;

	Durch das Verfahren der Pflanzenfettanreicherung werden Milchprodukte mit billigen Inhaltsstoffen hergestellt, die nicht dem natürlichen Ausgangsprodukt entsprechen. Das verbilligt die Produkte ebenfalls.



Entwicklung der lokalen Milchwirtschaft statt Zollerleichterung

Das Milchpulver wird zudem häufig in 25-kg-Säcken importiert, die in den
Genuss des sehr niedrigen gemeinsamen Zolltarifs von 5% kommen, der auf
Ebene der Westafrikanischen Wirtschaftsgemeinschaft ECOWAS festgelegt
wurde. Für François Graas von der Organisation SOS Faim sollen Importe
nicht pauschal verurteilt werden, da die Nachfrage nach Milchprodukten
derzeit durch die lokale Erzeugung nicht gedeckt werden kann. "Aber es muss
eine Balance existieren und Billigimporte dürfen nicht überhand nehmen.

Notwendig ist auch, dass die Strukturen vor Ort durch eine Politik der
Entwicklungszusammenarbeit unterstützt werden, da die lokale
Milchwirtschaft ein großes Potenzial für Arbeitsplätze und
Einkommensmöglichkeiten bietet."

Wie Ibrahima Aliou aus Niger betont, sei eine gut entwickelte
Milchwirtschaft der beste Garant gegen Armut und Landflucht. Außerdem biete
sie jungen Leuten Perspektiven. "Die Politik im globalen Norden und Süden
sollte daher die Erzeugung, Abholung und Verarbeitung lokaler Milch
fördern, statt auf Importe subventionierter Überschüsse zu setzen", so
Ibrahima Aliou. "In Westafrika gibt es bereits eine wachsende Zahl von
Initiativen, die die lokale Milchwirtschaft fördert."

Und wie profitieren die europäischen Milchviehhalter vom großen
Geschäft mit Afrika?

Mit dem Wegfall der Milchquote wurden den Milcherzeugern große
Exportmöglichkeiten prophezeit. Fakt ist, dass die EU-Erzeugerpreise rund
10 Cent unter den Produktionskosten liegen und der Milchsektor ohne
funktionierendes Kriseninstrument dasteht. Es sind also nicht die
europäischen Milchbauern, die vom wachsenden Weltmarkt profitieren.

Die Gemeinsame Agrarpolitik als Chance für Milchbauern hier und dort
Erwin Schöpges, Vorsitzender des European Milk Board (EMB), unterstreicht
die Wichtigkeit eines effizienten Kriseninstruments in der zukünftigen
EU-Agrarpolitik. "Wir dürfen die Probleme der europäischen
Überschussproduktion nicht nach Afrika exportieren", zeigt sich Schöpges
mit den afrikanischen Berufskollegen solidarisch. Das EMB fordert ein
Marktverantwortungsprogramm (MVP), das den Markt beobachtet und auf
drohende Krisen - beispielsweise mit einem freiwilligen Lieferverzicht -
frühzeitig reagiert. "Als Milcherzeuger wünsche ich mir kostendeckende
Preise, um nicht mehr von Direktzahlungen abhängig zu sein, die indirekt
unsere Exporte in Drittländer subventionieren." Positiv wertet Schöpges die
Abstimmung des Parlamentsberichts zur Änderung der Verordnung über die
gemeinsame Marktorganisation im Rahmen der EU-Agrarreform Anfang April. Der
Agrarausschuss des Europäischen Parlaments habe mit dem Programm zur
freiwilligen Mengenreduktion ein klares Votum für wirksame Krisenmaßnahmen
bei Marktstörungen gegeben.

Zusammen mit ihren Berufskollegen aus Europa sind sich die Vertreter aus
Westafrika mit ihrem Apell an die EU-Politik einig: "Gesunde Strukturen in
der Landwirtschaft erfordern engagierte Erzeuger und eine
verantwortungsvolle Politik. Bitte nutzen Sie die aktuelle GAP-Reform, um
dieser Verantwortung gerecht zu werden: Setzen Sie gute Instrumente gegen
schädliche Überschüsse und Dumping ein!"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. April 2019

EMB asbl - European Milk Board

Rue du Commerce 124, bte 4, 1000 Brussels

Telefon: +32 (0)2 808 1935, Fax: +32 (0)2 808 8265

E-Mail: office@europeanmilkboard.org

Internet: www.europeanmilkboard.org
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MUSEUM/853: Kassel - Steinzeitwerkstatt am 17. April 2019


Stadt Kassel

Steinzeitwerkstatt4



Am Mittwoch, den 17. April von 10 bis 12 Uhr wird im Naturkundemuseum
das Steinzeitlager in der Dauerausstellung besucht. Anschließend wird
mit steinzeitlichen Werkzeugen Mehl gemahlen, Brot gebacken und ein
Leder-Schamanenbeutel hergestellt.

Die Veranstaltung ist für Kinder ab acht Jahren. Eine Voranmeldung
unter der Telefonnummer 05 61/7 87-40 66 (dienstags bis sonntags von
10.30 bis 16.30 Uhr) ist erforderlich. Die Kosten betragen 2,50 Euro.

Alle Angebote können bequem unter www.naturkundemuseum-kassel.de
durchgestöbert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. April 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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THEATER/1412: Münster - Festival "Steppke" vom 15. bis 19. Mai 2019


Stadt Münster

"Steppke" - Großes Theater für die Kleinsten

Renommierte Ensembles aus Italien, den Niederlanden und Deutschland
spielen für Kinder ab zwei Jahren in Münster und im Kreis Steinfurt /
Vorverkauf ab 3. April



Münster (SMS) Großes Theater für die Kleinsten: Kinder ab zwei Jahren
nimmt das Festival "Steppke" in den Blick. An fünf Tagen, vom 15. bis
19. Mai 2019, feiern die vom städtischen Kulturamt und dem
Begegnungszentrum Meerwiese ausgerichteten internationalen Theatertage
Premiere in Münster. "Das junge Publikum mitsamt Begleitung darf sich
auf sieben herausragende Produktionen freuen", kündigt
Kulturamtsleiterin Frauke Schnell an. "Die Inszenierungen kommen ohne
Sprache aus. Mit allen Sinnen können die jungen Theatergäste fühlen,
hören, schauen und erleben."

Zu Gast in Münster und im Münsterland sind insgesamt 13 Aufführungen.
Möglich macht das eine breite Gemeinschaft: Förderer der Theatertage
sind die Regionale Kulturförderung NRW, die LWL Kulturstiftung
Westfalen-Lippe sowie die Wohn+Stadtbau GmbH, die Kulturstiftung der
Westfälischen Provinzial Versicherung sowie die Musik- und
Theaterfreunde Münsters und der Region Münsterland. "Wir freuen uns,
mit Neuenkirchen (Villa Hecking) und Emsdetten (Stroetmanns Fabrik)
zwei Aufführungsorte auch in der Region zu haben", sagt Georg Veit,
Kulturdezernent der Bezirksregierung Münster.

Spielort in Münster ist das Theater in der Meerwiese, seit 15 Jahren
feste Größe für herausragendes Kinder- und Jugendtheater. Und dazu
erfolgreicher Trendsetter in der Aufführungspraxis für die
allerjüngste Zielgruppe. "Mit einer großen Begeisterung, Fantasie und
Ernsthaftigkeit verfolgen Kinder auch ab zwei Jahren schon die
Stücke", berichtet Gisela Haak aus ihrem Erfahrungsschatz. "Das
Theater öffnet Türen zur Weltentdeckung", stimmt die Künstlerische
Leiterin der Theatertage auf das Festival ein.

Pinkopallino, die erst 2018 gegründete Formation um die Tänzer Alice
Cerrato und Antonio Rusciano eröffnet "Steppke" am 15. Mai. "Im Wald" 
heißt ihre Reise in die Welt der Natur mit Tanz, Musik und Poesie.
Die jungen Gäste sind mittendrin im Geschehen. Alle Requisiten stammen
aus der Natur und sind den Kindern bestens vertraut. Ebenfalls ein
Heimspiel genießt das Junge Theater Münster mit seiner jüngsten
Produktion: "Ein König zu viel". Zwei Könige stranden auf einer
einsamen Insel. Das ist einer zu viel, das steht fest. Aber wie
herausfinden, wer der Stärkere ist?? Ein Wettstreit auf Augenhöhe mit
herzhafter Situationskomik.

Aus Italien, den Niederlanden und Deutschland kommen die anderen
Produktionen. Gemeinsames Merkmal: Einsatz vielfältiger ästhetischer
Mittel wie Schauspiel, Musik, Malerei, dazu fantasievolle Requisiten
und Objekte. So zeigt der italienische Choreograf Alfredo Zinola, ein
Pionier des performativen Theaters für die Allerkleinsten, mit "Primo"
eine berührende Unterwasser-Performance. Die preisgekrönte
Theatercompagnie "BonteHond" (Almere/NL) liefert mit "Aaipet" eine
rasante wie amüsante Theatershow. Thema: Das Leben in der digitalen
Welt. Und ihre Kollegen aus Amsterdam laden in "MaPPaMoNDO" zu einer
imaginären Reise um die Erde ein. Mit Sand, Erde und Musik kreieren
sie eine Welt voller Geräusche und Farben.

Workshops und Vorträge runden das Festival ab. Kinder und Erwachsene
dürfen sich aktiv und kreativ einbringen. Pädagogische Kräfte und
Experten aus der Theaterwelt erhalten Impulse für die eigene Arbeit.
Für Austausch zum aktuellen Thema "Kleinkinder und Medien" sorgt das
Elterncafé.

Infos: Der Kartenvorverkauf für die Theatertage "Steppke" läuft
online auf www.localticketing.de/steppke und beginnt am 3. April.
Eintrittspreise freier Verkauf 4.50 / 5.50 Euro; Kita-Gruppen 4 Euro.
Karten für Kita-Gruppen unter (02 51) 4 92 41 82 oder E-Mail
haakg@stadt-muenster.de. Alle Informationen zum Programm im
Stadtportal www.stadt-muenster.de/meerwiese.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. April 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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DAS BLÄTTCHEN/1885: Noskes Schießbefehl


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 7 | 1. April 2019

Noskes Schießbefehl

von Günter Hayn



Der zweifelhafte Ruhm, als erste Berliner Arbeiterviertel bombardiert zu
haben, gebührt nicht Piloten der Royal Air Force, sondern deutschen
Kampffliegern: "Gegen 8 Uhr früh traten wieder Flieger in Tätigkeit und
griffen mit Fliegerbomben in den Kampf ein." Diese Meldung brachte die
Neue Berliner am 9. März 1919. Es ging gegen Wohnquartiere an der
Frankfurter Allee, die seit 6:00 Uhr desselben Tages auch mit
15-cm-Feldhaubitzen beschossen wurden. Die Flieger unterstanden dem General
Walther von Lüttwitz - der putschte ein knappes Jahr später mit einem
gewissen Wolfgang Kapp gegen die junge Republik -, ebenso wie die
berüchtigte Garde-Kavallerie-Schützen-Division unter dem Hauptmann Waldemar
Pabst. Der hatte zwei Monate zuvor den Liebknecht-Luxemburg-Mord auf sein
Kerbholz gebracht. Am 9. März unterzeichnete Gustav Noske, Sozialdemokrat
und Kriegsminister des Kabinetts Scheidemann, einen Schießbefehl: "Die
Grausamkeit und Bestialität der gegen uns kämpfenden Spartakisten zwingen
mich zu folgendem Befehl: Jede Person, die mit der Waffe in der Hand gegen
die Regierungstruppen kämpfend angetroffen wird, ist sofort zu erschießen."
Die "Bestialität der Spartakisten" war übrigens eine Falschmeldung, die auf
Druck des Noske-Ministeriums unter anderem die B.Z. am Mittag vom 9.
März verbreitete. Aus 20 in Lichtenberg festgesetzten Polizisten machte die
Zeitung 60 gemeuchelte Kriminalbeamte. Aufgeschrieben hatte Noske das
Papier der erwähnte Berufsmörder Pabst. Der sollte den Mordauftrag für die
ihm unmittelbar unterstellten Truppen noch einmal verschärfen.

Konkret geht es um ein Ereignis, das als "Berliner Märzkämpfe 1919" in die
Geschichte eingegangen ist. Die fanden ihren Höhepunkt in heftigen, vom 10.
bis zum 12. März 1919 mit schweren Waffen ausgetragenen Straßenkämpfen in
der Stadt Lichtenberg - die gehörte vor 1920 nicht zu Berlin. Diesen
mythenumwobenen Ereignissen, es war mitnichten ein "Spartakusaufstand",
widmet das Bezirksmuseum Berlin-Lichtenberg derzeit eine bemerkenswerte
Sonderausstellung. Kuratiert von Dietmar Lange werden die Vorgeschichte,
der Verlauf und die Nachwirkungen dieser Kämpfe dargestellt. Offensichtlich
wurden sie im Auftrage Pabsts (Noskes?) provoziert. Schwer war das nicht.
Nach den Berliner Januarkämpfen und den sich zunehmend als Schall und Rauch
erweisenden Versprechungen Eberts und Scheidemanns lagen bei vielen
Arbeitern und Angehörigen der Republikanischen Soldatenwehr - das wären
eigentlich die Regierungstruppen gewesen, zu ihnen gehörte auch die
Volksmarinedivision - die Nerven blank. Aber gegen die mit schweren Waffen
ausgerüsteten 30.000 Mann der Freikorpsverbände hatten sie keine Chance.
Insgesamt kosteten die Märzkämpfe in Berlin etwa 1200 Menschen das Leben.
75 davon auf "Regierungsseite". Das sind Zahlen, die Noske selbst vorlegte.

Alfred Döblin, dessen Schwester Meta damals von einem Granatsplitter beim
Milch holen zerfetzt wurde, schrieb von "grausigen, unerhörten,
erschütternden Dinge(n) der Eroberung Lichtenbergs durch die weißen
Truppen".

Das Museum erstellte eine vorzügliche Begleitpublikation "Schießbefehl für
Lichtenberg", die für fünf Euro in der Ausstellung erhältlich ist. Die
Autoren zitieren einen der beteiligten Offiziere der 
Garde-Kavallerie-Schützen-Division, der nach den Gemetzeln gegenüber einer
Untersuchungskommission erklärte: "Wir haben am 9. November beide Augen
zugedrückt, jetzt gibt es kein Pardon mehr, jetzt gehen wir durch." Wem
immer noch nicht klar ist, wie die Mördermentalitäten der späteren SA- und
SS-Führer geprägt wurden, sollte sich diese Ausstellung ansehen.

Schießbefehl für Lichtenberg - das gewaltsame Ende der Revolution
1918/19 in Berlin, Museum Lichtenberg, Türrschmidtstraße 24, 10317 Berlin;
bis 5. Mai 2019 täglich 11.00 Uhr bis 18.00 Uhr, außer montags und
samstags.

 * 

Quelle:
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Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Krieg & Frieden

Nuklearer Winter

von Detlef Mielke



Wie wirkt sich ein atomarer Krieg auf das Klima aus? Was passiert,
wenn sich die Erde um 1 1/4°C abkühlt? Die
Jahresdurchschnittstemperaturen hier sind der Internetseite des
Umweltbundesamtes entnommen. Wenn denn vielleicht 100 Atomwaffen zum
Einsatz kämen, dann kommt ein Nuklearer Winter.

Die Klimaerwärmung hat Folgen

In den vergangenen 100 Jahren ist die Jahresdurchschnittstemperatur
auf de Erde um etwa 1 Grad Celsius gestiegen. Auswirkungen auf die
Natur sind bekannt: Polkappen schmelzen und der Meeresspiegel steigt,
stärkere Stürme, Dürren einerseits, Überschwemmungen andererseits.

Ausgetrocknete Landstriche und Ernteausfälle führen zu Hunger und
zwingen zur Migration. Dass dieser Klimawandel menschengemacht ist,
wird nur noch vom US-Amerikanischen Präsidenten und anderen
Rechtspopulisten bestritten.

Nur ein kleiner Atomkrieg mit "Mini-Nukes"

An dem Szenario eines fiktiven begrenzten Atomkrieges zwischen den
Atomwaffenstaaten Indien und Pakistan haben US-Klimaforscher die
Auswirkungen auf das Erdklima berechnet. Angenommen wurde der Einsatz
von jeweils 50 Atomsprengköpfen von der Stärke der Hiroshimabombe
(Mini-Nukes) auf Großstädte und Industrieanlagen (Spektrum der
Wissenschaft 12/2010). 20 Millionen Menschen würden unmittelbar an den
Folgen der Brände, der Druckwellen und der nuklearen Strahlung
sterben.

Auswirkung eines begrenzten Atomkrieges auf das Erdklima

Nur 100 Mini-Nukes würden durch die entstehenden Flächenbrände
Feuerstürme auslösen und Rußpartikel hoch in die Troposphäre tragen.
Die Erde würde großflächig verdunkelt, ein Phänomen, das von großen
Vulkanausbrüchen her bekannt ist. Aber anders als bei
Vulkanausbrüchen, bei denen die Partikel meist transparent sind,
würden die schwarzen Rußpartikel aber von der Sonne erwärmt und in die
Stratosphäre aufsteigen. Innerhalb weniger Wochen verteilt sich der
Dunst über die gesamte Erde. Weltweit würde die Sonneneinstrahlung
reduziert und die Durchschnittstemperatur würde um 1,25 Grad C sinken.
Die Temperaturveränderung geschähe nicht allmählich wie beim
Klimawandel, sondern innerhalb von Wochen. 10 Jahre würde es dauern,
bis die Partikel auf die Erde abgesunken seien. 10 Jahre lang würde
eine Abkühlung der Jahresdurchschnittstemperatur anhalten. Würden
viele Atomsprengköpfe eingesetzt, etwa in einem Krieg zwischen USA und
Russland, betrüge der Temperatursturz bis zu 30 Grad Celsius.

Die Ozonschicht würde zerstört

Die Rußpartikel von nur 100 Atomexplosionen würden in der Stratosphäre
durch die Sonneneinstrahlung zu einem Temperaturanstieg führen, die
Ozonschicht würde weitgehend zerstört. Menschen könnten sich durch
Schirme schützen, Pflanzen nicht. Viele Pflanzen würden durch die
erhöhte UV-Strahlung geschädigt.

Hunger als Folge von Missernten

Die Nahrungsmittelproduktion bräche durch die Verringerung der
Temperatur und die geringere Sonnenstrahlung sowie die geringere
Niederschlagsmenge ein. Die Preise für Lebensmittel würde sehr stark
steigen und die arme Bevölkerung könnte sich keine Nahrungsmittel mehr
leisten. Eine Milliarde hungertote Menschen könnte die Folge sein.

Neues atomares Wettrüsten erhöht die Atomkriegsgefahr

Ein neues Wettrüsten hat bereits begonnen. 2001 kündigten die USA
einseitig den ABM-Vertrag, Dabei ging es um ein Verbot von
Antiraketenraketen um die gegenseitige Zweitschlagskapazität zu
garantieren. Russland sieht die Stationierung von ABM Raketen in
Rumänien und demnächst auch in Polen als einen Verstoß gegen den INF
Vertrag (Intermediate Range Nuclear Forces, zu Deutsch: nukleare
Mittelstreckensysteme). Dieser Vertrag beendete 1988 das atomare
Wettrüsten in Europa. Heute beschuldigen die USA Russland,
Mittelstreckenlenkwaffen entwickelt zu haben. Russland beschuldigt die
USA mit der Stationierung von Antiraketenraketen in Rumänien und Polen
den INF Vertrag zu verletzen. Die politische Entspannung, unter der
der INF-Vertrag funktionierte, ist längst vergiftet. Nun haben die USA
diesen Vertrag aufgekündigt und in der Folge erklärte Russland, sich
dann auch nicht mehr an den Vertrag zu halten.

Atomkrieg aus Versehen

Selbst wenn wir davon ausgehen, dass weder USA noch Russland, die über
die weitaus meisten Atomwaffen verfügen, den Atomkrieg wollen, weil
sie wissen, dass das die Vernichtung der Menschheit bedeuten würde, so
besteht doch das Risiko eines Atomkrieges aus Versehen. Es gab mehrere
Computerfehler, die beinahe zu einem Atomkrieg führten. Sitzt dann
nicht zufällig besonnenes Bedienpersonal am Startknopf für das
Inferno, ist es um die Menschheit geschehen.

Verkürzte Vorwarnzeiten

Ein Raketenflug von Russland in die USA oder umgekehrt dauert ca. 20
Minuten. Das sind 20 Minuten um einen Computerfehler zu erkennen. Nach
20 Minuten muss der (scheinbar) Angegriffene alle seine Atomraketen
gestartet haben um sie vor Zerstörung zu schützen. Werden allerdings
US-Raketen in Europa oder russische Raketen etwa auf Cuba stationiert,
so verkürzt sich die Flugdauer auf wenige Minuten. Ein eventueller
Computerfehler muss also nach etwa 5 Minuten erkannt werden um einen
gegenseitigen Atomkrieg zu verhindern. Mit einer Stationierung von
Mittelstrecken in Europa steigt also die Atomkriegsgefahr.

Aktiv werden gegen Atomkriegsgefahr

Diese Gefährdung durch Atomwaffen war in den Jahren der Ost-West-Entspannung
eine verdrängte Gefahr.

Sie bestand fort, wurde von der Bevölkerung aber kaum gespürt. Die
Aufkündigung des INF-Vertrages zeigt, wie nah die Menschheit an ihrer
Selbstvernichtung ist. Werden auch Sie aktiv gegen Atomkrieg,
verlangen Sie von der Bundesregierung die Unterzeichnung des
Atomwaffenverbotsvertrages. Sprechen Sie Bundestags- und
Landtagsabgeordnete auf die Beteiligung der BRD an der
Atomkriegsplanung der NATO an.

Die ParlamentarierInnen sollen die Abgeordnetenerklärung von ICAN
(siehe Kasten) unterzeichnen.

KASTEN: www.icanw.delabgeordnetenerklaerung



"Wir, die unterzeichnenden Abgeordneten, begrüßen die Annahme des
 Vertrags für ein Verbot von Atomwaffen am 7. Juli 2017 in den
 Vereinten Nationen ausdrücklich als einen entscheidenden Schritt
 zur Verwirklichung einer atomwaffenfreien Welt.



Wir teilen die in der Präambel ausgedrückte, tiefe Sorge über die
 katastrophalen humanitären Auswirkungen jeglichen Gebrauchs von
 Atomwaffen und erkennen die dringende Notwendigkeit an, diese
 unmenschlichen und abscheulichen Waffen abzuschaffen.



Als Abgeordnete geloben wir, auf die Unterzeichnung und die
 Ratifizierung dieses bahnbrechenden Vertrages durch unsere
 jeweiligen Staaten hinzuwirken, da wir die Abschaffung von
 Atomwaffen als hohes, globales öffentliches Gut begreifen und als
 einen wesentlichen Schritt zur Förderung der Sicherheit und des
 Wohls aller Völker."



Aktive der Deutschen Friedensgesellschaft - Vereinigte
KriegsdienstgegnerInnen haben bereits einige, viele, Kommunalpolitiker
insbesondere von Linken, Grünen, SPD und SSW angeschrieben mit der
Bitte, den ICAN-Städteappell in ihre Kommunalvertretung einzubringen
und beschließen zu lassen. Wir wollen möglichst viele Städte und
Gemeinden bekommen, die sich gegen die atomare Aufrüstung aussprechen.

Eine überwältigende Mehrheit der Bevölkerung in Deutschland lehnt
Atomwaffen ab.

Sprecht Eure Kommunalpolitiker an, damit Eure Stadt den
ICAN-Städteappell unterzeichnet. Es schadet sicher nicht, wenn ein
Kommunalpolitiker von verschiedenen Seiten auf den Städteappell
(siehe Kasten) angesprochen wird.

KASTEN www.icanw.delican-staedteappelII



"Unsere Stadt/unsere Gemeinde ist zutiefst besorgt über die immense
 Bedrohung, die Atomwaffen für Städte und Gemeinden auf der ganzen
 Welt darstellt. Wir sind fest überzeugt, dass unsere Einwohner und
 Einwohnerinnen das Recht auf ein Leben frei von dieser Bedrohung
 haben. Jeder Einsatz von Atomwaffen, ob vorsätzlich oder
 versehentlich, würde katastrophale, weitreichende und
 langanhaltende Folgen für Mensch und Umwelt nach sich ziehen. Daher
 begrüßen wir den von den Vereinten Nationen verabschiedeten Vertrag
 zum Verbot von Atomwaffen 2017 und fordern die Bundesregierung zu
 deren Beitritt auf."



Wir werden sammeln und in einem der folgenden Gegenwind
berichten, welcher Kommunalpolitiker sich wie zu diesem Städteappell
verhalten hat, wer bereit war, ihn einzubringen und wer dafür und
dagegen stimmte. Denn jeder Wähler sollte wissen, wie seine
politischen Vertreter sich in dieser Frage positionieren.

Weitere Informationen finden Sie:

www.bundeswehrabschaffen.de

www.atomwaffenfrei.de

www.ican.de

www.dfg-vk.de

 * 
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IMI/945: Atommacht EUropa? Per EU-Teilhabe zur deutschen Atombombe?


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Analyse 2019/13 vom 10. April 2019

Atommacht EUropa?

Per EU-Teilhabe zur deutschen Atombombe?

von Claudia Haydt



Das Ende des INF-Vertrages hat die Problematik der atomaren Rüstung
oder gar eines neuen atomaren Rüstungswettlaufs wieder auf die
politische Tagesordnung gebracht. Das Thema war indes, trotz einer
vorübergehenden relativen Entspannung zwischen den großen Atommächten,
nie ganz von der Tagesordnung verschwunden. In den letzten Jahren
wurde jedoch - wenn überhaupt - dann das Atomprogramm Nordkoreas oder
ein mögliches Programm des Iran diskutiert. Die in Europa nach wie vor
vorhandenen Atomwaffen waren leider nur ein Thema weniger Spezialisten
und Aktivisten. US-amerikanische und Europäische Atompläne werden viel
zu selten diskutiert, obwohl sie die Gefahr eines Atomkrieges deutlich
anheizen. In diesem Kontext könnte auch eine alte Protokollnotiz aus
dem Jahr 1974 noch heute eine Rolle spielen und sogar den deutschen
Zugriff auf eine "europäische Bombe" möglich machen. Sie bildet die
Grundlage für Bestrebungen, dass sich Deutschland an einer
"Europäisierung" der französischen Atomwaffen beteiligen könnte, wie
sie jüngst zum Beispiel vom einflussreichen Leiter der Münchner
Sicherheitskonferenz, Wolfgang Ischinger, gefordert wurde: "Die
atomaren Einsatz-Optionen Frankreichs sollten nicht nur das eigene
Territorium, sondern auch das Territorium der EU-Partner mit
abdecken." (n-tv, 09.02.2019)


Das Ende des INF-Vertrags

Vorab werde ich kurz auf den INF-Vertrag eingehen: Sein Abschluss 1987
hatte und hat hohe praktische und symbolische Bedeutung. Es ging
nicht allein um die Begrenzung, sondern vor allem um den Abzug
atomarer Mittelstreckenraketen aus Europa. Betroffen waren Raketen
mit einer Reichweite von 500 bis 5.500 Kilometern.
Interkontinentalraketen und taktische Waffensysteme mit kürzerer
Reichweite waren von den Regelungen ausgenommen.

Die Mittelstreckenraketen und deren Stationierung waren das zentrale
Thema des Rüstungswettlaufs in den 1980er Jahren. Deswegen hatte die
Beendung des Wettrüstens in diesem Bereich eine so hohe Bedeutung. An
der Frage der Mittelstreckenraketen bekam der Weg von Abrüstung und
Vertrauensbildung praktische Relevanz. Umgekehrt hatte die spätere
Entscheidung der USA und der NATO-Staaten, ein System zur Abwehr
ballistischer Raketen aufzubauen, eine verheerende Wirkung für die
Stabilität dieses Abkommens.

Die Problematik dieses Schrittes lässt sich am besten im Rückgriff auf
die Zeit des Schwertkampfes erläutern. Wenn ein Abkommen regelt,
welche und wie viele Schwerter jede Seite haben darf, dann bringt der
Einsatz von Schilden die Balance aus dem Gleichgewicht. Ohne Schild
muss jede Seite die angreift einkalkulieren, dass sie selbst
verwundbar ist. Mit einem Schild lassen sich solche Gegenschläge
wenigstens teilweise abfangen und offensive Kampfszenarien werden
wieder denkbar und gewinnen seit der US-Aufkündigung des Vertrags zum
Verbot von Raketenabwehrsystemen im Juni 2002 immer weiter an
Bedeutung. Russland hat zudem den USA vorgeworfen, dass deren
Kampfdrohnen zwischenzeitlich so leistungsfähig seien und sie eine so
hohe Nutzlast tragen könnten, dass sie de facto eine vergleichbare
Wirkung entfalten könnten wie Mittelstreckenraketen. Auf diese und
andere Weise, so der Vorwurf, hätten die USA seit langer Zeit den
INF-Vertrag unterlaufen.

Umgekehrt gibt es den Vorwurf an Russland, seinerseits in jüngster
Zeit den bodengestützten Marschflugkörper Novator 9M729 (NATO-Name:
SSC-8) mit einer Reichweite von mehr als 500 Kilometern entwickelt zu
haben und dadurch den Westen Europas zu bedrohen. Letzteres war der
erklärte Anlass dafür, dass Trump im Oktober 2018 am Rande einer
Wahlkampfveranstaltung in Nevada erklärte, der INF-Vertrag wäre
nutzlos und die russische Seite hätte ihn ohnehin schon gebrochen.
Trump hat dabei vollständig ignoriert, welche hohe symbolische und
befriedende Wirkung der Vertrag hat.

Trump zielte bei seinem Vorgehen möglicherweise nicht nur auf
Russland, sondern auf den Rivalen China, der nicht von diesem Vertrag
erfasst ist, da China 1987 nicht zu den wettrüstenden Großmächten
gehörte. Offensichtlich gibt es die Hoffnung von Teilen der
US-Administration, dass nach dem Zerbrechen des INF-Vertrags eine neue
Abmachung möglich ist, die auch die chinesische Rüstung reglementiert.
Das ist allerdings ein hoch riskanter Schachzug.

Mit der Zerstörung des INF-Vertrags verlieren die USA zusätzlich an
Glaubwürdigkeit als Vertragspartner, die ohnehin schon unter anderem
durch den Bruch des Abkommens mit dem Iran gelitten hat. Wie stark der
Wille der USA zur Einhaltung zukünftiger Verträge ist, darf angesichts
dieser und anderer Erfahrungen durchaus hinterfragt werden. In jedem
Fall fördert das US-Gebaren die Bereitschaft anderer Länder, sich auf
Rüstungskontrollverträge einzulassen, in keiner Weise - im Gegenteil.


Steigende Atomkriegsgefahr

Kurz- bis mittelfristig muss nun mit einer Neustationierung von
Atomwaffen in Europa gerechnet werden. Von Seiten der USA wurde dies
bereits angedroht und russische Gegendrohungen gibt es ebenfalls. Für
die Friedensbewegung mag dies die Mobilisierung gegen den neuen
Rüstungswettlauf zwar leichter machen, das ist jedoch angesichts der
zunehmenden Gefahr einer militärischen Konfrontation zwischen NATO und
Russland ein schwacher Trost.

Wegen der extrem kurzen Vorwarnzeiten beim Einsatz von
Mittelstreckenraketen ist schon allein die Gefahr von Unfällen, von
Missverständnissen und schlussendlich von versehentlich ausgelösten
Kriegen extrem hoch. Dies ist einer der Gründe, warum die so genannte
Weltuntergangsuhr (Doomsday Clock) zurzeit auf 2 Minuten vor 12 steht.
So gefährlich haben die beteiligten Wissenschaftler die Weltlage nur
einmal zuvor, in den 1950er Jahren, eingeschätzt.

In der deutschen politischen Debatte wurde das Ultimatum an die
russische Regierung, innerhalb von 60 Tagen das Novator-Programm
einzustellen, als Kompromiss zwischen der US-Position (sofortiger
Austritt) und dem Verbleib im INF-Vertrag gefeiert. Die NZZ
(5.12.2018) formuliert die Problematik wie folgt: "Eine Kündigung des
Abkommens trägt nichts dazu bei, die illegale Stationierung russischer
Marschflugkörper mittlerer Reichweite rückgängig zu machen. Im
Gegenteil: Moskau könnte dann diese Aufrüstung ganz offen und in
weitaus größerem Ausmaß weiterführen."

Wir erleben im Moment keine Deeskalation, sondern eine gefährliche
Eskalation und den Einstieg in einen verstärkten konventionellen und
nuklearen Wettlauf. Wer atomar rüstet, begibt sich in die gefährliche
militärische Logik, dass die atomare Abschreckung glaubwürdig sein
muss. Das heißt: Wer atomar rüstet, muss seine Bereitschaft diese
Waffen auch einzusetzen, plausibel erscheinen lassen.

Wenn wir über Atomwaffen reden, dann reden wir wohl über die
unmenschlichste Waffe, die jemals erfunden wurde. Deswegen ist die
aktuelle Eskalation auch eine, die wir nicht ignorieren dürfen. Wie
bereits erwähnt, wurde die Eskalation mit dem Aufbau des
NATO-Raketenschilds eingeleitet. In Ramstein befindet sich übrigens
das Kommando- und Kontrollzentrum des NATO-Raketenprogramms, das ohne
die dortige Infrastruktur nicht einsatzfähig wäre.

Global gesehen gibt es mehrere solcher Installationen. Eine relative
neue befindet sich in Südkorea (THAAD). An der Positionierung lässt
sich auch die Aufgabe dieser Programme ableiten: Es geht um ein
militärisches Containment von Russland und China sowie um den Erhalt
der US-amerikanischen Interventionsfähigkeit.

Im Kontext dieser Konfrontation tauchen in letzter Zeit immer wieder
mediale Impulse auf wie die folgende Überschrift aus der Welt am
Sonntag (29.12.2017): "Brauchen wir die 'EU-Bombe'?"

Der Artikel erinnert daran, dass der frühere Außenminister Guido
Westerwelle den Abzug der US-Atombomben aus Deutschland gefordert
hatte und postuliert, dass daran heute niemand mehr denken würde. Die
Autorin, Martina Meister, fordert als Konsequenz aus der Krimkrise und
der unkalkulierbaren Politik von Trump, dass Europa atomar auf eigenen
Füßen stehen solle.

Die Autorin übersieht dabei, dass die globale Schieflage mit noch mehr
Waffen nicht auflösbar ist, sondern allein durch Abrüstung und
Vertrauensbildung. Dabei ist es notwendig, an bestehende globale
Abrüstungsmechanismen anzuknüpfen und nicht, diese zu zerstören.


Die Grenzen des Nichtverbreitungspaktes

Durch den Nichtverbreitungspakt ist es gelungen, dass eine Reihe von
atomaren Schwellenländern auf diese Fähigkeiten verzichtet und wie
Südafrika sogar auf bereits vorhandene Waffensysteme verzichtet haben.
Die Erfahrungen von Schwellenländern, auf Fähigkeiten im Bereich von
Massenvernichtungswaffen zu verzichten, sind jedoch nur begrenzt
ermutigend, wie man am Beispiel Libyens und Iraks sehen konnte.

Dem Vertrag ist es außerdem nicht gelungen, die vollständige Abrüstung
der bisherigen Atommächte auch nur in greifbare Nähe zu bringen. Die
Federation of Atomic Scientists geht davon aus, dass die USA im Moment
im Besitz von 6.550 Atomsprengköpfen sind, und Russland wird ein
Bestand von 6.409 zugerechnet. Das sind Bestände, die mehr als
ausreichend dafür wären, das menschliche Leben auf der Erde
vollständig auszulöschen.

Der Nichtverbreitungspakt ist damit deutlich an seine Grenzen
gekommen und er wird etwa durch die Tatsache, dass Deutschland
durchaus als atomares Schwellenland bezeichnet werden könnte, weiter
strapaziert. Denn Deutschland verfügt über atomwaffenfähiges Material,
zivile Atomkraftwerke und Anlagen zur Anreicherung von Uran, die
zusammen auch den potentiellen Zugriff auf die Atomwaffe ermöglichen:
"Nuclear Power powers The Bomb", ist der Slogan mit dem die
Anti-Atom-Bewegung International auf diese Problematik aufmerksam
macht. Allerdings existieren sowohl national als auch international
erhebliche Widerstände gegenüber einer rein nationalen deutschen
Atombombe, weshalb auf allerlei Wegen versucht wird, sich auf andere
Weise einen Zugriff zu verschaffen.

Der Nichtverbreitungspakt wird dabei etwa mit dem Konzept der atomaren
 Teilhabe vielfach unterlaufen. Dass deutsche Piloten mit deutschen
Flugzeugen und in Deutschland gelagerten Atomwaffen deren Einsatz für
den Ernstfall üben, ist ein klarer Vertragsverstoß. Trotzdem wird mit
Verweis darauf, dass diese Waffen ja im US-Besitz seien, ein deutscher
Vertragsbruch zurückgewiesen.

Das Konzept der atomaren Teilhabe ist leider kein Auslaufmodell,
sondern eines, das möglicherweise zukünftig auch im Rahmen der EU zum
Einsatz kommen könnte. Frankreich ist im Moment im Besitz von 10
Atomwaffen, die von Flugzeugen abgeworfen werden können. 250 der
französischen Atomwaffen sind seegestützt und 40 stationäre
Interkontinentalraketen. Auf diese Waffen haben manche deutsche
Sicherheitspolitiker schon länger ein Auge geworfen, auch um dieses
Potential noch auszubauen.


Gefährliche Nachrüstung in Büchel

Im rheinland-pfälzischen Büchel sind 20 US-Atomwaffen gelagert, die
bis 2020 ausgetauscht werden sollen. Öffentlich wird von einer
Modernisierung dieser Bomben gesprochen. Konkret handelt es sich
jedoch um die Stationierung einer neuen Generation von Atomwaffen.
Die Einsatzoptionen ändern sich dadurch grundlegend. Momentan sind es
frei fallende Bomben, deren Einsatz durch die Reichweite der
veralteten Trägersysteme - Tornado-Kampfflugzeuge - deutlich begrenzt
ist. Die Existenz dieser Waffen in Deutschland ist gefährlich,
dennoch ist die Einsatzwahrscheinlichkeit nicht allzu hoch. Bei der
neuen Generation B61-12 handelt es sich jedoch um so genannte smarte
Bomben, was natürlich nicht bedeutet, dass es klug wäre diese Waffen
einzusetzen, sondern dass diese in ihr Ziel gesteuert werden, Bunker
brechen können und dass die atomare Sprengkraft skaliert werden kann.
50 Kilotonnen beträgt die maximale Sprengkraft, die minimale 5
Kilotonnen. Letzteres ist dennoch mehr, als in Hiroshima zum Einsatz
kam. Die neuen Bomben wiegen etwa 350 Kilogramm damit gehört diese
Waffen nicht zu den Schwergewichten unter den Bomben. Wie bereits
erwähnt, gibt es den russischen Vorwurf, dass mit US-Drohnen der
INF-Vertrag unterlaufen wird. Angesichts der Nutzlast von über 1.000
Kilogramm, die manche US-Drohnen befördern können, erscheint dieser
Vorwurf nicht völlig aus der Luft gegriffen. In einem Artikel im
National Interest (9.10. 2018) nennt Zachary Keck die B61-12 "die
gefährlichste" Atomwaffe. Nicht weil sie die größte wäre, denn es gibt
Atomwaffen mit deutlich höherer Sprengkraft, sondern weil sie so
variabel, vielseitig einsetzbar ist und mit Zielabweichungen von
maximal 30 Metern sehr präzise. Damit scheint, aus militärischer
Sicht, der Einsatz kalkulierbar und vertretbar. Damit wird die
Schwelle für ihren Einsatz deutlich gesenkt und die Idee eines
"führbaren" Atomkriegs ist damit greifbarer als mit der älteren
Generation dieser Waffe.

Was bedeutet diese Neustationierung für Deutschland? Bisher wird die
Nukleare Teilhabe mit Tornados eingeübt. Deutsche Militärs gehen davon
aus, dass die veralteten Tornados spätestens ab 2025 nicht mehr zum
Einsatz kommen können. Die Vorstellung von Ursula von der Leyen
bestand darin, dass die Eurofighter so umgerüstet werden können, dass
sie als Trägersysteme geeignet sind. Eine entsprechende Anfrage beim
Pentagon wurde (bisher) allerdings nicht positiv beschieden. Die
US-Administration würde gerne eigene Kampfflugzeuge an die Bundeswehr
verkaufen, während das Verteidigungsministerium vorzugsweise eigene
Trägersysteme entwickelt und einsetzt. Unter der Prämisse, dass die
deutsche Regierung nicht auf die atomare Teilhabe verzichten will,
stellt sich die Frage, welche Optionen dann weiter verfolgt werden. Am
intensivsten wird ein Projekt diskutiert, das im Kontext von PESCO
(Ständige Strukturierte Zusammenarbeit) entwickelt wird, das so
genannte Future Combat Air System (FCAS). In einer gemeinsamen
deutsch-französischen Erklärung wurde dies bereits zum Thema gemacht
und die ersten Entwicklungsverträge wurden im Februar 2019
abgeschlossen. Dieses neue Kampfflugzeug soll nach dem Willen der
Beteiligten auch als atomares Trägersystem fungieren können.

Für den Fall, dass US-amerikanische Atomwaffen in das FCAS integriert
werden sollen, müssten sämtliche Konstruktionsdetails an die
US-amerikanischen Partner übermittelt werden, um eine Zertifizierung
zu ermöglichen. Vor dem Hintergrund der rüstungsindustriellen
Rivalität von Lockheed Martin und dem europäischen Airbus Konzern,
gibt es von Seiten der Industrie einige Vorbehalte gegenüber der
Weitergabe sensibler Konstruktionsdaten an die USA.


Eine europäische Atomwaffe?

Eine Lösung für das Dilemma wäre, eine die vollständig in der Hand der
europäischen Partner liegt, also europäische Kampfflugzeuge bestückt
mit europäischen Atombomben. Dieses Szenario wird von deutschen und
französischen Sicherheitspolitikern diskutiert und ist besonders für
diejenigen, die eine noch stärkere deutsche Militärmacht favorisieren,
attraktiv.

Bevor ich dieses Thema wieder aufgreifen werde, möchte ich kurz an die
deutsche Geschichte erinnern. Es ist bekannt, dass es bereits zu
Zeiten des Nationalsozialismus Programme gab, um eine deutsche
Atomwaffe zu entwickeln. Auch im Nachkriegsdeutschland, unter
Verteidigungsminister Franz Josef Strauß, entwickelten sich wieder
atomare Begehrlichkeiten. Glücklicherweise gab es damals renommierte
Atomwissenschaftler, die diese Pläne in aller Deutlichkeit öffentlich
angriffen. Außerdem gab es damals starken Gegenwind aus Frankreich
(Matthew Karnitschnig, German bomb debate goss Nuclear, Politico,
8.3.2018). Charles de Gaulle wollte Frankreich als die zentrale und
möglichst auch einzige Atommacht auf dem westeuropäischen Kontinent
verankern. In jüngerer Vergangenheit hat sich diese französische
Haltung jedoch etwas verändert und der damalige Präsident Sarkozy
hatte 2007 ein Angebot an die deutsche Regierung gemacht, über die
französische Waffen mit verfügen zu können, im Gegenzug für eine
substantielle finanzielle deutsche Beteiligung (Spiegel Online,
15.9.2007).[1]
Damals wurde das Angebot in Berlin nicht positiv aufgegriffen, was
sich aber dann vor etwa 2 Jahren durch einen CDU-Politiker änderte.
Roderich Kiesewetter fragte den Wissenschaftlichen Dienst des
Deutschen Bundestages, ob es völkerrechtliche Hindernisse gäbe, die
einer Ko-Finanzierung von Atomwaffen durch Deutschland im Wege stünden
(Wissenschaftliche Dienste, Völkerrechtliche Verpflichtungen
Deutschlands beim Umgang mit Kernwaffen, 23.5.2017). Die Antwort wurde
in Deutschland medial kaum zur Kenntnis genommen. Auch wenn die Idee
einer EUropäischen Abschreckung "Euro Deterrence" später von Wolfgang
Ischinger und anderen aufgegriffen wurde (Karnitschnig a.a.O.).
International gab es einen größeren Widerhall, in der New York Times
(5.7.2017) etwa konnte man lesen: "Ein europäisches
Nuklearwaffenprogramm wäre legal, besagt eine deutsche Prüfung."

Das 11seitige Gutachten des wissenschaftlichen Dienstes kommt zu dem
Schluss: "Im Ergebnis schließt die fehlende Staatspraxis eine
Möglichkeit zur Finanzierung ausländischer Atomwaffenpotentiale
rechtlich nicht aus. Auch aus dem allgemeinen Völkerrecht ergibt sich
derzeit (!) kein Finanzierungs- und Unterstützungsverbot für
ausländische Atomwaffenpotentiale." Zusätzlich wurde in dem Gutachten
die Frage erörtert, ob dies über den EU-Haushalt finanziert werden
könnte. Der Wissenschaftliche Dienst wies darauf hin, dass es einen
EU-Verteidigungshaushalt, der vergleichbar mit den nationalen
Haushalten wäre, nicht gäbe.

An dieser Antwort zeigt sich, wie dynamisch sich die EU Militärpolitik
zur Zeit entwickelt. Der Text wurde 2016 geschrieben. Zwischenzeitlich
liegt ein Entwurf für den nächsten mehrjährigen EU-Haushalt
(2021-2027) vor, der de facto einen umfangreichen europäischen
Rüstungsetat - Verteidigungsfonds genannt - beinhaltet. Über einen
Vorläufer wird bereits unter anderem die Erforschung und Entwicklung
der waffenfähigen Eurodrohne finanziert und auch für das FCAS gibt es
fortgeschrittene Überlegungen, es maßgeblich über den künftigen
Verteidigungsfonds mitfinanzieren zu lassen.

Der European Council on Foreign Relations (ECFR) hat einen ganzen
Artikel der Frage gewidmet, ob die Europäische Union eine Nuklearmacht
werden könnte (Manuel Lafont Rapnouil et al: Can Europe be a nuclear
power? ECFR, 3.9.2018). Die Welt (27.7.2018) geht noch einen Schritt
weiter und postuliert: "Eine Nuklearmacht Deutschland stärkt die
Sicherheit des Westens".

Gleichzeitig entsteht mit dem Atomwaffenverbotsvertrag, auf den unten
noch weiter eingegangen werden soll, eine völkerrechtliche Grundlage,
die eine Finanzierung von Atomwaffen unterbinden würde.


Eine Protokollnotiz als deutsche Hintertür

Eine deutsche Atomwaffe mag für einige Militaristen attraktiv sein,
sie würde jedoch schlichtweg zum Kollaps des Nichtverbreitungspaktes
führen. Warum wird diese Forderung dennoch aufgestellt? Der
Nichtverbreitungspakt wird in Deutschland traditionell
Atomwaffensperrvertrag genannt. Das mag auch der Sichtweise derjenigen
entsprochen haben, die 1974 den Vertrag ratifiziert haben. Sie sahen
ihn teils als Hindernis für den deutschen Zugriff auf die Atombombe.

Der Vertrag verpflichtet zur Einstellung der Produktion von Atomwaffen
und zur Auflösung vorhandener Potentiale. Unglücklicherweise geschieht
dies aber ohne zeitliche Vorgaben, so dass die gängige Reaktion der
NATO-Staaten darin besteht, mindestens so lange Atomwaffen haben zu
wollen, wie es noch andere Potentiale gibt. In Artikel 2 werden
Nichtatomwaffenstaaten dazu verpflichtet, die Verfügungsgewalt über
Atomwaffen von niemandem mittelbar oder unmittelbar anzunehmen. Das
schließt, nicht nur nach meiner Interpretation die Nukleare Teilhabe
aus, egal ob im Rahmen der NATO oder der EU.

Weil der Nichtverbreitungspakt einen guten Ansatz hatte, aber nun seit
Jahrzehnten stagniert, haben zahlreiche NGOs, aber auch Staaten die
Initiative ergriffen, einen zusätzlichen Vertrag zu initiieren, der
Atomwaffen vollständig ächtet. Dafür diesen Atomwaffenverbotsvertrag
auf den Weg zu bringen, hat ICAN glücklicherweise den
Friedensnobelpreis bekommen. Eine Unterzeichnung des Vertrags wird in
Deutschland durch eine große Mehrheit in der Bevölkerung unterstützt
(German public rejects nuclear weapons, ICAN, 23.3.2016). Die deutsche
Regierung hat jedoch weder an den Verhandlungen über den Vertragstext
teilgenommen noch hat sie sich jemals positiv darauf bezogen.

Woher kommt die vehemente Ablehnung dieses Vertrags? Dabei spielt
offensichtlich die NATO-Bündnissolidarität eine Rolle, aber
möglicherweise auch militaristisches Eigeninteresse. Aufschluss
darüber kann die Protokollnotiz geben, die Deutschland 1974 bei der
Unterzeichnung des Nichtverbreitungspaktes hinterlegt hat.

"The government of the federal Republic of Germany states that no
provision of the Treaty may be interpreted in such a way as to hamper
the further development of European unification, especially the
creation of a European Union with appropriate competence."

Sinngemäß hält diese Notiz fest, dass keine einzige Regelung des
Vertrags so interpretiert werden darf, dass sie eine europäische
Einigung und besonders eine Europäische Union mit entsprechenden
Atomwaffen-Kompetenzen einschränkt. Eine Protokollnotiz gibt den
Rahmen vor, unter dem die Zustimmung zu einem Vertrag stattfindet.

In anderen Worten, alles was Deutschland in Bezug auf den
Nichtverbreitungspakt zugesagt hat, verhindert nicht, dass Deutschland
im Kontext einer EU-Militärunion auch die (Mit-)Verfügungsgewalt über
eine gemeinsame Atomwaffe haben könnte. Mit dieser Notiz hat die
damalige deutsche Regierung es ermöglicht, dass Deutschland die
Option des Zugriffs auf Atomwaffen nicht vollständig aufgeben musste.

Im Zuge der deutschen Wiedervereinigung stand die Atomwaffenfrage dann
wieder auf der Tagesordnung. Damals hatte die deutsche Regierung im
Rahmen des Zweiplusvier-Vertrags wiederum zugesagt, keine Atomwaffen
anschaffen zu wollen. Das wurde ergänzt um die Passage: "Insbesondere
gelten die Rechte und Verpflichtungen aus dem Vertrag für
Nichtverbreitung von Kernwaffen ... für das vereinte Deutschland
fort".

Das bedeutet auch, dass im de facto Friedensvertrag Deutschlands nicht
nur der Nichtverbreitungspakt, sondern auch die zugehörige
Protokollnotiz fortgilt. Damit bleibt die Option einer europäischen
Atomwaffe mit substantiellem deutschem Zugriff auf der Tagesordnung.


Deutsche und EU-Atomwaffen stoppen!

Gleichzeitig erklärt dies auch die deutsche Ablehnung des
Atomwaffenverbotsvertrags. Am 7. Juli 2017 wurde dieser Vertrag mit
großer Mehrheit bei den Vereinten Nationen angenommen. Er enthält ein
vollständiges Verbot der Lagerung, der Produktion, des Einsatzes, des
Transports und selbst der Finanzierung von Atomwaffen. Sobald 50
Staaten diesen Vertrag ratifiziert haben, tritt er in Kraft - Stand
März 2019 haben ihn 70 Staaten unterzeichnet und 22 ratifiziert.

Wenn er rechtlich verbindlich wird, dann sind die heutigen
Atomwaffenpotentiale noch nicht aufgelöst, aber es wird zunehmend
schwieriger werden Atomwaffen zu entwickeln, sie zu transportieren
oder ihren Einsatz zu üben. Sollte Deutschland den Vertrag
ratifizieren, müssten die US-Atomwaffen abgezogen werden, europäische
Optionen wären vom Tisch, Transporte durch den deutschen Luftraum und
die Finanzierung von Atomwaffen durch deutsche Finanzinstitute wären
rechtswidrig. Insgesamt ist die Mobilisierungsfähigkeit für diesen
Vertag in der Gesellschaft sehr hoch. Diesen Rückenwind müssen wir für
eine weitere Mobilisierung nutzen, denn der Vertrag ist notwendig, um
aus den Träumen der deutschen Militaristen keine realen Alpträume
werden zu lassen.

Bei diesem Artikel handelt es sich um eine aktualisierte Variante
des Vortrags "Atomare Aufrüstung und aufkeimender Widerstand", der auf
dem letzten IMI-Kongress gehalten wurde.


Anmerkung:

[1] http://www.spiegel.de/politik/deutschland/ueberraschender-vorstoss-sarkozy-bot-deutschland-atomwaffen-an-a-505887.html



Der Artikel kann im PDF-Format heruntergeladen werden unter:

https://www.imi-online.de/download/IMI-Analyse2019-13-Atom-Web.pdf
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Tarifverhandlungen bei der BVG

Mehr für die Busfahrer ist im allgemeinen Interesse

von Violetta Bock



Wir befinden uns mitten in der Debatte, wie die Klimakatastrophe noch
aufzuhalten ist. SchülerInnen gehen seit ein paar Wochen jeden Freitag
auf die Straße und eine neue Jugendbewegung scheint erwacht. Beim
letzten großen Aktionstag Mitte März wurde die Forderung nach einer
Verkehrswende ins Zentrum gestellt. Die Stärkung des öffentlichen
Nahverkehrs wäre dafür nicht zuletzt ein bedeutender Baustein.

Davon würden auch die Bus- und BahnfahrerInnen profitieren. Dort
müssen Versäumnisse aus den letzten Jahren ausgebessert werden. Bei
den Tarifverhandlungen bei der BVG, den Berliner Verkehrsbetrieben,
zeigten sich diese in den letzten Wochen deutlich.

Im Februar und März fanden zwei Warnstreiks mit guter Beteiligung
statt. Doch Ver.di scheint noch nicht aus der Routine ausgebrochen zu
sein und das Potenzial voll auszuschöpfen. Ende März wird es
voraussichtlich zu einer Einigung kommen.

Bei der BVG und ihrer Tochter Berlin Transport arbeiten rund 14.700
Beschäftigte. Die zentrale Forderung der Gewerkschaft besteht in der
Reduzierung der Wochenarbeitszeit auf 36,5 Stunden bei vollem
Lohnausgleich. Damit würden die Arbeitszeiten angeglichen werden. So
arbeiten Altbeschäftigte 36,5 Stunden und seit 2005 Eingestellte 39
Stunden. Weitere Ziele von Ver.di und dem Beamtenbund sind
Weihnachtsgeld für Neulinge, der Wegfall der unteren Lohngruppen,
schnellere Gehaltssprünge und für Gewerkschaftsmitglieder einmalig 500
Euro.


Das "Angebot" der BVG

Gerade die Verkürzung der Arbeitszeit wollte das Unternehmen zuerst
nicht behandeln. Stattdessen bot es ein Paket von 65 Millionen Euro
an, was einer Lohnsteigerung von 11 Prozent für die unteren
Lohngruppen (etwa BusfahrerInnen) und sieben Prozent für die höheren
Einkommensgruppen entspräche. Das Angebot erntete jedoch scharfe
Kritik, weil es gekoppelt war an weitere Arbeitsverdichtungen. So
sollten die Schichten von 8,5 auf 9 Stunden verlängert und Ruhezeiten
von elf auf zwölf Stunden gekürzt werden. Wendezeiten, für die
mindestens vier Minuten berechnet werden, sollten komplett gestrichen
werden. Die Arbeitszeit sollte freiwillig phasenweise auf 45 Stunden
erhöht werden. Und das alles bei einer Laufzeit von fünf Jahren.

Dabei ist es dringend notwendig den Beruf attraktiver zu gestalten.
Der Krankenstand ist hoch, die Zahl der ausgefallenen Fahrten steigt,
hunderte Stellen müssen besetzt werden, bei einer Verkürzung der
Arbeitszeit laut BVG zusätzliche 500. Die Forderung nach Verkürzung
der Wochenarbeitszeit lehnte das Unternehmen ab, weil es
bestandsgefährdend sei.

Am zweiten Streiktag, bei dem einen Tag lang nur die Busse bestreikt
wurden, hieß es dann plötzlich, man sei zu Gesprächen bereit. Als
diese Mitte März stattfanden, veröffentlichten Gewerkschaft und
Unternehmen eine gemeinsame Pressemitteilung, in der verkündet wurde,
dass die Weichen für konstruktive Verhandlungen gestellt seien, auch
wenn noch kein Durchbruch erzielt sei. Über Inhalte wurde
Stillschweigen vereinbart. Am 28. März findet die nächste Verhandlung
statt.

Die Wut der Beschäftigten ist berechtigt und die Ursache dafür ist
nicht zuletzt Thilo Sarrazin. Als er 2005 Finanzsenator in Berlin war,
drohte er mit dem Verkauf der Verkehrsbetriebe an einen privaten
Investor. Ver.di akzeptierte daraufhin eine deutlich schlechtere
Bezahlung. Seitdem erhalten die Beschäftigten bundesweit am wenigsten
im Vergleich zu anderen Beschäftigten in derselben Branche. Nach zehn
Jahren im Beruf beträgt das Grundgehalt für einen Fahrer in Berlin
2.270 Euro, in Nordrhein-Westfalen sind es knapp 500 Euro mehr, in
Bayern sogar knapp 600 Euro mehr. Manche Fahrer in Berlin müssen daher
sogar aufstocken.

Doch selbst innerhalb der Stadt sind die Gehälter unterschiedlich. So
erhalten S-Bahn-Fahrer durch den Tarifvertrag der EVG 930 Euro
monatlich mehr. Sie blieb als Tochter des Bundes-Unternehmens Deutsche
Bahn vom Angriff Sarrazins verschont und profitiert von den
Abschlüssen der EVG und GDL. Bei rbb24.de wird Ver.di-BVG-Sekretär
Jeremy Arndts mit den Worten zitiert: "Im nachhinein muss man sagen,
dass unsere Einschätzung damals falsch war." Dies bezieht sich auf die
letzte Tarifrunde 2016, als die Gewerkschaft ohne Streik mit einer
Steigerung um 2,5 Prozent zufrieden war.

Ob sie dies auch in der nächsten Runde sagen wird, wird sich zeigen,
wenn der Ausgang feststeht. Auch diesmal gab es von linken Gruppen
Kritik am Vorgehen, wie etwa einem Kollegen der GdL oder der Gruppe
Ver.di aktiv. Sie fordern, die Öffentlichkeit stärker in die Kampagne
mit einzubeziehen durch Flyer, bei Demonstrationen etc. Es muss
herausgestellt werden, warum die Situation der Fahrer alle angeht,
warum ihre Besserstellung als Teil der Stärkung des öffentlichen
Nahverkehrs im Interesse aller ist und warum durch die deutliche
Verbindung der beiden Aspekte für die Verkehrswende noch mehr gewonnen
werden kann.

Angesichts des massiven Widerstands durch die Autoindustrie, werden
wir unsere Kräfte bündeln müssen. Es wird spannend sein, ob in diese
Richtung Erfahrungen gemacht werden, wenn 2020 die nächsten
Tarifverträge auslaufen.
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MUSIK/2864: Deutschlandfunk Kultur - Into the Deep, 13.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Into the Deep

Eine Lange Nacht über Tiefe in der Musik

Von Olaf Karnik und Volker Zander

Lange Nacht

Samstag, 13. April 2019, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Von Klassik über Jazz und Blues bis zu Folk und Rockmusik - seit jeher
gilt Tiefe als besonderes Qualitätskriterium. Wo es Musik gelingt,
tiefe Empfindungen auszudrücken und hervorzurufen oder tiefgründig
Erfahrungen zu reflektieren, verankern sich Töne und Texte tief in der
Seele ihrer Zuhörer. Seit Mitte des 20. Jahrhunderts zelebriert und
recodiert besonders die afro-amerikanische Popularmusik die Qualität
der Deepness (Tiefe) in Blues, Spiritual Jazz, Soul oder House. Von
einer Kultur der tiefen Töne kann die Rede sein, wo sich in der Pop-
Musik der Bass heute von seiner einstigen Begleitfunktion emanzipiert
und zum dominanten Sound in Reggae, Hip-Hop, Dubstep und anderen
Spielarten elektronischer Tanzmusik entwickelt hat. Eine "Lange Nacht"
über unterschiedliche Tiefendimensionen in der Musik.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 
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TALK/1645: WDR 3/WDR 5 - Ferdinand von Schirach spricht über "Dichtung und Wahrheit", 13.4.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 3. April 2019

Ferdinand von Schirach spricht in "Musik im Dialog" über "Dichtung
und Wahrheit"

Neue Reihe des WDR Sinfonieorchesters präsentiert dazu Werke von
Beethoven und Bartók

Leitung: Jukka-Pekka Saraste

Kölner Philharmonie

Samstag 13. April 2019

Veranstaltungsbeginn 20.00 Uhr, Einführung 19.00 Uhr

Live-Übertragung auf WDR 5 und WDR 3 ab 20.04 Uhr



Nach dem erfolgreichen Auftakt der neuen Reihe "Musik im Dialog"
begrüßt das WDR Sinfonieorchester nach Bundestagspräsident Dr.
Wolfgang Schäuble nun den Schriftsteller und Strafverteidiger
Ferdinand von Schirach.

Prominente Gäste aus Kultur, Politik, Wirtschaft oder Sport treffen
auf Werke des klassischen Konzertkanons: Das ist die Idee der Reihe
"Musik im Dialog" des WDR Sinfonieorchesters in Kooperation mit WDR 5,
die in der kommenden Spielzeit fortgesetzt wird. Von Schirach spricht
am 13. April 2019 in der Kölner Philharmonie über "Freiheit und
Würde". Dem Vortrag stellt das WDR Sinfonieorchester unter der Leitung
seines Chefdirigenten Jukka-Pekka Saraste zwei Werke zur Seite, die
sich musikalisch mit dem Thema befassen: Ludwig van Beethovens
"Fidelio" erzählt von Korruption und politisch gelenkter Justiz, Béla
Bartóks Einakter "Herzog Blaubarts Burg" führt in tiefe Abgründe der
menschlichen Psyche. Die Solisten in diesem expressionistischen
Musikdrama sind die Mezzosopranistin Stefanie Irányi und der Bariton
Andreas Bauer Kanabas.

Mit Titeln wie "Verbrechen", "Schuld", "Tabu" und "Strafe" ist
Ferdinand von Schirach regelmäßig in den nationalen und
internationalen Bestsellerlisten vertreten. Er leuchtet in seinen
Büchern Abgründe der Menschen aus und Dilemmata in der Rechtsprechung.
Auf fast 100 Inszenierungen brachte es bislang sein Theaterstück
"Terror", in dem er das Publikum mit den ethischen Problemen
politischer Verantwortung konfrontiert.

Moderiert wird die zweite Ausgabe von "Musik im Dialog" wieder von WDR
5 Moderator Uwe Schulz.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 3. April 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln
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KURSUS/1892: Herten - "Einführung in die digitale Fotografie" für junge Leute, 15.-18.4.


Stadt Herten

Einführung in die digitale Fotografie 

Ferienschule Fotografieren



Dieses Angebot ist eine Einführung in die digitale Fotografie und
Bildbearbeitung für Kinder und Jugendliche zwischen 12 und 16 Jahren.
Es richtet sich an alle, die eine digitale Kamera besitzen und sie
richtig bedienen lernen wollen. Dazu gehört, die grundlegenden
Einstellungen einer Kamera zu verstehen, um gute Fotos zu machen. Die
Teilnehmenden erlernen mit praktischen Übungen Schritt für Schritt die
Möglichkeiten der Kamera kennen. Es sollten eine digitale Kamera mit
aufgeladenem Akku, eine Speicherkarte und die Bedienungsanleitung
mitgebracht werden. Für den Kurs sind maximal acht bis zehn
Teilnehmende vorgesehen.

3997

Manfred Nousch

Montag, 15. April, bis Donnerstag, 18. April 2019 (Osterferien)

jeweils 9 - 11.30 Uhr

4 Termine (15 UStd)

Rathausanbau

45 Euro (erm. 33,50 Euro / HP 26,50 Euro)

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich möglich -
online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per Anmeldekarte.
Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

Auskunft:

VHS Herten

Resser Weg 1

45699 Herten

Tel.: (0 23 66) 303 510

www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. April 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





GENETIK/559: Ein molekularer Schalter für das X-Chromosom (idw)


Max-Planck-Institut für molekulare Genetik - 08.04.2019

Ein molekularer Schalter für das X-Chromosom

Grundlegender Mechanismus zur Einleitung der Inaktivierung von X-Chromosomen 
im weiblichen Organismus aufgeklärt



Im Verlauf der Entwicklung müssen eine Vielzahl an Genen zu
unterschiedlichen Zeitpunkten an- oder abgeschaltet werden. Eine
besondere Herausforderung besteht, wenn in einer Zelle zwei Kopien des
gleichen Gens unterschiedliche Aktivierungszustände einnehmen sollen, wie
es zum Beispiel bei den X-Chromosomen im weiblichen Organismus der Fall
ist. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler am Berliner
Max-Planck-Institut für molekulare Genetik haben diesen Vorgang untersucht und ein
grundsätzliches Modell für die Einleitung der X-Inaktivierung durch das
RNA-Molekül Xist entwickelt. Danach wird die Wirkung von Xist durch einen
Repressor unterdrückt, der sich jeweils auf demselben Chromosom befindet
und auch nur auf diesem wirksam wird. Sein Gegenspieler, der für die
Aktivierung von Xist erforderlich ist, wirkt auf alle Xist-Gene,
unabhängig davon, auf welchem X-Chromosom sie liegen. Das Modell stellt
einen allgemeingültigen Mechanismus zur Einleitung der Inaktivierung von
X-Chromosomen bei verschiedenen Säugetierspezies vor und schafft die
Voraussetzungen für die Identifizierung der molekularen Mechanismen, die
für diesen Vorgang erforderlich sind.

Bei Säugern einschließlich des Menschen wird das genetische Geschlecht
durch die Geschlechtschromosomen X und Y bestimmt. Anders als die übrigen
Chromosomen bilden diese kein homologes Paar, sondern enthalten
unterschiedliche Gene und unterscheiden sich häufig auch schon in ihrer
äußeren Form voneinander. Weibliche Zellen enthalten in der Regel zweimal
das gleiche Geschlechtschromosom (XX), männliche Individuen haben ein
Y-Chromosom, das das männliche Geschlecht bestimmt und ein X-Chromosom.
Auch alle anderen Chromosomen kommen in doppelter Anzahl vor. Diese
Autosomen tragen aber im Regelfall jeweils die gleichen Gene, die sich
lediglich in der jeweiligen Ausprägung voneinander unterscheiden.

Die Anzahl der in aktiver Form im Organismus vorhandenen gleichen Gene
wird als Gendosis bezeichnet. Bei Säugern ist die Gendosis streng
festgelegt. Wenn zum Beispiel durch angeborene Erkrankungen einzelne Gene
fehlen oder zusätzlich vorhanden sind, kann dies zu unterschiedlich stark
ausgeprägten Störungen führen. Eines der bekanntesten Beispiele dafür ist
das Down-Syndrom (Trisomie 21), bei dem das Chromosom 21 und damit auch
jedes der auf dem Chromosom vorhandenen Gene in jeder Körperzelle nicht
zweimal, sondern dreimal vorkommt.

Weibliche und männliche Organismen benötigen gleiche Dosis an X-kodierten Genen

Die richtige Gendosis ist auch für die Gene auf dem X-Chromosom von
Bedeutung. "Für die normale Funktion benötigt jeder Organismus, egal ob
männlich oder weiblich, nur die Gendosis, die von einem X-Chromosom
bereitgestellt wird", erklärt Edda Schulz, Leiterin der
Max-Planck-Forschungsgruppe "Regulatorische Netzwerke in Stammzellen" am Berliner
Max-Planck-Institut für molekulare Genetik. "Der weibliche Organismus hat
jedoch im Regelfall zwei X-Chromosomen. Er muss daher sicherstellen, dass
die Gene eines X-Chromosoms ausgeschaltet bzw. inaktiviert werden."

Genau diese Inaktivierung interessiert Schulz. Gemeinsam mit ihrem Team
untersucht sie, wie weibliche Säugetiere in jeder ihrer Zellen eines der
beiden X-Chromosomen ausschalten, während das eine X-Chromosom in
männlichen Zellen aktiv bleibt. Bereits seit einiger Zeit ist bekannt,
dass die Gene eines X-Chromosoms mithilfe einer langen nicht-kodierenden
RNA namens Xist stillgelegt werden. Aber Xist wird von beiden
X-Chromosomen kodiert. Warum entfaltet es nur bei einem davon seine
Wirkung? Warum wirkt Xist nicht auch auf das zweite X-Chromosom und warum
entsteht an den X-Chromosomen von männlichen Zellen kein Xist?

Repressoren und Aktivatoren in cis und trans

In zahlreichen Untersuchungen wurde festgestellt, dass bei
unterschiedlichen Spezies unterschiedliche Faktoren an der Regulation von
Xist beteiligt sind. Einige davon unterdrücken seine Wirkung
(Repressoren), während andere diese erst ermöglichen bzw. verstärken
(Aktivatoren). Weiterhin wirken einige Faktoren nur auf die Gene, die mit
ihnen auf demselben Chromosom liegen - die Forscherinnen und Forscher
sprechen in diesem Fall von einer cis-Regulation. Andere Faktoren wirken
auf alle Kopien ihres Zielgens, egal, ob sich diese auf demselben oder
einem anderen Chromosom befinden. Dieser Fall wird als trans-Regulation
bezeichnet. Bislang existierte aber noch kein allgemeingültiges Modell,
mit dem das grundsätzliche Zusammenspiel der regulatorischen Faktoren bei
der X-Inaktivierung erklärt werden konnte.

Mathematische Modelle zur Simulation der X-Inaktivierung

Schulz und ihr Team entwickelten daher eine Reihe von mathematischen
Modellen, um die verschiedenen Möglichkeiten des Zusammenspiels von
Aktivatoren und Repressoren untersuchen zu können. Sie unterteilten die
beteiligten Faktoren danach, ob sie Xist aktivieren oder unterdrücken, ob
sie ihre Wirkung nur auf dem Chromosom entfalten, auf dem sie liegen, oder
auch auf weitere X-Chromosomen in der Zelle wirken und ob sie während der
X-Inaktivierung abgeschaltet werden oder ihre Funktion erhalten bleibt.
"Nur mit einem der von uns entwickelten Modelle konnte sichergestellt
werden, dass Xist nur bei einem von zwei X-Chromosomen aktiviert wird",
erklärt Verena Mutzel, die die Berechnungen durchgeführt hat. "Damit in
allen Zellen, männlich wie weiblich, ein X-Chromosom aktiv bleiben kann,
muss sich der Repressor für Xist auf demselben Chromosom befinden und darf
auch nur auf diesem wirksam sein (cis). Damit in Zellen mit mehr als einem
X-Chromosom aber nur ein X-Chromosom aktiv bleibt, muss sich auf den X
Chromosomen zusätzlich ein Aktivator für Xist befinden, der auch in
trans-Position wirksam ist."

Doppelte Unterdrückung erlaubt Aktivität

Die Forscherinnen und Forscher überprüften ihr Modell in verschiedenen
Zellkultur-Experimenten. Neben männlichen und weiblichen Zellen
verwendeten sie dabei auch Zelllinien, in denen drei oder mehr
X-Chromosomen vorkommen sowie genetisch modifizierte Zelllinien, in denen
Xist künstlich an- oder ausgeschaltet werden kann. Die Gene auf dem
X-Chromosom werden durch die lange nicht-kodierende RNA Xist unterdrückt.
Nach dem von den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern entwickelten
Modell wird aber Xist selber auch von einem Repressor unterdrückt, der
sich auf demselben Chromosom befindet, sodass Xist seine Wirkung nicht
entfalten kann. Wenn in einer Zelle also nur ein X-Chromosom vorkommt,
sind die darauf vorhandenen Gene aktiv. Wenn sich dagegen zwei
X-Chromosomen in einer Zelle befinden, liegt auch der in trans wirkende
Xist-Aktivator in doppelter Dosis vor. Dies führt dazu, dass seine Wirkung
stärker ist, als die des Xist-Repressors. Xist kann also aktiv werden und
die Gene auf dem betreffenden X-Chromosom werden stillgelegt. Dies
schließt auch den dort vorhandenen trans-Aktivator für Xist mit ein, so
dass dieser nicht auf das zweite X-Chromosom rückwirken und dieses
ebenfalls inaktivieren kann.

"Interessanterweise kann dieses Modell auch die Aktivierungsmuster der
X-Chromosomen bei Menschen mit Turner- oder Klinefelter-Syndrom erklären",
sagt Schulz. Das Turner-Syndrom ist eine bei Frauen auftretende angeborene
Erkrankung, bei der die Betroffenen nur ein Geschlechtschromosom besitzen
(X0) besitzen. Da nur eine Kopie des trans-Aktivators für Xist vorhanden
ist, sind die Gene auf dem vorhandenen X-Chromosom aktiv. Beim
Klinefelter-Syndrom weisen die betroffenen Männer neben einem X- und einem
Y-Chromosom noch ein zusätzliches zweites X-Chromosom auf. Hier wird wie
im weiblichen Organismus eines der beiden X-Chromosomen inaktiviert.

Aber auch die unterschiedlichen Beobachtungen bei der X-Inaktivierung von
unterschiedlichen Säugerspezies erklärt das Modell. "Bisher wurde
vermutet, dass die Stilllegung des X-Chromosoms bei verschiedenen Spezies
über unterschiedliche Mechanismen gewährleistet wird. Die Unterschiede
können aber auch durch unterschiedliche Interaktionsstärken zwischen den
beteiligten Netzwerkkomponenten entstehen. Wir gehen davon aus, dass die
Struktur des Netzwerkes, also dessen grundsätzlicher Aufbau,
speziesübergreifend gleich bleibt und dass die Unterschiede eher
quantitativer Natur sind", sagt Schulz.


Originalpublikation:

Verena Mutzel, Ikuhiro Okamoto, Ilona Dunkel, Mitinori Saitou, Luca
Giorgetti, Edith Heard, Edda G. Schulz
A symmetric toggle switch explains the onset of random X inactivation in
different mammals

Nature Structural and Molecular Biology 2019 [Epub ahead of print]

DOI: 10.1038/s41594-019-0214-1

Weitere Informationen finden Sie unter

https://molgen.iwww.mpg.de/schulz-lab

Webseite Forschungsgruppe Schulz

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution542
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ONKOLOGIE/1979: Zielgerichteter Therapieansatz für seltene Knochenkrebsart (idw)


Nationales Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg - 09.04.2019

Zielgerichteter Therapieansatz für seltene Knochenkrebsart



Chordome sind seltene Knochentumoren, die nur schlecht behandelt werden
können. Wissenschaftler und Ärzte vom Nationalen Centrum für
Tumorerkrankungen (NCT), Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ) und
Universitätsklinikum Heidelberg (UKHD) konnten mittels einer Genanalyse
ein besonderes genetisches Merkmal von Chordomen im fortgeschrittenen
Stadium aufdecken. Ihre im Fachblatt Nature Communications
veröffentlichten Ergebnisse deuten darauf hin, dass eine Gruppe von
Arzneistoffen, die bereits bei der Behandlung anderer Krebsarten
zugelassen ist, auch gegen Chordome wirksam sein könnte.

Chordome sind seltene Knochentumoren, die nur schlecht behandelt werden
können. Wissenschaftler und Ärzte vom Nationalen Centrum für
Tumorerkrankungen (NCT), Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ) und
Universitätsklinikum Heidelberg (UKHD) konnten mittels einer Genanalyse
ein besonderes genetisches Merkmal von Chordomen im fortgeschrittenen
Stadium aufdecken. Ihre im Fachblatt Nature Communications
veröffentlichten Ergebnisse deuten darauf hin, dass eine Gruppe von
Arzneistoffen, die bereits bei der Behandlung anderer Krebsarten
zugelassen ist, auch gegen Chordome wirksam sein könnte.
Nationales Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg, eine gemeinsame
Einrichtung des Deutschen Krebsforschungszentrums (DKFZ), des
Universitätsklinikums Heidelberg (UKHD) und der Deutschen Krebshilfe.

Chordome sind sehr seltene Tumoren der Wirbelsäule. Sie machen ungefähr
ein Prozent aller Knochentumoren aus. Sie zählen zwar zur Klasse der
Knochentumoren, entstehen allerdings nicht aus Knochengewebe, sondern aus
Resten der so genannten Chorda dorsalis. Bei allen Wirbeltieren wird die
Chorda dorsalis embryonal angelegt und im Laufe der Embryonalentwicklung
bis auf Rudimente von der Wirbelsäule ersetzt. Üblicherweise treten
Chordome jenseits des 30. Lebensjahres auf, wobei Männer und Frauen gleich
häufig von dem Wirbelsäulentumor betroffen sind. Die Behandlung gestaltet
sich oft schwierig, da Chordome in der Regel gegen eine konventionelle
Chemotherapie resistent sind. Ärzte versuchen, das betroffene Gewebe
chirurgisch zu entfernen, was allerdings oft nicht vollständig gelingt.
Die Mehrheit der Betroffenen wird daher anschließend mit Strahlentherapie
behandelt. In rund zwei Dritteln der Fälle kommt der Tumor jedoch zurück.
Forscher suchen deshalb nach neuen Wegen und Ansätzen, um dieser
Erkrankung beizukommen.

Wissenschaftler und Ärzte vom NCT Heidelberg, UKHD und DKFZ haben nun in
Zusammenarbeit mit Kollegen der Standorte des Deutschen Konsortiums für
Translationale Krebsforschung (DKTK) detaillierte Genanalysen der
Tumorzellen von Chordom-Patienten durchgeführt. Die Arbeit fand im Rahmen
des NCT/DKTK MASTER-(Molecularly Aided Stratification for Tumor
Eradication)-Programms statt. Die Studie unter Leitung des Kommissarischen
Geschäftsführenden Direktors am NCT Heidelberg Stefan Fröhling richtet
sich vor allem an junge Patienten mit fortgeschrittenen Krebserkrankungen
und Patienten mit sehr seltenen Tumoren (www.nct-heidelberg.de/master).

Insgesamt untersuchte das Team elf Chordom-Patienten im fortgeschrittenen
Stadium, bei denen die Standardtherapien bereits ausgeschöpft waren. Die
Wissenschaftler sequenzierten das Erbgut der Krebszellen vollständig und
entdeckten, dass fortgeschrittene Chordome bestimmte molekulare
Veränderungen aufweisen, die mit einer gestörten DNA-Reparatur durch die
so genannte homologe Rekombination (HR) verbunden sind.

Im Allgemeinen verwenden Zellen die HR, um schadhafte Stellen der
DNA-Stränge zu reparieren. Es ist bekannt, dass auch bei anderen
Krebszellarten die HR beeinträchtigt ist. Die Diagnose dieser fehlerhaften
Funktion erfordert bestimmte Voraussetzungen. "Allerdings trafen nur bei
drei der elf untersuchten Patienten diese klassischen Kriterien zu",
berichtet Stefan Gröschel, Oberarzt am UKHD und Leiter der Arbeitsgruppe
Molekulare Leukämogenese am DKFZ. "Bei Chordomen scheinen also offenbar
weitere, noch unbekannte genetische Veränderungen zu einer
Beeinträchtigung der HR zu führen."

Da sich bei anderen Krebsarten, bei denen ebenfalls ein HR-Defizit
vorliegt, bestimmte Arzneistoffe als wirksame Medikamente erwiesen haben,
lag es nahe, diese auch bei Chordom-Patienten als weitere
Behandlungsoption einzusetzen. Die Ärzte führten bei einem Betroffenen mit
passendem genetischem Profil eine experimentelle Behandlung mit einem so
genannten PARP-Inhibitor durch. PARP-Inhibitoren hemmen das Enzym
Poly-ADP-Ribose-Polymerase (PARP) und verhindern dadurch, dass Krebszellen
Schäden an ihrer DNA, die etwa in Folge einer Chemotherapie auftreten,
wieder reparieren können. Bei dem behandelten Patienten führte die Gabe
eines PARP-Inhibitors zu einer langanhaltenden klinischen Verbesserung und
einem Stillstand des Tumorwachstums. Nach erneutem Fortschreiten der
Erkrankung bei demselben Patienten konnte das Team um Stefan Fröhling,
Stefan Gröschel und Robert Russell vom BioQuant Heidelberg eine neuartige
Resistenzmutation des PARP1-Enzyms identifizieren, welche die Wirkung des
PARP-Inhibitors aufhob.

"Unsere Ergebnisse zeigen, wie die Suche nach neuen personalisierten
Krebstherapien im klinischen Alltag funktionieren kann. Durch den Einsatz
eines zugelassenen Medikaments, das bisher bei Chordomen noch nicht
angewendet wurde, konnten wir für einen Patienten über einen Zeitraum von
zehn Monaten eine verbesserte Erkrankungssituation erreichen. Und auch
wenn die Erkrankung danach erneut fortgeschritten ist, hoffen wir, dass
uns der neu entdeckte Resistenzmechanismus zukünftig helfen wird,
Therapien besser zu planen und früher auf Veränderungen in der Wirksamkeit
der Medikamente reagieren zu können", berichtet Fröhling.


Originalpublikation

Stefan Gröschel, Daniel Hübschmann, Francesco Raimondi, et al. (2019)
Defective homologous recombination DNA repair as therapeutic target in
advanced chordoma. Nature Communications

DOI: 10.1038/s41467-019-09633-9


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.nct-heidelberg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1453
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FORSCHUNG/4028: Unordnung führt zu Muskelerkrankungen (idw)


Philipps-Universität Marburg - 08.04.2019

Unordnung führt zu Muskelerkrankungen



Querschläger behindern den Muskelaufbau: Wenn Muskelzellen die
Proteinketten umbauen, die die Verkürzung der Muskelfaser bewirken, kommt
es ohne das Protein CAP2 zu missgebildeten Strukturen, wie sie auch bei
Muskeldystrophien und verwandten Erkrankungen auftreten. Das schließen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler um den Marburger Biologen
Professor Dr. Marco Rust aus Experimenten, bei denen sie CAP2
ausschalteten. Das Team berichtet über seine Ergebnisse vorab online im
Forschungsmagazin "Proceedings of the National Academy of Sciences of the
USA (PNAS)".

Unsere Bewegungen kommen zustande, indem sich die Muskelzellen verkürzen;
das geschieht, weil sich Proteinketten aus Aktin und Myosin in den
Muskelzellen aktiv gegeneinander bewegen. Diese Aktin- und Myosinfilamente
bilden die kontraktilen Elemente der sogenannten Myofibrillen. Bei
Säugetieren bauen die Muskelzellen kurz vor und nach der Geburt ihre
Aktinfilamente um, wobei sie deren Bestandteile austauschen.
Da dies im laufenden Betrieb passiert, muss die Zellmaschinerie den
Austausch präzise umsetzen. "Wie das geschieht und welche Moleküle daran
beteiligt sind, blieb bislang jedoch weitgehend im Dunkeln", sagt Marco
Rust, der die Forschungsarbeiten am Fachbereich Medizin der
Philipps-Universität leitete.

Rust und sein Team nahmen das Protein CAP2 unter die Lupe, das
Aktinfilamente auf- und umbauen kann. Frühere Analysen zeigten, dass CAP2
die Gestalt von Nervenzellen sowie die Funktionsweise des Herzens
beeinflusst; die Funktion in der Skelettmuskulatur war hingegen bislang
noch nicht untersucht worden.

Die Forschungsgruppe studierte Mutanten, die kein funktionsfähiges
CAP2-Protein produzieren. Wie das Team herausfand, führt das Fehlen des
Proteins dazu, dass sich der Umbau der Aktinfilamente verzögert, so dass
diese in einem unreifen Zustand verharren. "Die Verzögerung fiel mit dem
Auftreten von Bewegungsdefiziten ebenso zusammen, wie mit krankhaften
Veränderungen des Gewebes", berichtet Rusts Doktorandin Lara-Jane Kepser,
die den Entwicklungsdefekt entdeckte und dessen Ursache maßgeblich
aufzuklären half.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zeigen, dass die Störungen
ausreichen, um die Bildung von Ringbinden zu veranlassen - darunter
verstehen die Fachleute Muskelzellen mit Myofibrillen, die quer zur
üblichen Orientierung verlaufen und häufig bei Muskelerkrankungen
vorkommen, zum Beispiel bei Muskeldystrophien. Wie die quer liegenden
Myofibrillen entstehen, blieb bislang jedoch weitgehend unverstanden.

"In unseren Mutanten ist der Umbau der Aktinfilamente derart verlangsamt,
dass die Jungtiere anfangen, sich zu bewegen, bevor die Myofibrillen
vollständig entwickelt sind", führt Rust aus. "In der Folge reißen
einzelne Myofibrillen, wodurch Ringbinden entstehen."

Da die Reifung der Skelettmuskulatur beim Menschen ähnlich verlaufe wie
bei Mäusen, sei anzunehmen, dass CAP2 auch hier eine Schlüsselstellung
einnehme, betont der Leiter der Marburger Neuropathologie Professor Dr.
Axel Pagenstecher, der ebenfalls an den Untersuchungen mitwirkte.
"Tatsächlich zeigen unsere genetisch veränderten Mäuse Fehlbildungen der
Muskeln, die an Krankheiten beim Menschen erinnern."

Professor Dr. Marco Rust leitet die Arbeitsgruppe Molekulare Neurobiologie
am Institut für Physiologische Chemie des Marburger Fachbereichs Medizin.
Neben seiner Arbeitsgruppe und dem Neuropathologen Professor Dr. Axel
Pagenstecher beteiligten sich Forscherinnen und Forscher aus Warschau und
Genf an den Untersuchungen, die der Veröffentlichung zugrunde liegen. Die
Deutsche Forschungsgemeinschaft, das Universitätsklinikum Gießen und
Marburg, die Fondazione Cariplo sowie die nationale
Wissenschaftsförderorganisation Polens unterstützten die
Forschungsarbeiten finanziell.

Originalveröffentlichung: 

Lara-Jane Kepser & al.: CAP2 deficiency delays
myofibril actin cytoskeleton differentiation and disturbs skeletal muscle,
PNAS 2019
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LEITLINIE/176: Hilfe zur Abklärung von unklaren Fällen von chronischem Husten (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 09.04.2019

Wenn der Husten einfach nicht aufhört



Nicht immer liegt die Ursache für einen chronischen Husten in der Lunge
oder in den Atemwegen. Sodbrennen oder Entzündungen im Nasen-Rachen-Raum,
aber auch einige Medikamente können den Hustenreiz auslösen. Darauf weist
die Deutsche Gesellschaft für Pneumologie und Beatmungsmedizin in einer
aktualisierten Leitlinie zur Diagnose und Therapie von Husten bei
Erwachsenen hin. In der Neuauflage legen die Experten ein besonderes
Augenmerk auf mögliche Ursachen, die mittels üblicher Diagnostik
unentdeckt bleiben. Die Leitlinie soll eine Hilfe für Lungenärzte sein,
die die unklaren Fälle von chronischem Husten untersuchen.

Akuter Husten gehört zu den häufigsten Gründen für einen Arztbesuch. Meist
tritt er als Symptom einer Erkältung oder Grippe auf und bessert sich nach
zwei Wochen von selbst. "Sofern keine schwerwiegenden Symptome wie
Bluthusten, Atemnot oder hohes Fieber vorliegen, sind in der Regel keine
weiteren Untersuchungen notwendig", sagt Dr. med. Peter Kardos von der
Lungenpraxis an der Klinik Maingau in Frankfurt am Main. In einigen Fällen
kann aber der Erkältungshusten auch 3 bis 8 Wochen anhalten, dann handelt
es sich um einen so genannten subakuten Husten, beispielsweise im Rahmen
von Keuchhusten.

Bei normalem, erkältungsbedingtem Husten empfiehlt DGP-Experte Kardos
verschiedene Medikamente. Reine Schleimlöser helfen nur in den ersten 2
bis 3 Tagen. Einige pflanzliche Medikamente konnten zeigen, dass sie die
Dauer und Intensität des häufig nachfolgenden trockenen Hustens lindern.
Gurgellösungen, Lutschtabletten, Honig und Hustenbonbons wirken, indem sie
die Hustenrezeptoren im Rachen "umhüllen" und dadurch kurzfristig vor
einer Reizung schützen. Vor allem rät Kardos aber zur Geduld: "Husten ist
ein nützlicher Abwehrmechanismus unseres Körpers, der alles
hinausbefördert, was nicht in die Atemwege gehört. Ist die dem
Erkältungsinfekt zugrunde liegende Infektion abgeklungen, verschwindet der
Husten auch wieder. Da es sich um virale Infekte handelt, helfen leider
keine Antibiotika".

Hält der Husten jedoch acht Wochen oder länger an, sollte die Ursache in
weiteren Untersuchungen abgeklärt werden, rät Kardos: "Mithilfe von
Lungenfunktionstests und Röntgenaufnahmen können ernsthafte Erkrankungen
wie ein Tumor oder eine chronisch obstruktive Lungenerkrankung (COPD)
erkannt beziehungsweise ausgeschlossen werden." Manchmal liegt die Ursache
für den Husten in einem überempfindlichen Hustenreflex. Dann werden auch
schwache Reize bei den Betroffenen Husten auslösen. Dies kann passieren,
wenn die oberen Atemwege gereizt werden, zum Beispiel durch eine
Entzündung der Nase und der Nebenhöhlen. "Diese soll gemeinsam mit dem
Hals-Nasen-Ohrenarzt festgestellt und behandelt werden", erklärt Kardos,
der federführend an der Leitlinie der DGP mitgearbeitet hat.

Auch Sodbrennen kann Husten auslösen: Sodbrennen ist sehr häufig, laut Dr.
Kardos berichtet jeder zweite Patient über Sodbrennen, wenn sein Hausarzt
danach fragt. Der aufsteigende Magensaft kann aber auch chronischen Husten
verursachen, aber nur dann, wenn der Hustenreflex überempfindlich ist.
Während das Sodbrennen selbst mit Medikamenten gut behandelt werden kann,
bleibt der Husten häufig bestehen. Er ist dann schwer zu behandeln. "Neue
Medikamente, die die Empfindlichkeit des Hustenreflexes über längere Zeit
hemmen, sind in der Entwicklung", informiert der Lungenfacharzt. "Die
klinischen Tests sind jedoch noch nicht abgeschlossen."


Quelle:

P. Kardos et al.: Leitlinie der Deutschen Gesellschaft für Pneumologie und
Beatmungsmedizin zur Diagnostik und Therapie von erwachsenen Patienten
mit Husten.

Pneumologie 2019; 73 (3); S.140-177


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.pneumologie.de
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HERZ/1160: Weniger Angst und mehr Lebensqualität bei ICD-Patienten nach Internetschulung (idw)


Universitätsklinikum Würzburg, Kirstin Linkamp, Deutsches Zentrum für Herzinsuffizienz Würzburg (DZHI), 09.04.2019

Weniger Angst und mehr Lebensqualität bei ICD-Patienten nach Internetschulung



Ein implantierter Defibrillator kann Leben retten, aber auch Ängste
auslösen - eine Würzburger Studie zeigt, wie Patienten im Web lernen,
damit besser zu leben. Psychologen der Universität Würzburg haben
gemeinsam mit Kardiologen vom Deutschen Zentrum für Herzinsuffizienz
Würzburg (DZHI) eine moderne, unkomplizierte und vor allem nachhaltige
Lösung gefunden, wie man das Leben von Herzkranken, bei denen der Defi zu
erheblichen psychischen Problemen geführt hat, langfristig verbessern und
Ängste, aber auch die häufig damit einhergehende Depression nachweislich
reduzieren kann: ein sechswöchiges, moderiertes Internet-Training mit
Hilfe zur Selbsthilfe.

Die Angst vor dem Schock ist bei vielen Patienten mit einem implantierten
Kardioverter-Defibrillator (kurz ICD oder Defi) groß. Zum einen, weil der
heftige Stromschlag in der Brust schmerzhaft sein kann, zum anderen weil
man ohne ihn möglicherweise tot wäre. Dass ein Defi die Angst beim
Patienten verstärken kann, hat der Würzburger Psychologe Professor Paul
Pauli mit seinem Team bereits wissenschaftlich belegt. Auch, dass eine
telefonische Betreuung die Angst mildern kann. Nun haben die Psychologen
der Universität Würzburg gemeinsam mit Kardiologen vom Deutschen Zentrum
für Herzinsuffizienz Würzburg (DZHI) eine moderne, unkomplizierte und vor
allem nachhaltige Lösung gefunden, wie man das Leben von Herzkranken, bei
denen der Defi zu erheblichen psychischen Problemen geführt hat,
langfristig verbessern und Ängste, aber auch die häufig damit
einhergehende Depression nachweislich reduzieren kann: ein sechswöchiges,
moderiertes Internet-Training mit Hilfe zur Selbsthilfe. Das Ergebnis der
Studie wurde gerade in der renommierten kardiologischen Fachzeitschrift
"European Heart Journal" online publiziert.

Extrem ermutigend findet Professor Paul Pauli das Interesse des European
Heart Journals an seiner randomisierten und kontrollierten
ICD-Forum-Studie, in der die Wirksamkeit einer webbasierten Intervention zur
Verbesserung des psychosozialen Wohlbefindens bei Patienten mit
implantierten Kardioverter-Defibrillatoren untersucht wurde. "Das ist für
mich das Signal, dass die kardiologische Community den Bedarf an
IT-basierter psychologischer Intervention erkennt." Es ist schon länger
bekannt, dass eine Herzinsuffizienz häufig mit einer Depression
einhergeht. Seit Jahren empfehlen die Leitlinien, herzkranke Patienten auf
eine depressive Belastung zu screenen. Wie Dr. Stefan M. Schulz, der
Leiter der Multi-Center Studie erklärt, fehlten bislang aber nachhaltige
und vor allem im klinischen Alltag realisierbare psychologische
Interventionen, um den Patienten nicht nur medizinisch, sondern auch
psychologisch zu helfen. "Unsere Studie hat hier einen Durchbruch
geleistet", sagt Paul Pauli. "Wir konnten zeigen, dass eine
Internetintervention nicht nur nachhaltige Erfolge hat, sondern auch
organisatorisch zu leisten ist und man sie in Kliniken implementieren
kann. Es ist eine moderne Form, mit der man viele Patienten erreichen
kann."

Senioren erstaunlich gut versiert mit dem Internet

Für die Studie wurden mehr als 1.200 Patienten in Würzburg und sechs
weiteren Zentren gescreent. Voraussetzung für die Teilnahme an der Studie
war ein implantierter Defibrillator sowie eine erkennbare und messbare
psychische Belastung. "Der Bedarf für eine psychologische Intervention
musste vorhanden sein", erläutert Schulz. Und das war sicher auch ein
Faktor für den Erfolg der Studie." Außerdem sollten alle Studienteilnehmer
dem Internet gegenüber aufgeschlossen sein. "Das war überraschenderweise
gar kein Problem", so Schulz. Die meisten Patienten in der Altersgruppe um
65 kannten sich mit dem Internet erstaunlich gut aus, was die
Zukunftsfähigkeit dieses Mediums unterstreicht."

118 Patienten haben schließlich an der Studie teilgenommen. Während die
Hälfte von ihnen Teil einer randomisierten Kontrollgruppe ohne
Internetintervention war, nahm die andere Hälfte in Gruppen zwischen 10
und 20 Teilnehmern an einer sechswöchigen Webschulung unter der Moderation
von Schulz teil. Mit einem Passwort konnten sie sich ab einem bestimmten
Stichtag anonym einloggen. Die Teilnehmer durften Fragen stellen, sich mit
den anderen in einem Diskussionsforum unterhalten, mussten aber auch an
den wöchentlichen Schwerpunktthemen, die sukzessive freigeschaltet wurden,
interaktiv teilnehmen.

Von Angst bis Krisen meistern: jede Woche ein neues Thema!

Nachdem in der ersten Woche das System erklärt wurde, stand in der zweiten
Woche der Defi im Fokus, wie funktioniert er, was darf ich. "Die Patienten
haben enorme Wissenslücken, aus denen wiederum Ängste entstehen", so
Stefan Schulz. "Einige Patienten haben zum Beispiel Angst, die Schranken
in den Eingangstüren großer Geschäfte zu passieren, weil Gerüchte
kursieren, dass die Elektrik die Defibrillatoren ausschaltet. In der
dritten Woche ging es um Depressionen, wie sie entstehen, wie die
Betroffenen damit umgehen. "Vielfach haben wir Bausteine genommen, die wir
von der kognitiven Verhaltenstherapie und von evidenzbasierten Methoden
abgeleitet haben. Wichtig war uns, Hilfe zur Selbsthilfe zu vermitteln, so
dass Gelerntes auch nach Beendigung der Programms weiter wirksam sein
kann.", erläutert Stefan Schulz. Die vierte Woche war auf Ängste
fokussiert. Wichtige Themen sind hier zum Beispiel die Vorbereitung auf
die letzte Lebensphase und das Lebensende. Was passiert mit dem Defi, wenn
ich sterbe? Sollte ich ihn irgendwann abschalten lassen? Unsicherheiten zu
reduzieren, etwa in Form von Patientenverfügungen, ist hier ein wichtiger
Schritt. Denn wenn man grübelt, steigert das die Angst und verschlechtert
sich die Lebensqualität. Die fünfte Woche war vergleichbar mit einem
Werkzeugkasten, aus dem sich jeder Patient individuell das passende
herausnehmen konnte. Welche Methoden helfen beim Umgang mit Stress? Wo
bekomme ich

Hilfe, die über das Forum hinausgeht? Wie kann ich ein eigenes
Krankheitsmanagement betreiben? In der sechsten und letzten Woche ging es
darum, diesen individuellen Fokus zu vertiefen, die eigene Agenda zu
definieren und deren Umsetzung im Alltag. "Wir haben ganz bewusst nach
sechs Wochen ein Ende gesetzt, sonst wäre die Verlockung groß, wichtige
Fragen zu verschieben", sagt Stefan Schulz.

Den Samen erfolgreich gesät

Der psychische Status der Patienten wurde vor und nach der sechswöchigen
Schulung erfasst und ein Jahr später erneut beurteilt. Ergebnis: Bereits
direkt nach der Schulung zeigte sich, dass die Teilnehmer von der Schulung
profitierten. Eine leichte Verbesserung der psychischen Belastung war aber
auch bei Patienten zu erkennen, die nicht an der Webschulung teilgenommen
hatten. Eventuell hat bereits die Zuwendung im Rahmen des
Rekrutierungsgesprächs den Patienten geholfen. Nach einem Jahr standen die
geschulten Patienten jedoch deutlich besser da als die Patienten ohne
Behandlung, die eine starke Rückkehr zu Angst und Depression aufwiesen.
"Das zeigt eindrücklich, dass die Patienten während des sechswöchigen
Trainings eine Kompetenz erworben haben, wie sie mit der Angst umgehen
können", resümiert Professor Pauli. "Wir haben einen Samen für etwas
gesät, das wächst, wenn es gebraucht wird. Die Patienten wurden für
bestimmte Problemstellungen sensibilisiert und haben sich im späteren
Verlauf an die Werkzeuge erinnert, die wir ihnen mitgegeben haben."

Praktikabler Weg, um Lebensqualität zu verbessern

Für die Psychologen und Kardiologen aus der Universität Würzburg und dem
DZHI ist diese Studie, die als erste diese positiven Effekte zeigt, ein
Türöffner. Wir können uns gut vorstellen, die Internetintervention
deutschlandweit anzubieten, aber auch auf andere Zielgruppen zu
erweitern", erläutert Paul Pauli. "Viele Belastungsfaktoren, die wir in
unserer Studie in den Fokus genommen haben, betreffen nämlich auch
Herzpatienten ohne Defi. Unsere webbasierte Schulung eröffnet einen
praktikablen Weg, die Lebensqualität von psychisch belasteten herzkranken
Patienten nachhaltig zu verbessern".

Über diesen innovativen Therapieansatz freut sich auch Professorin
Christiane Angermann vom Deutschen Zentrum für Herzinsuffizienz, der die
Verbindung von Kardiologie und Psychologie besonders am Herzen liegt: "Die
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung geförderte Studie gehört
zu den Gründungsstudien des DZHI. Sie symbolisiert die multidisziplinären
Kooperationen, die ohne die Infrastruktur des DZHI, wo Forschung und
Versorgung zum Wohl des Patienten eng verzahnt werden, nicht möglich
gewesen wäre."


Originalpublikation:

*Link zum Abstract "Efficacy of a web-based intervention for improving
psychosocial well-being in patients with implantable
cardioverter-defibrillators - the randomised controlled ICD-FORUM trial":

https://academic.oup.com/eurheartj/advance-article-abstract/doi/10.1093/eurheartj/ehz134/5431178
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HERZ/1159: Immunzellen helfen Herzinfarkt zu heilen (idw)


Medizinische Hochschule Hannover - 09.04.2019

Immunzellen helfen Herzinfarkt zu heilen

- MHH-Kardiologen aktivieren Abwehrzellen, um Herzinfarkte besser zu behandeln 

- Ergebnisse in "Circulation" veröffentlicht



Ein Herzinfarkt entsteht, wenn ein Blutgerinnsel Gefäße im Herzen
verstopft. Die dadurch entstehende Entzündung und Narbenbildung kann zu
bleibender Herzschwäche führen. Forscherinnen und Forscher haben in der
Vergangenheit beobachtet, dass bestimmte Medikamente die Narbenbildung
nach Herzinfarkt verringern: die CXCR4-Inhibitoren. Sie blockieren den
CXCR4-Rezeptor, der Stammzellen im Knochenmark verankert. In der Klinik
werden diese Inhibitoren bereits genutzt, um Stammzellen, zum Beispiel für
eine Stammzellspende, ins Blut freizusetzen.

Professor Dr. Kai Wollert ist Leiter des Bereichs Molekulare und
Translationale Kardiologie in der Klinik für Kardiologie und Angiologie.
Er vermutete, dass die CXCR4-Inhibitoren über einen anderen Mechanismus
die Heilung nach Herzinfarkt begünstigen. Um die Wirkweise im Detail zu
ergründen, behandelten Professor Wollert und sein Team Mäuse, in denen sie
einen Herzinfarkt nachstellten, mit den Inhibitoren. "Wir beobachteten,
dass der CXCR4-Inhibitor eine Vielzahl verschiedener Immunzellen ins Blut
mobilisierte und die Wundheilung verbesserte", sagt der Kardiologe. "Die
für die Heilung wichtigen Zellen kamen dabei aus der Milz und nicht aus
dem Knochenmark."

Gemeinsam mit der Arbeitsgruppe von Professor Dr. Tim Sparwasser vom
Twincore (inzwischen gewechselt an die Universität Mainz) identifizierten
die Kardiologen regulatorische T-Zellen als entscheidend für die
Wundheilung. Diese Immunzellen verhindern überschießende
Entzündungsreaktionen im Körper. "Wir konnten zeigen, dass unter
CXCR4-Blockade nicht nur mehr regulatorische T-Zellen aus der Milz ins
Blut mobilisiert wurden, sondern dass diese Zellen auch besser in das
Infarktgewebe einwandern konnten um die Entzündung zu hemmen", erklärt
Professor Wollert.

Die MHH-Kardiologen beschreiben somit eine neue Methode, regulatorische
T-Zellen mit Medikamenten gezielt zu stimulieren um Gewebsheilung zu
fördern. Ihre Ergebnisse veröffentlichte jetzt "Circulation", das
Fachjournal der "American Heart Association". "Interessanterweise
funktioniert unser Ansatz auch bei Schweinen", sagt Professor Wollert. "Es
besteht somit die Hoffnung, dass wir eine Therapie für Infarktpatienten
entwickeln können, um eine Herzmuskelschwäche zu verhindern."


Originalpublikation:

Die Publikation finden Sie hier:

https://www.ahajournals.org/doi/10.1161/CIRCULATIONAHA.118.036053
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PSYCHOLOGIE/186: Therapie mit Tieren verbessert das Sozialverhalten von Patienten mit Hirnverletzungen (idw)


Universität Basel - 09.04.2019

Therapie mit Tieren verbessert das Sozialverhalten von Patienten mit Hirnverletzungen



Eine tiergestützte Therapie kann die soziale Kompetenz von Patienten mit
Hirnverletzungen fördern und ihre emotionale Beteiligung an der Therapie
erhöhen. Das zeigt eine Wirksamkeitsstudie von Psychologinnen und
Psychologen der Universität Basel im Fachblatt «Scientific Reports».

Nach einem schweren Schädel-Hirn-Trauma zeigen sich bei den Patientinnen
und Patienten oft Störungen im Sozialverhalten: So beziehen sie etwa ihre
Gesprächspartner seltener in Konversationen ein, zeigen eine verminderte
emotionale Empathie und haben Schwierigkeiten, ihre Gefühle zu äussern.

Neugier und Motivation angeregt

In der Rehabilitation kommt immer häufiger eine tiergestützte Therapie zum
Einsatz, um Defizite bei der sozialen Kompetenz der Patienten zu
verbessern. Der Kontakt mit einem Therapietier regt beispielsweise die
Neugier und die Motivation der Patienten an. Wie wirksam diese Therapie
bei stationären Patienten ist, haben Forschende der Fakultät für
Psychologie der Universität Basel in Zusammenarbeit mit der Klinik für
Neurorehabilitation und Paraplegiologie REHAB Basel und dem
Schweizerischen Tropen- und Public Health Institut nun erstmals
systematisch untersucht.

Dazu erhielten 19 erwachsene Probanden eine tiergestützte Therapie sowie
parallel dazu konventionelle Therapie. Ihr Sozialverhalten in den über 200
tiergestützten und konventionellen Therapiesitzungen wurde dabei
aufgezeichnet und anschliessend ausgewertet. Zudem erfasste die Studie
auch die Stimmung, die Zufriedenheit der Patienten sowie ihre
Therapiemotivation - ein wichtiges Kriterium für den Behandlungserfolg.

Mehr positive Emotionen

Das Ergebnis: In Anwesenheit eines Tiers - darunter Meerschweinchen,
Minipigs, Kaninchen und Schafe - zeigten die Patienten ein aktiveres
soziales Verhalten als während der konventionellen Therapiesitzungen. Sie
äusserten beinahe doppelt so viele positive Emotionen und kommunizierten
häufiger verbal wie auch nonverbal. Keinen Effekt hatte die tiergestützte
Therapie auf negative Emotionen wie Wut oder Ärger. War während der
Therapie ein Tier dabei, schätzten sich die Patienten auch als zufriedener
und ihre Motivation als höher ein, sich aktiv an der Therapie zu
beteiligen; dies deckte sich mit den Einschätzungen der Therapeuten.

«Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass eine tiergestützte Therapie das
Sozialverhalten bei Hirnverletzen fördern kann», bewertet Studienleiterin
Dr. Karin Hediger von Universität Basel die Resultate der Studie.

«Tiere können zu relevanten Therapiepartnern für Patienten werden, die
diese dazu motivieren, sich um sie zu kümmern. Zugleich regen die Tiere
die Patienten dazu an, sich aktiv an therapeutischen Aktivitäten zu
beteiligen.» Deshalb bilde die tiergestützte Therapie eine
erfolgversprechende Ergänzung zu herkömmlichen Therapien in der
Neurorehabilitation, so die Psychologin.


Originalpublikation:

Karin Hediger, Stefan Thommen, Cora Wagner, Jens Gaab, Margret
Hund-Georgiadis

Effects of animal-assisted therapy on social behaviour in patients with
acquired brain injury: a randomised controlled trial
Scientific Reports (2019)

doi: 10.1038/s41598-019-42280-0

https://www.nature.com/articles/s41598-019-42280-0
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STUDIE/641: Warum ein Comic Patienten besser auf eine OP vorbereitet (idw)


Charité - Universitätsmedizin Berlin - 09.04.2019

Warum ein Comic Patienten besser auf eine OP vorbereitet



Vor einer Operation müssen Patienten umfassend über den geplanten Eingriff
aufgeklärt werden. Oftmals fühlen sich die Betroffenen aufgrund der
Komplexität der Inhalte aber eher überfordert als gut informiert.
Forschende der Charité - Universitätsmedizin Berlin konnten jetzt am
Beispiel der Herzkatheteruntersuchung zeigen, dass ein Comic hier helfen
kann: Es erhöht das Verständnis und reduziert das Angstgefühl der
Patienten. Die Studie wurde in der Fachzeitschrift Annals of Internal
Medicine* veröffentlicht.

Die ärztliche Aufklärung soll Patientinnen und Patienten bei der
selbstbestimmten Entscheidung für oder gegen eine Behandlung unterstützen.
Dabei wird ihnen erklärt, wie der Eingriff genau abläuft. Zudem wird über
den medizinischen Nutzen und potenzielle Risiken gesprochen. Bei Menschen
mit koronarer Herzkrankheit hat sich aber beispielsweise gezeigt, dass sie
das Grundprinzip einer anstehenden Herzkatheteruntersuchung trotz
Aufklärung oft nicht vollständig erfassen können und somit den Nutzen
dieser Maßnahme falsch einschätzen.

"Nach dem Grundsatz 'Ein Bild sagt mehr als tausend Worte' wollten wir
diesen Patientinnen und Patienten mithilfe einer bildlichen Darstellung
das Begreifen der Aufklärungsinhalte erleichtern", erklärt Prof. Dr.
Verena Stangl von der Medizinischen Klinik mit Schwerpunkt Kardiologie und
Angiologie am Campus Charité Mitte. Zusammen mit Kollegin Dr. Anna Brand
hat sie die Studie geleitet. Die beiden Kardiologinnen entwickelten ein
15-seitiges Comic, das den häufigsten Eingriff in der Kardiologie
veranschaulicht: die Herzkatheteruntersuchung und eine sich gegebenenfalls
anschließende Implantation einer Gefäßstütze, eines sogenannten Stents.
"Wie wir in unserer Pilotstudie jetzt zeigen konnten, eignet sich dieses
Comic tatsächlich dazu, die Betroffenen besser auf den Eingriff
vorzubereiten", freut sich Prof. Stangl.

Das Team um die beiden Wissenschaftlerinnen hatte insgesamt 121
Patientinnen und Patienten vor der Herzkatheteruntersuchung entweder wie
bisher üblich in einem ärztlichen Gespräch anhand des offiziellen
Aufklärungsbogens informiert oder ihnen anschließend zusätzlich das Comic
zur Verfügung gestellt. Über verschiedene Fragebögen vor und nach dem
Gespräch werteten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus, wie
gut die Betroffenen den Eingriff verstanden hatten, wie stark ihr
Angstgefühl ausgeprägt war und ob sie mit der Aufklärung zufrieden waren.

Dabei erwies sich das Comic in allen Bereichen als hilfreich: Patientinnen
und Patienten, die zusätzlich die bebilderte Broschüre bekommen hatten,
konnten im Schnitt knapp 12 von 13 Fragen zur Vorgehensweise, den Risiken
und wichtigen Verhaltensregeln nach dem Eingriff korrekt beantworten. Nach
der klassischen Aufklärung lag der Wert nur bei etwa 9 von 13 Fragen.
Zudem gaben die Befragten nach der Comic-Lektüre an, weniger besorgt zu
sein als vor dem Aufklärungsgespräch. Insgesamt zeigten sich rund 72
Prozent der Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit der Comic-Aufklärung
zufrieden und fühlten sich gut auf die Herzkatheteruntersuchung
vorbereitet - nach der Standard-Aufklärung waren es nur 41 Prozent.

"Ein Comic ermöglicht, komplexe Inhalte sowohl textlich als auch visuell
zu erfassen und dies verbessert erwiesenermaßen das Verstehen bei den
verschiedenen Lerntypen", sagt Dr. Brand. "Außerdem lässt ein Comic - im
Gegensatz zu einem Video - der Leserin oder dem Leser so viel Zeit zum
Erfassen der Inhalte wie individuell nötig", fügt sie hinzu. "Unsere
Studie konnte jetzt erstmals nachweisen, dass medizinische Comics als
ergänzendes Aufklärungsmaterial sehr wirkungsvoll sind. In Zukunft wollen
wir untersuchen, ob sich diese positiven Effekte auch auf andere
medizinische Eingriffe übertragen lassen."

Aufklärungscomic zur Herzkatheteruntersuchung

Auf Basis der medizinischen Expertise von Prof. Stangl und Dr. Brand
erarbeitete die Wissenschaftskommunikatorin Alexandra Hamann Konzept und
Skript des Comics. Dies setzte die Illustratorin Sophia Martineck
anschließend grafisch um. Gefördert wurde das Projekt von der Friede
Springer Stiftung. Zukünftig wird das Comic als ergänzendes
Aufklärungsmaterial vor Herzkatheteruntersuchungen eingesetzt werden.


*Brand A et al., Medical Graphic Narratives to Improve Patient
Comprehension and Periprocedural Anxiety Before Coronary Angiography and
Percutaneous Coronary Intervention: A Randomized Trial. Ann Intern Med.
2019 Apr 9. doi: 10.7326/M18-2976

Originalpublikation:

http://www.doi.org/10.7326/M18-2976

Weitere Informationen finden Sie unter

https://herz.charite.de/

https://annals.org/aim/fullarticle/2730521/medical-graphic-narratives-improve-patient-comprehension-periprocedural-anxiety-before-coronary

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Charité - Universitätsmedizin Berlin - 09.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10197: Mönchengladbach - 5. Meisterkonzert mit Víkingur Olafsson am 9. Mai 2019


Stadt Mönchengladbach

Islands Glenn Gould spielt im Meisterkonzert

5. Meisterkonzert: Víkingur Olafsson



Leidenschaftliche Musikalität, explosive Virtuosität und
intellektuelle Neugier - diese Kombination zeichnet den Pianisten
Víkingur Olafsson aus, der weltweit als "Islands Glenn Gould gefeiert
wird". Im fünften Meisterkonzert am Donnerstag, dem 9. Mai, um 20 Uhr,
im Theater Mönchengladbach, gibt der 1984 in Reykjavík geborene
Interpret mit Werken von Bach und Beethoven sein
Mönchengladbach-Debüt.

Olafsson, der in seiner Heimatstadt und an der Juilliard School in New
York studierte und der mit etlichen bedeutenden Preisen ausgezeichnet
wurde, hat unter Dirigenten wie Vladimir Ashkenazy, Esa-Pekka Salonen,
Yan Pascal Tortelier und Kristjan Järve gespielt und mehrere
Klavierkonzerte verschiedener junger Komponisten uraufgeführt. Er
arbeitet mit Komponisten wie Philip Glass, Mark Simpson und Daniel
Bjamason sowie mit Künstlern anderer Disziplinen zusammen. 2009
gründete er sein eigenes Schallplattenlabel, auf dem er bereits drei
Alben herausgebracht hat.

Vor dem Konzert sind die Besucher um 19.15 Uhr zu einer
Programmeinführung mit dem Künstler eingeladen. Das Konzert wird von
der Josef und Hilde Wilberz-Stiftung unterstützt. Da die Restaurierung
der Kaiser-Friedrich-Halle noch andauert, findet das Meisterkonzert
mit Víkingur Olafsson im Konzertsaal des Theaters Mönchengladbach
statt.

Karten gibt es zum Preis von 9,- bis 19,- Euro (Ermäßigung 50%) zzgl.
Vorverkaufsgebühr an der Theaterkasse und allen bekannten VVK-Stellen
sowie unter www.ADticket.de (MGMG/prs)

Termin: Donnerstag, 9. Mai, 20 Uhr, Theater Mönchengladbach

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. April 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AUSLAND/9033: Aus aller Welt - 11.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Proteste gegen korrupte Politiker in Montenegro

Nach den Enthüllungen über illegale Parteispenden wächst der Druck
auf den montenegrinischen Präsidenten Milo Djukanovic. Seit Februar
wird in der Hauptstadt Podgori regelmäßig gegen die Landesführung
protestiert. Die Demonstranten fordern den Rücktritt von Djukanovic
und anderen Regierungsmitgliedern. Hintergrund der Proteste sind
zahlreiche Korruptionsfälle, in denen die politische Elite des
Balkanstaats verwickelt ist.

11. April 2019
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JUSTIZ/9033: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Flughafenräuber auf der Flucht

Nach dem spektakulären Überfall auf eine österreichische
Passagiermaschine am Flughafen der albanischen Hauptstadt Tirana, bei
dem bewaffnete Räuber am Dienstag zwischen zwei und zehn Millionen
Euro erbeuteten, gibt es noch keine Spur von den Tätern. Die als
Soldaten verkleideten Räuber schlugen zu, als die Maschine mit
Bargeld ausländischer Banken beladen wurde. Inzwischen sind die
Sicherheitsvorkehrungen am Mutter-Teresa-Flughafen deutlich
verschärft worden. Militäreinheiten patrouillieren entlang des
Sicherheitszauns. Auch soll die Polizei künftig mehr Aufgaben am
Flughafen übernehmen. Verteidigungsministerin Olta Dschatschka
bezeichnete die bisherigen Sicherheitsmaßnahmen des chinesischen
Airport-Betreibers als vollständig gescheitert.

11. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9030: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Gefechte in Libyen werden intensiver

UN-Generalsekretär Antonio Guterres mahnt die Konfliktparteien in
Libyen, an den Verhandlungstisch zurückzukehren. Noch sei Zeit für
eine Waffenruhe, sagte Guterres nach einer Sitzung des
UN-Sicherheitsrats in New York. Noch könne das Schlimmste verhindert
werden. Einheiten des libyschen Marschalls Chalifa Haftar haben vor
einer Woche eine Offensive auf die Hauptstadt Tripolis begonnen, wo
die international anerkannte Einheitsregierung von Ministerpräsident
Fajes al-Sarradsch ihren Sitz hat. Nach heftigen Gefechten am
Flughafen griff die Luftwaffe der von Haftar befehligten Lybischen
Nationalen Armee (LNA) am Mittwoch Positionen regierungstreuer
Milizen südlich von Tripolis an.

11. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9032: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Steigende Wohnungsnot - Grüne schließen Enteignungen nicht aus

In der Debatte um bezahlbaren Wohnraum wird der Ton zwischen SPD und
Grünen schärfer. Für Grünen-Chef Robert Habeck sind Enteignungen
großer Immobilienkonzerne ein letztes Mittel, um gegen die
Wohnungsnot in Städten vorzugehen. SPD-Generalsekretär Lars Klingbeil
bezeichnete Habecks Vorstoß als unglaubwürdig. Die Realität in den
Ländern, in denen die Grünen mitregieren, sehe anders aus. In Hessen,
wo die Grünen seit fünf Jahren das für Wohnungsbau zuständige
Ministerium führen, sei die Zahl der Sozialwohnungen um fast 30
Prozent zurückgegangen, sagte Klingbeil. Die SPD will Mieterhöhungen
gesetzlich begrenzen und fordert, daß niemand mehr als ein Drittel
seines Einkommens für die Miete ausgeben sollte.

11. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9031: Tragisches und Kurioses - 11.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Wasserreserven der Alpen werden knapp

Klimaforscher aus den Niederlanden und der Schweiz warnen vor einem
drastischen Wassermangel in den Alpenländern. Laut einer Studie
können die mehr als 4.000 Alpengletscher aufgrund der Erderwärmung
bis zum Ende dieses Jahrhunderts weitgehend abgeschmolzen sein,
sollte es nicht gelingen, die weltweiten Treibhausgas-Emissionen zu
verringern. Das Gletscherwasser wird von den Alpenanrainern zur
Stromerzeugung durch Wasserkraftwerke und für die Trinwasserversorgung
genutzt.

11. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8116: Aus Forschung und Technik - 11.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Hubble fotografiert riesigen Sturm auf Neptun

Das Weltraumobservatorium Hubble hat über mehrere Jahre hinweg die
Entstehung eines gigantischen Sturms auf Neptun dokumentiert.
NASA-Wissenschaftler analysierten im Rahmen des Projektes Outer Planet
Atmospheres Legacy (OPAL) die Aufnahmen des fernsten bekannten
Planeten unseres Sonnensystems und verfolgten, wie sich ein
Wirbelsturm von rund 11.000 Kilometern in der dunkelblauen Gashülle
bildete und nach einiger Zeit wieder verschwand. Nach bisherigen
Kenntnissen der Planetenforscher kommt es wahrscheinlich alle vier
bis sechs Jahre zu solchen Riesenstürmen auf dem 50.000 Kilometer
durchmessenden Gasplaneten. Diese Megastürme flauen nach zwei Jahren
meistens wieder ab. Es gibt aber auch Hinweise, daß sie bis zu sechs
Jahre dauern können.

11. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8129: Aus aller Welt - 11.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Kuba hat eine neue Verfassung

In Kuba hat Parlamentspräsident Esteban Lázo Hernández die neue
Landesverfassung ausgerufen. Diese war bei einem Referendum am 24.
Februar von 86,8 Prozent der Kubaner bei einer Wahlbeteiligung von
90,1 Prozent gebilligt worden. Die Verfassung nennt den Kommunismus
weiterhin Ziel der kubanischen Gesellschaft. Die
Alleinstellungsposition der Kommunistischen Partei bleibt erhalten.
Privateigentum, Investitionen aus dem Ausland und wirtschaftliche
Konkurrenz sind künftig in Kuba von Bedeutung. Unter anderem auch
wird das Amt eines Ministerpräsidenten eingerichtet.

11. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8088: Medizin und Gesundheitswesen - 11.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Millionen Deutsche wissen nichts von ihrer Blutzuckererkrankung

Nach offiziellen Hochrechnungen leidet jeder Zehnte an Blutzucker.
Und das ist offenbar nur die Spitze des Eisbergs. Die Deutsche
Diabetes Gesellschaft (DDG) ist sicher, daß mehrere Millionen
Bundesbürger an Diabetes Typ 2 leiden, ohne es zu wissen. Nach einer
Arbeitsgruppe der Medizinischen Fakultät der Universität
Duisburg-Essen unterschätzen viele, die bereits erhöhte
Blutzuckerwerte oder einen noch nicht diagnostizierten Diabetes
haben, die Wahrscheinlichkeit, einen Diabetes zu bekommen.

11. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8117: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Britische Polizei holt Julian Assange aus Botschaft Ecuadors

Der Gründer der Enthüllungsplattform Wikileaks, Julian Assange, ist
von britischer Polizei aus der Londoner Botschaft Ecuadors geholt und
verhaftet worden. Zuvor hatte die Regierung des südamerikanischen
Landes das Asyl Assanges aufgehoben. Dieser hatte 2012 in der
Botschaft Schutz gesucht, weil ihm eine Auslieferung an Schweden und
von dort die Überstellung an die US-Justiz drohte. Diese verfolgt ihn
weiterhin wegen Hochverrats im Zusammenhang mit den
Veröffentlichungen von Wikileaks zu den Kriegen der USA im Irak und
in Afghanistan.

11. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8040: Sprache, Kunst und Medium - 11.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Wenn nicht gegengesteuert wird, geht die Handschrift verloren

Eine leserliche Handschrift zu erlangen kostet einige Mühe, aber wer
sich das antrainiert, erinnert sich auch besser an die Inhalte des
Geschriebenen.

Seit Jahren warnen Lehrer und Bildungspolitiker wegen der zunehmenden
Nutzung elektronischer Schreib- und Lesegeräte vor dem Verlust dieser
Jahrhunderte alten Kulturtechnik. Laut ARD Tagesschau attestierten
Grundschullehrer in einer Umfrage mehr als einem Drittel ihrer Schüler
Probleme damit, eine lesbare und flüssige Handschrift zu entwickeln.

Nach Einschätzung der befragten Lehrer liege das Problem an der
"fortschreitenden Digitalisierung" und einem "zu starken
Medienkonsum". Das befand jeder zweite der befragten Pädagogen. Zwei
Drittel sehen als Grund zu wenig Routine, eine schlechte Motorik und
Konzentrationsprobleme. Zwar meinte fast jeder der Befragten, Stift
und Papier könnten Abhilfe schaffen, ob es dazu komme, sei fraglich.

11. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8107: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Italien befürchtet Verwicklung Frankreichs in libyschen Bürgerkrieg

In den Vororten von Libyens faktischer Hauptstadt Tripolis liefern
sich seit einigen Tagen die Truppen von General Haftar Kämpfe mit den
Unterstützern der international anerkannten Regierung von
Ministerpräsident al-Sarradsch. Uno-Angaben zufolge sind rund 4500
Menschen aus dem Kampfgebiet geflohen. Etwa 50 Menschen sind bereits
getötet worden.

Italiens Innenminister und Vizepremier Matteo Salvini berichtete
unterdessen, seine Regierung gehe Hinweisen nach, daß Frankreich in
irgendeiner Form in die Kämpfe in Libyen verwickelt ist.
Möglicherweise finanziert Paris bewaffnete Gruppen. Salvini will
nicht zusehen, wie jemand aus wirtschaftlichem Interesse heraus Krieg
spielt und die europäische Friedensinitiative blockiert. Die Folgen
von Chaos in Libyen würden die Italiener zahlen, betonte Salvini am
Donnerstag in einem Interview des italienischen Radiosenders RTL
102.5.

In Libyen ist der italienische Energiekonzern ENI aktiv. Dieser hatte
letzte Woche sein italienisches Personal aus dem nordafrikanischen
Staat abgezogen. Frankreich war maßgeblich am gewaltsamen Sturz des
libyschen Machthabers Gaddafi im Jahr 2011 beteiligt. Seit dem
damaligen Krieg befindet sich das Land im Chaos. Zwei Regierungen und
verschiedene Milizengruppen kämpfen um Macht und Ressourcen.

11. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8121: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Neue Migrantenkategorie "Duldung mit ungeklärter Identität"

Bundesinnenminister Seehofer hat einen Gesetzentwurf vorbereitet, mit
dem neben der regulären Duldung eine neue Kategorie von Migranten
eingeführt werden soll, die dann schlechter versorgt werden können.
Es geht um Asylbewerber, die sich nach Auffassung der zuständigen
Behörden nicht ausreichend um die Beschaffung fehlender Papiere
bemühen. Als zumutbar gilt unter anderem die rechtzeitige
Antragstellung auf Personaldokumente bei den Behörden des
Herkunftslandes oder unter Umständen auch das Ableisten der
Wehrpflicht dort. Wer den Stempel "Duldung mit ungeklärter Identität"
erhält, muß eventuell ein Bußgeld zahlen, darf in Deutschland keiner
Lohnarbeit nachgehen und erhält auch keine Ausbildungsförderung.
Seehofer will außerdem bis Mitte 2022 abzuschiebende Migranten bei
Bedarf in Strafvollzugsanstalten unterbringen, allerdings nicht
gemeinsam mit regulären Häftlingen. Ab August 2022 kommen nur noch
Migranten ins Gefängnis, bevor sie ausgewiesen werden, wenn sie eine
Straftat begangen haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8090: Tragisches und Kurioses - 11.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Radfahrer fühlen sich zunehmend unsicherer

Im Frühjahr sind auch in den Städten wieder mehr Fahrradfahrer
unterwegs, die allzu oft Fußgänger erschrecken oder auch verletzen.
Aber auch die Radfahrer fühlen sich im Straßenverkehr zunehmend
unsicherer, zumal die Gehwege vielerorts durch Tische von
Kaffeehäusern und Restaurants eingeengt werden. Gleichzeitig werden
die Radwege häufig von Autos zugeparkt.

Der deutsche Fahrradclub ADFC hat in seinem jüngsten
"Fahrradklima"-Test versucht, das Sicherheitsgefühl der Radler zu
ermitteln und ist zu dem Ergebnis gekommen, daß sich die Noten dafür
vor allem in den Großstädten in den letzten Jahren stetig
verschlechtern haben.

Abgesehen davon, daß vor allem viele jüngere Fahrer riskant agieren,
fühlen sich viele mit ihren Zweirädern als Verkehrsteilnehmer nicht
ernst genommen. Darin sieht der ADFC einen der wesentlichen Gründe
dafür, daß der Anteil von Rädern im Straßenverkehr kaum weiter steigt.

Die Furcht ist nicht unbegründet, denn im vergangenen Jahr sind auf
Deutschlands Straßen 455 Radfahrer unmittelbar bei Unfällen ums Leben
gekommen, darunter 89 auf E-Bikes. Das waren 15 Prozent mehr tödliche
Unfälle als 2017, wie aus Zahlen des Statistischen Bundesamts
hervorgeht. Eine Trendwende scheint nicht in Sicht zu sein, da laut
ARD Tagesschau die Infrastruktur für den Radverkehr weiter hinterher
hinke.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8118: Arbeit, Soziales und Familie - 11.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Ex-Papst hält 68er-Revolution mitverantwortlich für Mißbrauch

Der emeritierte Papst Benedikt XVI. schlägt in einem Beitrag für das
Bayerische Klerusblatt in Abstimmung mit dem amtierenden Papst
Franziskus I. vor, den sexuellen Mißbrauch abhängiger und
schutzbefohlener Jugendlicher durch Amtspersonen der katholischen
Kirche zu einem großen Teil der gesellschaftlichen Entwicklung in den
1960 Jahren anzulasten. Der bald 92jährige sieht in Gottlosigkeit,
Entfremdung vom Glauben und Abkehr von der katholischen Sexualmoral
zentrale Ursachen für den Mißbrauch. Die Vorgänge in der Gesellschaft
haben Teile der Kirche wehrlos zurückgelassen. Zur Physiognomie der
68er-Revolution gehörte es, daß auch Pädophilie erlaubt war. Das
hatte fatale Folgen für Theologie, Priesterausbildung und Auswahl von
Bischöfen. Damals hatten sich in Priesterseminaren homosexuelle Clubs
gebildet, die mehr oder weniger offen agierten und das Klima in den
Seminaren deutlich veränderten, erinnert sich Joseph Ratzinger.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8099: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 11.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Immer mehr Milchbauern geben auf

Obgleich die Regale in den Supermärkten das nicht unbedingt zeigen,
geht die Milchwirtschaft am Stock. So mußten innerhalb eines Jahres
mehr als 5600 Milchbauern aufgeben. Besonders kleine Betriebe
verabschiedeten sich von der Milchproduktion. Den stärksten Rückgang
vermeldete der Süden des Landes. So gaben in Baden-Württemberg und
Bayern etwa 3500 Betriebe die Milchviehhaltung auf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8106: Märkte und Finanzen - 11.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Norwegen plant Einstellung von Pelztierzucht

In Norwegen soll die Pelztierzucht bis 2025 vollständig verboten
werden. Ein entsprechender Gesetzentwurf liegt dem Parlament seit
Mittwoch vor. Demnach soll der Besitz von Tieren verboten werden,
wenn diese zum Verkauf oder sonstigen Gebrauch ihres Fells getötet
werden. Die Pelztierzüchter werden voraussichtlich in Höhe von
umgerechnet rund 52 Millionen Euro entschädigt. Der
Interessenverband der norwegischen Pelztierzüchter strebt weit höhere
Entschädigungen an. Die Branche mit rund 500 Beschäftigten kommt auf
einen Jahresumsatz von etwa 31 Millionen Euro. Norwegen produziert
rund ein Prozent der Nerzpelze und zwei bis drei Prozent der weltweit
verbrauchten Fuchspelze.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8122: Aus Forschung und Technik - 11.04.2019 (SB)




VOM TAGE



App-Updates nur über WLAN

Auch wenn die meisten Smartphone-Nutzer Internet-Flats verwenden, ist
ihr Datenvolumen nicht unbegrenzt. Experten raten daher, es nicht zu
vergeuden und insbesondere datenhungrigen Apps auf die Schliche zu
kommen. Dazu kann man im jeweiligen Betriebssystem den Datenverbrauch
einsehen und alle Apps deaktiviert, die einem nicht unbedingt
notwendig erscheinen. So wird nicht nur das Volumen geschont, sondern
ebenso der Akku. Auch sollten App-Updates nur über WLAN zugelassen
werden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





FORSCHUNG/548: Sind "Braune Zwerge" gescheiterte Sterne oder Super-Planeten? (idw)


Universität Heidelberg - 09.04.2019

Sind "Braune Zwerge" gescheiterte Sterne oder Super-Planeten?



Die "Lücke" zwischen Sternen und den viel kleineren Planeten füllen
"Braune Zwerge". Die Frage ihrer Entstehung ist bisher nicht vollständig
geklärt. Eine Antwort könnten nun Astronomen der Universität Heidelberg
liefern. Sie entdeckten, dass der Stern ν Ophiuchi in der Milchstraße
von zwei "Braunen Zwergen" umkreist wird, die mit großer Wahrscheinlichkeit
gleichzeitig mit dem Stern aus einer Gas- und Staub-Scheibe entstanden
sind.

Sind "Braune Zwerge" gescheiterte Sterne oder Super-Planeten?

Heidelberger Astronomen finden ersten Hinweis darauf, dass sie auch wie
ein Planet entstehen können

Die "Lücke" zwischen Sternen und den viel kleineren Planeten - zwei sehr
unterschiedlichen astronomischen Objekten - füllen "Braune Zwerge". Die
Frage ihrer Entstehung ist bisher nicht vollständig geklärt. Eine Antwort
könnten nun Astronomen der Universität Heidelberg liefern. Sie entdeckten,
dass der Stern ν Ophiuchi in der Milchstraße von zwei "Braunen Zwergen"
umkreist wird, die mit großer Wahrscheinlichkeit gleichzeitig mit dem
Stern aus einer Gas- und Staub-Scheibe entstanden sind - so wie dies bei
Planeten der Fall ist. Die Forschungsergebnisse wurden in "Astronomy &
Astrophysics" veröffentlicht.

"Braune Zwerge" umkreisen entweder einen Stern oder bewegen sich isoliert
in den Weiten der Milchstraße. Ihre Masse - sie sind mindestens 13 Mal so
schwer wie der Planet Jupiter - reicht aus, um in ihrem Inneren wenigstens
zeitweise durch Kernfusionsprozesse Energie zu erzeugen. Sie sind jedoch
nicht schwer genug, um im Kern eine Wasserstofffusion in Gang zu setzen
und aus diesem Grund "selbstleuchtend" zu sein. Entdecken lassen sie sich
durch die Wärmestrahlung, die sie nach ihrem Entstehungsprozess immer noch
abgeben. Nach Schätzungen könnte es bis zu 100 Milliarden "Braune Zwerge"
in der Milchstraße geben. Noch ist nicht eindeutig geklärt, wie sie
entstehen: Ob sie "gescheiterte Sterne" oder möglicherweise auch "Super-
Planeten" sind.

Die aktuellen Entdeckungen am Zentrum für Astronomie der Universität
Heidelberg (ZAH) könnten nun eine Antwort auf die Frage der Entstehung
liefern. Prof. Dr. Andreas Quirrenbach und sein Team werteten an der zum
ZAH gehörenden Landessternwarte Königstuhl die Schwankungen in der
Radialgeschwindigkeit des Sterns ν Ophiuchi aus. Die Heidelberger
Wissenschaftler sowie weitere Astronomen hatten seine Geschwindigkeit über
einen Zeitraum von elf Jahren mit Teleskopen in den USA und Japan
gemessen. Der Stern hat etwas mehr als die zweieinhalbfache Masse der
Sonne und befindet sich in rund 150 Lichtjahren Entfernung von der Erde im
Sternbild "Schlangenträger".

In den Messungen entdeckten die Forscher aus Heidelberg ein bestimmtes
Muster, wie es zum Beispiel durch umlaufende Planeten oder Doppelsterne
verursacht wird. Grundsätzlich ist dies nichts Ungewöhnliches für die
Astronomen. In diesem Fall verriet die aufwendige Analyse der Daten jedoch
Erstaunliches: Offensichtlich wird ν Ophiuchi von zwei "Braunen Zwergen"
mit einer Umlaufzeit von rund 530 und 3.185 Tagen umkreist. Sie befinden
sich damit in einer sogenannten 6:1-Resonanz. Das bedeutet, dass der näher
an ν Ophiuchi liegende "Braune Zwerg" seinen Stern genau sechsmal
umkreist, während der andere, weiter entfernte "Braune Zwerg" nur eine
Umlaufbahn vollendet.

Diese Entdeckung wirft ein völlig neues Licht auf die Bildung von "Braunen
Zwergen": Entstehen sie ausschließlich wie normale Sterne in
interstellaren Wolken oder können sie sich auch in der sogenannten
protoplanetaren Scheibe aus Gas und Staub bilden, die den Mutterstern in
der Frühphase seiner Entstehung umgibt? "Die 6:1-Resonanz ist ein starker
Hinweis auf letzteres Szenario", erläutert Prof. Quirrenbach. "Nur in
diesem Fall könnten sich die Umlaufbahnen der neu entstandenen 'Braunen
Zwerge' über Millionen von Jahren auf eine stabile Resonanz einstellen."

Das legen nach den Worten des Heidelberger Wissenschaftlers vor allem
aufwendige dynamische Analysen für mögliche Konfigurationen des "ν
Ophiuchi"-Systems nahe. Bislang ist dieses "Super-Planetensystem" das
erste seiner Art und zugleich der erste sichere Hinweis auf die Entstehung
von "Braunen Zwergen" in einer protoplanetaren Scheibe, wie Prof.
Quirrenbach betont. Der Wissenschaftler und sein Team hoffen jedoch auf
weitere Funde dieser Art, um damit irgendwann klären zu können, wie viele
der "gescheiterten Sterne" in Wirklichkeit die massereicheren Geschwister
von Jupiter und Saturn sind.


Originalpublikation:

A. Quirrenbach, T. Trifonov, M.H. Lee, S. Reffert: Precise Radial
Velocities of Giant Stars. XI. Two Brown Dwarfs in 6:1 mean motion
resonance around the K giant star ν Ophiuchi. Astronomy & Astrophysics
624, A18 (2019), https://doi.org/10.1051/0004-6361/201834423

Weitere Informationen unter:

http://www.lsw.uni-heidelberg.de




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ORNITHOLOGIE/434: Kooperation fördert Kommunikation (idw)


Max-Planck-Institut für Ornithologie - 10.04.2019

Kooperation fördert Kommunikation



Wer gut mit anderen zusammenarbeiten kann, kann auch ohne
hochentwickeltes Gehirn gut kommunizieren. Das zeigen zwei neue Studien von
Wissenschaftler*innen des Max-Planck-Instituts für Ornithologie Seewiesen,
des MPIs für Anthropologie in Leipzig und der Universität Osnabrück an
Graudrosslingen. Sie haben entdeckt, dass sich diese Vögel bewusst und
zielgerichtet untereinander austauschen und ihre Aufmerksamkeit
koordinieren, also "teilen" können. Diese Merkmale hochentwickelter
Kommunikation waren bislang nur beim Menschen bekannt. Die Forscher*innen
vermuten, dass die gemeinsame Aufzucht der Jungtiere die Entwicklung der
komplexen Kommunikation dieser Vögel befördert haben könnte.




[image: Foto: © Yitzchak Ben Mocha]

Graudrosslinge sind kooperativ brütende Vögel, die in Wüstenhabitaten auf
der Arabischen Halbinsel heimisch sind. 

Foto: © Yitzchak Ben Mocha



Beim Menschen basieren Kooperation und Kommunikation darauf, die
Aufmerksamkeit des Gesprächspartners bewusst zu lenken. Diese Fähigkeit
entwickelt sich schon in den ersten Lebensjahren. "Mein 18 Monate alter
Sohn ruft er mich oder winkt mit der Hand, wenn er möchte, dass ich ihm
folge. Damit will er meine Aufmerksamkeit erlangen", sagt Yitzchak Ben
Mocha, Erstautor der zwei Studien. "Er bewegt sich in die gewünschte
Richtung und dreht sich häufig um, um mein Verhalten zu prüfen. Wenn ich
zu faul bin oder unaufmerksam, unterstreicht er seine Bitte und drängt
mich erneut mitzukommen."

Eine solche bewusste und zielgerichtete Koordination der Aufmerksamkeit
wurde traditionell als für Menschen einzigartig betrachtet. Einige
Wissenschaftler*innen sehen in dieser Fähigkeit sogar "den kleinen
Unterschied, der den großen Unterschied ausmacht" in der Evolution des
sozialen Bewusstseins unserer Art. Menschen besitzen zum einen ein
außerordentlich komplexes Gehirn. Darüber hinaus helfen sie einander bei
der Aufzucht ihres Nachwuchses. Sind dies die Voraussetzungen für die
Entwicklung komplexer Kommunikation?

Die Forscher haben diese Frage an Graudrosslingen (Turdoides squamiceps)
untersucht, Singvögel aus den Wüstengebieten der Arabischen Halbinsel und
des Nahen Ostens. Den Vögeln fehlt das "primatenähnliche" Gehirn, sie sind
aber intensiv auf gegenseitige Hilfe bei der Jungenaufzucht angewiesen.
Alle Mitglieder einer Gruppe kooperieren miteinander, um das eigene
Überleben und das der Jungtiere zu sichern.

Damit die Forscher ihre Ergebnisse mit Studien an Menschen vergleichen
können, hat das multidisziplinäre Team von Ornithologen, Primatologen und
Psychologen Methoden angewandt, mit denen der bewusste Austausch und die
Aufmerksamkeit von Kindern untersucht wird, die noch nicht sprechen
können. "Wir haben in verschiedenen Situationen sowohl eindeutig
beabsichtigte als auch zielgerichtete Kommunikation bei den Graudosslingen
beobachtet: Erwachsene Vögel rufen Jungtiere und flattern auffällig mit
ihren Flügeln, um sie aufzufordern, ihnen zu folgen. Auch zeigen sie
Geschlechtspartnern Objekte und bringen sie so dazu, ihnen zu folgen und
sich versteckt vor den anderen heimlich zu paaren", sagt Ben Mocha.
Unterwegs drehen sich die Vögel immer wieder um und überprüfen die
Reaktionen des Partners. Wenn diese ihnen nicht mehr folgen, fordern sie
sie aktiv wieder erneut auf.

"Es ist faszinierend, dass ein Vogel mit seinem relativ kleinen Gehirn
ähnlich wie ein Mensch die Aufmerksamkeit teilen und koordinieren kann",
sagt Simone Pika, die beide Studien betreut hat. "Unsere Ergebnisse lassen
vermuten, dass die Kooperation untereinander solch hochentwickelte
sozialen und kommunikativen Leistungen ermöglicht hat. Um dies sicher
sagen zu können, brauchen wir aber noch mehr vergleichende Studien
zwischen kooperativ und nicht-kooperativ brütenden Arten." Möglicherweise
hat auch beim Menschen die gemeinsame Fürsorge um die Nachkommen die
Entstehung des sozialen Bewusstseins gefördert.


Originalpublikationen:

Ben Mocha Y, Mundry R, Pika S (2019). Joint attention skills in wild
Arabian babblers (Turdoides squamiceps): A consequence of cooperative
breeding? Proc. R. Soc. B Biol. Sci. (doi:10.1098/rspb.2019.0147)

Ben Mocha Y, Pika S (2019). Intentional presentation of objects in
cooperatively breeding Arabian babblers (Turdoides squamiceps). Front.
Ecol. Evol. 7. (doi:10.3389/fevo.2019.00087)
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





WIRTSCHAFT/2819: Enteignung ist keine Lösung


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 10. April 2019

Enteignung ist keine Lösung



Zu der am heutigen Mittwoch im Deutschen Bundestag stattfindenden
Aktuellen Stunde zum Thema "Wohnraummiete in Deutschland" können Sie
den für Bauen und Wohnen zuständigen stellvertretenden Vorsitzenden
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

"Es ist Irrsinn zu glauben, dass Enteignungen auch nur ansatzweise
eine Lösung für steigende Mieten oder fehlenden Wohnraum sein
könnten. Damit wird keine einzige neue Wohnung geschaffen. Vielmehr
werden Investoren für den Wohnungsbau verschreckt. Zudem kosten
Enteignungen Milliarden an Entschädigungszahlungen. Geld, das dann
fehlt, um neue Wohnungen zu bauen. Das ist realitätsfremde Politik
von Linken und Grünen. Was wirklich gegen steigende Mieten hilft ist
bauen, bauen, bauen. Es müssen mehr Bauland ausgewiesen und
Brachflächen reaktiviert werden. Zudem müssen wir intelligent
nachverdichten, etwa durch Dachgeschossausbau. Auch die steuerliche
Förderung für den Neubau von Mietwohnungen muss endlich vom Bundesrat
verabschiedet werden! Nur durch mehr Wohnraum können wir für
Entlastung auf dem Wohnungsmarkt sorgen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8270: Heute im Bundestag Nr. 407 - 11.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 407

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 11. April 2019, Redaktionsschluss: 10.13 Uhr

1. Gerd Müller: Welt ohne Hunger möglich

2. Digitale Wahlbeeinflussung

3. AfD thematisiert Target-Besicherung

4. Linke für 8. Mai als gesetzlicher Gedenktag

5. Linke will Privatversicherung abschaffen

6. AfD will Strafgesetzbuch ändern



1. Gerd Müller: Welt ohne Hunger möglich

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Bundesminister für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung, Gerd Müller (CSU), hält eine "Welt
ohne Hunger" trotz eines jährlichen Bevölkerungszuwachses von weltweit
80 Millionen Menschen, von denen zwei Drittel in Entwicklungsländern
leben, für machbar. Vor dem Parlamentarischen Beirat für nachhaltige
Entwicklung warnte Müller am Mittwochabend vor Konflikten "um Wasser,
um Nahrungsmittel, um das Überleben" sowie vor dramatischen
Flüchtlingsbewegungen, wenn es nicht gelinge, die globale Ernährung
sicherzustellen.

Die Weltgemeinschaft, "nicht Deutschland allein", müsse zehn Jahre
lang zehn Milliarden Euro in den Bereich grüne Revolution investieren,
"dann können wir alle satt machen", sagte der Minister. In der
Realität sehe es aber so aus, dass - bezogen auf die
Haushaltsplanungen für das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung - eine Achterbahnfahrt abzusehen sei.
Langfristprogramme könnten nicht angeschoben werden, wenn die
Perspektive nur auf drei Jahre ausgelegt sei und mindestens zehn
benötigt würden, kritisierte er.

Ein weiterer entscheidender Punkt sei der weltweite Klimaschutz, der
eine Überlebensfrage für die Menschheit darstelle. Wenn die Haushalte
in Indien und auf dem afrikanischen Kontinent alle "den Zugang zu
einer Steckdose wollen" - 90 Prozent haben laut Müller den Zugang noch
nicht - könne ihnen dies nicht verwehrt werden. "Das bedeutet aber
1.200 Kohlekraftwerke", sagte der Minister. Wolle man das verhindern,
müsse man den Staaten den Einstieg in die Investitionen in erneuerbare
Energien ermöglichen und fördern.

Das stelle aber gleichzeitig eine riesige Chance, auch für
Deutschland, dar. Es bestehe die Möglichkeit, die Regionen zu
entwickeln und bei der Energiewirtschaft einen Jahrhundertsprung zu
machen. Sollte das nicht gelingen, "gehen bei uns die Lichter aus".
Man müsse sich bewusst machen, dass Deutschland zwei Prozent zum
weltweiten Treibhausgas-Ausstoß beitrage, die natürlich reduziert
werden müssten. Die Entscheidung über die Klimaentwicklung falle aber
in Afrika, in Indien, in Brasilien und Indonesien beim Schutz des
Regenwaldes und auch in Russland als größtem Land der Welt.

Ebenfalls eine wichtige Rolle spiele das Müllrecycling, sagte der
Entwicklungsminister. Die Kreislaufwirtschaft, die in Deutschland und
in weiten Teilen Europas gut funktioniere, müsse global gedacht
werden, forderte er.

Müller ging auch auf den Nationalen Aktionsplan Wirtschaft und
Menschenrechte (NAP) ein. Ziel sei es, dass mindestens 50 Prozent
aller in Deutschland ansässigen Unternehmen mit mehr als 500
Beschäftigten menschenrechtliche Sorgfaltspflichten in ihre
Unternehmensprozesse integrieren. Das Thema sei fraktionsübergreifend
nicht ausreichend implementiert und stelle nach wie vor oftmals nur
einen Nebenaspekt dar, sagte der Minister. Vom Parlamentarischen
Beirat für nachhaltige Entwicklung erhoffe er sich dabei
Unterstützung, machte Müller deutlich. Seiner Auffassung nach sollte
der Beirat ohnehin parlamentarisch aufgewertet werden. Nachhaltigkeit
dürfe nicht nur ein Nebeneffekt im parlamentarischen Leben sein,
forderte Müller.

 * 

2. Digitale Wahlbeeinflussung

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Über den derzeitigen Stand der Resilienz von
Demokratien hat der Ausschuss Digitale Agenda mit sechs geladenen
Experten in einer öffentlichen Anhörung diskutiert. In der 32. Sitzung
des Ausschusses erteilten die Sachverständigen Auskunft über den
Zusammenhang von demokratischen Diskursen in sozialen Netzwerken,
Desinformation und Medien- und Digitalkompetenz.

"Meinungsbildung und Meinungsmanipulation liegen oft eng beieinander
und es wird kontrovers diskutiert, wie ein Nährboden für Manipulation
entsteht", eröffnete der Vorsitzende Hansjörg Durz (CSU) das
Fachgespräch mit den Sachverständigen. Vor dem Hintergrund der in
wenigen Wochen stattfindenden Europawahlen und anstehender
Landtagswahlen wolle der Ausschuss mehr zu wissenschaftlichen
Erkenntnissen, Handlungsempfehlungen und Vorkehrungen seitens der
Politik erfahren, um digitale Wahlbeeinflussung zu verhindern, sagte
Durz.

Simon Hegelich (Hochschule für Politik München) machte deutlich, dass
sich der Forschungsstand sehr schnell ändere. Das Ausmaß an
Desinformationskampagnen habe bei der Bundestagswahl im Jahr 2017
quantitativ höher gelegen als gedacht. Gleichzeitig werde die Wirkung
aber auch überschätzt im Verhältnis zu dem, was sonst in den sozialen
Medien zirkuliere. "Es sind koordinierte Kampagnen, in denen über
unterschiedliche Strategien versucht wird, Verunsicherung zu schüren
oder das Vertrauen in demokratische Institutionen zu unterminieren",
sagte der Wissenschaftler. Dafür müsse gezielt, über Plattformen
hinweg, eine Followerschaft aufgebaut werden. Hegelich verwies auf das
Problem, dass die Kampagnen weder eindeutig am Inhalt, noch an den
Accounts beziehungsweise Personen oder der genutzten Infrastruktur zu
erkennen seien, da gezielt andere Personengruppen miteinbezogen
würden. Es sei also das Verhalten, das untersucht werden müsse. Zur
Wirkung könne man sagen, dass man eine "Beeinflussung am ehesten bei
kulturellen Themen sieht, etwa bei Anti-Political-Correctness,
Migration und Religion", sagte Hegelich. Für belastbare Aussagen zu
einem Kausaleinfluss mangele es allerdings an Studien.

Was die Wirkungsdimension angehe, müsse zwischen psychologischen
Medienwirkungen auf der Meso- und auf der Makroebene unterschieden
werden, sagte Martin Emmer vom Weizenbaum-Institut für die vernetzte
Gesellschaft (Deutsches Internet-Institut). Es sei nicht immer eine
Meinungsmanipulation nötig. "Der Erwerb von digitalen
Bürgerkompetenzen ist ein zentrales Thema und wird derzeit noch zu
wenig thematisiert", betonte Emmer. Transparenz sei das Stichwort wenn
es darum gehe, erkennen zu können, was in Desinformationskampagnen
passiere. "Mächtiger als Algorithmen offenzulegen, wäre eine
Grundverpflichtung für Plattformen, Datenkategorien in gewissen
Grenzen freizustellen für die Forschung", sagte Emmer und forderte
gleichzeitig klare Regeln für den Zugang zu diesen. Auch im Bezug auf
den Journalismus müsse sichergestellt werden, dass es unabhängige
Akteure gebe, entsprechende Kampagnen aufzuklären. "Die Gesellschaft
wird damit leben müssen, dass es eine unfreundliche, ruppige
Kommunikation in den sozialen Medien geben wird", betonte er.

Lisa-Maria Neudert vom Oxford Internet Institute berichtete, dass das
Thema Desinformation zwar im politischen Mainstream Deutschlands
angekommen sei, man sich aber immer noch in der Phase der
Problemdefinition befinde: "Die Quellen politischer Desinformation in
Deutschland sind nicht fremde Mächte, sondern heimische Outlets, die
aus politischen und wirtschaftlichen Motiven handeln", sagte Neudert.
Dazu komme, dass russische staatliche Medien mit hunderttausenden
Abonnenten in Deutschland sehr stark vertreten seien. Eine zweite
Gefahr stellten Social Bots als Debattentreiber dar. Forschung sei mit
den zur Verfügung stehenden Daten nur schwer möglich - "auch weil
nicht klar ist, was automatisiert und was nicht automatisiert
stattfindet", sagte Neudert. Sorge bereite ihr zudem auch die
Abwanderung von Desinformation in Netzwerke, die privat sind, etwa
Messenger-Dienste.

Sandro Gaycken, Direktor des Digital Society Institute (ESMT Berlin),
betonte, dass soziale Netzwerke nachweislich von fremden Mächten für
Manipulation genutzt würden. "Ein wichtiger Punkt ist, dass
Desinformationskampagnen billig durchzuführen sind", sagte Gaycken.
Geschichten in Diskursen könnten über verschiedene Plattformen gut für
spezifische Subkulturen gestaltet und choreographiert werden. Oftmals
gehe es darum, die Legitimität demokratischer Prozesse anzugreifen und
Dissens zu erzeugen. "Die Wahlen in Europa sind technisch angreifbar",
sagte Gaycken. Denkbar sei, dass Diskurse oder Themen algorithmisch
bevorzugt würden oder Suchergebnisse und Diskursverläufe direkt
manipuliert werden. Er plädierte dafür, etwa mit Russland
außenpolitische Dialoge anzufangen: "Die Russen sehen sich in der
Defensive und verstehen ihre Haltung als fair game", sagte Gaycken.
Helfen könne es auch, die Namen der Akteure der Desinformation zu
publizieren, das mache es unattraktiver und politisch teurer.

"Auf der einen Seiten wird Panik verbreitet, anderseits bestehen
Gefahren der Verharmlosung", sagte Karolin Schwarz, freie
Journalistin. "Irreführenden Meldungen kursieren schon seit dem Sommer
2015 und Manipulationskampagnen kommen nicht nur vor dem Urnengang
vor, sondern sind oftmals auch eine langfristige Beeinflussung oder
anlassbezogen", sagte Schwarz. Eine einzelne Lösung gebe es daher
nicht, sagte sie. Schwarz warnte davor, dass gesetzgeberische
Initiativen auch zu einer Einschränkung der Meinungsfreiheit führen
könnten. Maßnahmen wie die Offenlegung von Details zu allen digital
geschalteten Anzeigen wie etwa zur Zielgruppe, seien jedoch zu
begrüßen. Auch die Förderung der Medienkompetenz der Bevölkerung sei
wünschenswert. Diese müsse aber über die Schule hinaus reichen.
"Oftmals fehlen auch gut aufbereitete Informationen im politischen
Kontext. Mehr Transparenz dient der Stärkung der digitalen
Zivilgesellschaft und Zivilcourage", sagte Schwarz.

Alexander Sängerlaub von der Stiftung Neue Verantwortung e.V. sprach
von einem digitalen Strukturwandel der Öffentlichkeit was
demokratische Prozesse betreffe: "Die Bürger müssen ermutigt werden,
neue Kompetenzen und Skills zu lernen, zu verstehen, wo eine Quelle
herkommt", sagte Sängerlaub und plädierte gleichzeitig dafür, die
Angebote der öffentlich-rechtlichen Medien stärker zu nutzen. Formate
wie die stark regulierte Wahlwerbung im öffentlich-rechtlichen Bereich
könnten auf das Internet durchaus lernend übertragen werden, sagte
Sängerlaub. Auch er sprach sich für mehr Datenschnittstellen und die
Möglichkeit für unabhängige Forschung aus. Das Desinformationsproblem
werde nicht verschwinden, doch es gebe Aspekte bei dem Thema, die die
Demokratie noch resilienter machen könnten, sagte er.

 * 

3. AfD thematisiert Target-Besicherung

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion fordert eine umfassende Besicherung
von Target-Forderungen. Damit sollen insbesondere die sich aus den
Target-Forderungen der Bundesbank ergebenden Risiken abgesichert
werden. Ein Ausfall oder Teilausfall würde für die Bundesbank " gemäß
ihrer Beteiligung an der EZB einen Vermögensschaden bis hin zu einer
möglichen Insolvenz beziehungsweise einer bilanziellen
Überschuldungssituation bedeuten", heißt es in einem Antrag der
Fraktion (19/9232), der am Donnerstag beraten werden soll. Dies würde
"dann Einnahmeausfälle oder Nachschusspflichten für den Bundeshaushalt
nach sich ziehen", führt die Fraktion weiter aus. Das Ausfallrisiko
der Target-Forderungen bestehe nicht nur im "Extremfall des Austritts
eines oder mehrerer Staaten aus der Eurozone". Vielmehr greife dieses
Risiko bereits, "wenn die Aktiva einer nationalen Zentralbank mit
Targetverbindlichkeiten notleidend werden und gleichzeitig der
Hauptrefinanzierungssatz im Eurosystem größer null ist".

Konkret fordert die AfD-Fraktion die Bundesregierung auf, sich im
Rahmen der Verhandlungen zur Neuregelung der Statuten des Europäisches
Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank (EZB) für
eine Reform des Targetsystems einzusetzen. Sie soll sich demnach dafür
engagieren, "dass das Targetsystem derart ausgestaltet wird, dass
nationale Zentralbanken mit Targetverbindlichkeiten werthaltige
marktfähige Sicherheiten unter Berücksichtigung der
Sicherheitsabschläge (Haircuts) des Sicherheitsrahmens des Eurosystems
zunächst auf die EZB übertragen und die EZB dieses Sicherheit wiederum
anteilig auf die nationalen Zentralbanken mit Targetforderungen
überträgt". Für die Besicherung sind laut Antrag "Vermögensgegenstände
inklusive Gold und Goldforderungen in absteigender Bonität zu
verwenden". Hat eine Zentralbank keine ausreichenden
Vermögensgegenstände, um die Verbindlichkeiten im Target-System zu
besichern, "so sind bis zum vollen Ausgleich aller Targetsalden
Sicherheiten aus den Refinanzierunsgeschäften der Geschäftsbanken im
Pfandpoolverfahren zunächst auf die EZB und anschließend auf die
nationalen Zentralbanken mit Targetforderungen zu übertragen".

 * 

4. Linke für 8. Mai als gesetzlicher Gedenktag

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Der 8. Mai soll nach dem Willen der Fraktion Die
Linke "als Tag der Befreiung" gesetzlicher Gedenktag werden. In einem
Antrag (19/9230), der am Donnerstag im Bundestagsplenum zur Abstimmung
steht, fordert die Fraktion die Bundesregierung auf, einen
Gesetzentwurf vorzulegen, um dem 8. Mai den Status eines solchen
Gedenktages zu verleihen.

In der Begründung verweist die Fraktion darauf, dass der Tag des Endes
des Zweiten Weltkrieges am 8. Mai 1945 für Millionen Menschen ein Tag
der Hoffnung und Zuversicht gewesen sei. Bis heute werde indes seine
Bedeutung als "Tag der Befreiung" nicht allgemein anerkannt. Auch
diese Unterschiedlichkeit der Bewertung biete die Chance, "einen
lebendigen Gedenktag zu etablieren, der sich nicht in Symbolen und
Ritualen erschöpft, sondern zu streitbaren öffentlichen Diskussionen
Anlass gibt". Insbesondere vor dem Hintergrund, dass in absehbarer
Zeit keine Zeitzeugen der NS-Vergangenheit mehr berichten können, sei
die "Etablierung eines die gesellschaftspolitischen Diskussionen
anregenden Gedenktages von besonderer Bedeutung".

 * 

5. Linke will Privatversicherung abschaffen

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Linksfraktion will die privat Krankenversicherten
in die Gesetzliche Krankenversicherung (GKV) überführen. Die Private
Krankenversicherung (PKV) verstoße gegen das Prinzip der Solidarität,
das dem Sozialsystem zugrunde liege. Sie müsse abgeschafft werden, um
die Zwei-Klassen-Medizin zu überwinden, heißt es in einem Antrag
(19/9229) der Fraktion.

Die bisherige Beihilfe des Bundes sollte nach den Plänen der Linken zu
einem Arbeitgeberbeitrag in der GKV umgewandelt werden. Im Rahmen der
freien Heilfürsorge werde neben dem Arbeitgeberanteil auch der
Arbeitnehmeranteil übernommen, heißt es in dem Antrag.

Die Alterungsrückstellungen in den Bilanzen der PKV seien aufzulösen.
Im Gegenzug müssten die Unternehmen der PKV Ausgleichszahlungen an den
Gesundheitsfonds leisten. Die Ausgleichszahlungen in Höhe der
Alterungsrückstellungen würden in einen kollektiven Reservestock
überführt.

Für Beschäftigte der PKV würden sozialverträgliche Übergänge
geschaffen. Dies beinhalte insbesondere die Umschulung in andere
Berufe, etwa für zusätzlich in der GKV benötigte Stellen.

 * 

6. AfD will Strafgesetzbuch ändern

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Die AfD-Fraktion hat den Entwurf eines Gesetzes zur
Änderung des Strafgesetzbuches (19/9234) vorgelegt. Wie es darin
heißt, soll durch die Änderung zum einen der Versuch hinsichtlich der
Gründung und des Sich-Beteiligens an Vereinigungen zum Zweck der
Androhung von Straftaten nach Paragraf 129a Absatz 3 des
Strafgesetzbuches und zum anderen der Versuch der Unterstützung von
und des Werbens für Vereinigungen nach Paragraf 129a Absatz 1 bis 3
des Strafgesetzbuches unter Strafe gestellt werden. Hintergrund ist
der Fraktion zufolge, dass ein Schwerpunkt der Ermittlungsverfahren
nach Paragraf 129a mittlerweile den Bereich des islamistischen
Terrorismus betrifft. Es sei daher notwendig, eine hier existierende
Sicherheitslücke durch die Einführung der vorgeschlagenen
Versuchsstrafbarkeit zu schließen. Der Paragraf 129a stellt die
Bildung terroristischer Vereinigungen unter Strafe.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 406

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. April 2019, Redaktionsschluss: 17.51 Uhr

1. Vervierfachung bei humanitärer Hilfe

2. Lob für neue Lotterien zur Sportförderung

3. Drohnen gefährden Luftverkehr



1. Vervierfachung bei humanitärer Hilfe

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/AHE) Deutschland hat sich zum weltweit zweitgrößten
bilateralen Geber humanitärer Hilfe entwickelt. Wie der Staatsminister
im Auswärtigen Amt, Niels Annen (SPD), am Mittwoch im
Menschenrechtsausschuss bei der Vorstellung des "Berichts der
Bundesregierung über die deutsche humanitäre Hilfe im Ausland 2014 bis
2017" (19/5720) darlegte, seien die Mittel in diesem Zeitraum von 416
Millionen Euro auf 1,76 Milliarden Euro vervierfacht worden. Dies sei
eine Antwort auf die Tatsache, dass der humanitäre Bedarf weltweit
deutlich gestiegen sei, unter anderem durch die Lage in Syrien, den
Konflikt im Jemen und durch Hungerkrisen in Afrika. Annen betonte,
dass nicht nur Militärausgaben maßgeblich für eine internationale
Lastenteilung seien, sondern auch das Engagement für humanitäre Hilfe
zu "Burden sharing" gehöre.

Laut Bericht der Bundesregierung ist der weltweite humanitäre Bedarf
seit 2014 stark angewachsen, zugleich ist die Finanzierungslücke im
Hilfssystem der Vereinten Nationen (VN) größer geworden. So sei der
von den VN ermittelte Bedarf von 16,8 Milliarden US-Dollar (2014) auf
23,5 Milliarden US-Dollar (2017) angestiegen. Zum Ende des
Berichtszeitraums seien 135,7 Millionen Menschen weltweit auf
humanitäre Hilfe angewiesen gewesen. Die bereitgestellten Mittel der
Staaten würden aber nicht in gleichem Maße wie die weltweiten Bedarfe
wachsen: "Waren 2014 noch 63,7 Prozent des von den VN ermittelten,
weltweiten prioritären humanitären Bedarfs gedeckt, so sank dieser
Anteil bis 2017 auf nur noch 50,6 Prozent. Immer mehr Menschen in Not
bekommen also keine oder nur unzureichende Hilfe", heißt es in dem
Bericht.

 * 

2. Lob für neue Lotterien zur Sportförderung

Sport/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Die neu geschaffenen Lotterie-Produkte
"Sieger-Chance" und "Deutsche Sportlotterie", durch die der
Spitzensport aber auch der Breitensport gefördert wird, sind
Erfolgsmodelle. Zu dieser Bewertung gelangten Vertreter von
Landeslottogesellschaften ebenso wie der Vorsitzende der Stiftung
Deutsche Sporthilfe Michael Ilgner, der Präsident des Deutschen
Olympischen Sportbundes (DOSB) Alfons Hörmann sowie die
Athletenvertreterin Amelie Ebert während der Sitzung des
Sportausschusses am Mittwoch. Die Vertreter der
Landeslottogesellschaften von Bayern, Nordrhein-Westfalen und Hessen
zeigten sich zuversichtlich, dass die aktuell noch nicht von allen
Landeslottogesellschaften angebotenen Lotterien künftig bundesweit zur
Verfügung stehen werden. Zugleich forderten sie - ebenso wie
DOSB-Präsident Hörmann -, am Erhalt des staatlichen
Lotterieveranstaltungsmonopols als Basis einer nachhaltigen
Weiterentwicklung der Sportunterstützung festzuhalten.

Die als Zusatzlotterie an die Glücksspirale angebundene Sieger-Chance
werde derzeit von acht Bundesländern angeboten und habe seit 2016
bereits 15,5 Millionen Euro für den Spitzensport erwirtschaftet, sagte
Andreas Kötter, Geschäftsführer der Westdeutschen Lotterie GmbH & Co
OHG in Nordrhein-Westfalen. Die Mittel gingen an den DOSB, der die
Erträge mit der Stiftung Deutsche Sporthilfe, den Landesportbünden der
teilnehmenden Länder sowie Sportfachverbänden teile.

Ohne Anbindung an ein schon bestehendes Produkt sei 2015 die Deutsche
Sportlotterie als eigenständige Soziallotterie entwickelt worden,
sagte Kötter. Die Lotterie werde derzeit in Hessen und Sachsen-Anhalt
sowie im Internet vertrieben. Seit März 2019 gebe es damit in Hessen
erstmals das Angebot beider Lotterien, um das Potenzial zu testen. Bei
erfolgreichem Vertrieb sei ab Herbst 2020 die Einführung der Deutschen
Sportlotterie in Bayern und Nordrhein-Westfalen geplant, sagte der
Westlotto-Chef.

Die Quelle der Lotterie ist aus Sicht von Sporthilfe-Chef Michael
Ilgner ein sehr sinnvolles, staatlich reglementiertes Instrument, um
den Sportfan am Gemeinwohl teilhaben zu lassen. Ilgner lobte die
Initiative der Lottogesellschaften als exzellenten Weg, um neue
Möglichkeiten für die Sportförderung insgesamt und die
Athletenförderung im Besonderen zu schaffen.

DOSB-Präsident Hörmann sagte, dank der Gelder aus der Sieger-Chance
hätten wichtige Projekte umgesetzt werden können. Für die unmittelbare
Projektförderung im Zusammenhang mit den Olympischen Sommerspielen in
Tokyo im kommenden Jahr werde allein aus dieser Lotterie ein
siebenstelliger Betrag zur Verfügung stehen, prognostizierte er. Eine
flächendeckende Ausweitung in Deutschland begrüße er, so Hörmann. So
sei eine teamorientierte Nutzung der Gelder über Landesgrenzen hinweg
sichergestellt, sagte der DOSB-Präsident.

Athletenvertreterin Amelie Ebert begrüßte die Etablierung der
Zusatzlotterie Sieger-Chance als explizit dem Spitzensport gewidmete
Zusatzlotterie zur Glücksspirale. Die Kaderathleten profitierten
hierdurch nicht nur indirekt über Ausschüttungen an den DOSB sondern
auch ganz direkt durch die Leistungen der Stiftung Deutsche
Sporthilfe, mit der der DOSB ebenfalls Erträge aus der Sieger-Chance
teile, sagte die Synchronschwimmerin. Dies helfe den Sportlern dabei,
ihren Lebensunterhalt zu bestreiten und die Ausübung ihres Sports zu
finanzieren.

Es gebe inzwischen mehrere Landeslottogesellschaften, die Interesse
signalisiert hätten, bei der Sieger-Chance mitmachen zu wollen, sagte
Friederike Sturm, Präsidentin der Staatlichen Lotterieverwaltung
Bayern. Ein Anreiz dafür sei, dass die in den Ländern erwirtschafteten
Mittel in die jeweiligen Länderhaushalte fließen würden, was dazu
führe, dass die Landessportbünde Druck auf die
Landeslottogesellschaften ausübten, um auch von den Geldern
partizipieren zu können.

Auf das Potenzial der Deutschen Sportlotterie verwies Heinz-Georg
Sundermann, Geschäftsführer der Lotto Hessen GmbH. Rechne man die
jetzigen Umsätze dieser Lotterie auf ganz Deutschland um, komme man
auf 30 Millionen Euro. Dieses Potenzial sollte gehoben werden, sagte
Sundermann.

 * 

3. Drohnen gefährden Luftverkehr

Tourismus/Ausschuss

Berlin: (hib/wid) Luftsicherheits-Experten sind zunehmend besorgt über
die Gefahr, die an Flughäfen von Drohnen ausgeht. Dies wurde am
Mittwoch in einem Fachgespräch im Tourismusausschuss deutlich. Die
geladenen Sachverständigen appellierten an die Bundesregierung, ihrer
Verantwortung für eine verbesserte Drohnenabwehr nachzukommen.
Insgesamt freilich war 2018 ein gutes Jahr für die Sicherheit im
Luftverkehr. Bei 3,34 Millionen Flügen im deutschen Luftraum sei es zu
keiner Situation gekommen, in der eine ernste Kollisionsgefahr
bestanden hätte, sagte Fabio Ramos Breilich, Leiter "Politische
Angelegenheiten" bei der Deutschen Flugsicherung GmbH (DFS)

Breilich wies darauf hin, dass es im vorigen Jahr 158 Behinderungen im
Luftverkehr durch Drohnen gegeben habe. Diese Zahl sei "alarmierend
genug", wenn auch "Gott sei Dank nichts passiert" sei. Die
Flugsicherung habe das Problem, Drohnen "sichtbar" zu machen, sagte
Breilich. In der Regel seien sie zu klein und auch in zu geringer Höhe
unterwegs, um vom regulären Radar erfasst zu werden. Zur Drohnenabwehr
bedürfe es verfeinerter technischer Lösungen.

Auch der Hauptgeschäftsführer der Arbeitsgemeinschaft Deutscher
Verkehrsflughäfen (ADV), Ralph Beisel, nannte die Gefahr durch Drohnen
"eine ganz große Sorge". Er erinnerte an den Vorfall auf dem
englischen Flughafen Gatwick, wo im vergangenen Dezember nach
Drohnen-Sichtungen der Verkehr für mehrere Tage eingestellt werden
musste. In Deutschland habe der Frankfurter Flughafen in einem Fall
wegen Drohnengefahr eine Viertelstunde lang stillgelegen. Beisel
nannte drei regelungsbedürftige Fragen im Zusammenhang mit Drohnen. Es
gehe darum, sie frühzeitig zu erkennen, zu prüfen, ob sie womöglich in
terroristischer Absicht gesteuert würden, und zu klären, ob die
Bundes- oder die jeweilige Landespolizei dafür zuständig sei, sie
gegebenenfalls vom Himmel zu holen.

Mit der Bundesregierung über Drohnenabwehr reden möchte auch Matthias
von Randow, Hauptgeschäftsführer des Bundesverbands der Deutschen
Luftverkehrswirtschaft. Ein anderes Ärgernis für den Flugbetrieb ist
dagegen mittlerweile offenbar rückläufig. Nach Breilichs Worten gab es
im vergangenen Jahr noch 430 Fälle, in denen Piloten durch
Laserpointer mutwillig geblendet wurden. Die Tendenz sei deutlich
abnehmend, sagte Breilich, der als mögliche Ursache den verschärften
"Nachforschungsdruck" durch die Polizei nach solchen Vorkommnissen
nannte.

Wie in der Anhörung weiter deutlich wurde, verbinden Fachleute
offenbar unterschiedliche Erwartungen mit dem Einsatz moderner
computertomographie-basierter Durchleuchtungsgeräte bei der
Gepäckkontrolle an Flughäfen. Derzeit wird ein solcher Apparat in
einem Pilotprojekt in München getestet. Beisel äußerte die Hoffnung,
dass die neue Technologie dazu beitragen könne, die Abfertigung zu
beschleunigen, weil Gepäckstücke präziser durchleuchtet würden, und
Reisende daher weniger oft genötigt seien, sie für eine genauere
Kontrolle zu öffnen.

Skeptischer zeigte sich Karsten Kloth, Leiter des Referats
Luftsicherheit im Bundesinnenministerium. Die "Detektionsleistung" der
neuen Geräte verspreche bisher "keinen besonders großen
Sicherheitsgewinn". Bei Labortests sei derzeit auch die Fehlalarmquote
noch so hoch, dass die Apparate bis auf weiteres "nicht
praxistauglich" seien. Zudem seien gerade von einer schärferen
Durchleuchtung viel mehr Alarme zu erwarten, so dass sich die
Abfertigung eher weiter verzögern dürfte.

 * 
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BUNDESTAG/8268: Heute im Bundestag Nr. 405 - 10.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 405

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. April 2019, Redaktionsschluss: 17.18 Uhr

1. Millionen für Sanierung in Kommunen

2. Ausschuss debattiert über Uploadfilter

3. Experten lobenArzneimittelreform



1. Millionen für Sanierung in Kommunen

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Haushaltsausschuss hat am Mittwochnachmittag die
Förderauswahl des Bundesprogrammes "Sanierung kommunaler Einrichtungen
in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur" beschlossen. Demnach sollen
insgesamt Bundesmittel in Höhe von 299.993.133 Euro an 186 Projekte
fließen. Einem entsprechenden Maßgabebeschluss der
Koalitionsfraktionen stimmten im Ausschuss Vertreter von CDU/CSU, SPD,
AfD, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen bei Enthaltung der FDP zu.
Das Programm ist im Etat des Bundesinnenministeriums (Einzelplan 06)
etatisiert.

Mit dem Beschluss fordert der Haushaltsausschuss die Bundesregierung
zudem auf, die über die bisherigen Ansätze im Haushalt 2019
"erforderlichen zusätzlichen Programmmittel und Projektträgerkosten in
Höhe von 110 Millionen Euro einschließlich der notwendigen
Verpflichtungsermächtigungen noch im Laufe des Jahres 2019 vollständig
und plafondserhöhend im Einzelplan 06 auszubringen." Eine
Gegenfinanzierung aus dem Einzelplan soll dabei laut Beschluss
ausgeschlossen sein.

 * 

2. Ausschuss debattiert über Uploadfilter

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Ein Antrag (19/8966) der Fraktion Die Linke zur
europäischen Urheberrechtsrichtslinie hat den Ausschuss Digitale
Agenda unter Leitung von Hansjörg Durz (CSU) in seiner 31. Sitzung
beschäftigt. Darin hatte die Fraktion die Bundesregierung
aufgefordert, bei der anstehenden Abstimmung im Rat der Europäischen
Union am kommenden Montag gegen die Annahme der
Urhaberrechtsrichtlinie (96/9/EG und 2001/29/EG) zu stimmen. Die
Kritik der Fraktion richtet sich vor allem gegen die Regelungen in
Artikel 17 (ehemals Artikel 13), durch die Onlineplattformen zum
Einsatz technischer Mittel verpflichtet werden, um einer Haftung für
über ihre Plattform begangene Urheberrechtsverletzungen zu entgehen.

Ein Abgeordneter der CDU/CSU-Fraktion lud alle Abgeordneten ein, an
der nationalen Umsetzung der Richtlinie mitzuwirken, sodass diese "zu
einem Vorbild für andere werden" könne. Eine Vertreterin der SPD
betonte, dass das Verhindern des Einsatzes von Uploadfiltern auf der
nationalen Ebene nur sehr schwierig möglich sei und wies auf die
Gefahren durch Artikel 17 in Mitgliedsstaaten, die weniger klar auf
Meinungsfreiheit setzten, hin. Eine Abgeordnete der AfD-Fraktion
kritisierte, dass der Antrag im zuständigen Ausschuss für Recht und
Verbraucherschutz am Mittwochvormittag nicht diskutiert und abgestimmt
wurde. Ein Vertreter der FDP-Fraktion sagte, die Debatte dokumentiere,
wie uneins die Große Koalition sei und betonte, dass die Richtlinie
keinerlei Vorbildcharakter habe.

Eine Vertreterin der Fraktion Die Linke kritisierte, die
Harmonisierung des Urheberrechts sei mit der Richtlinie nicht erreicht
und nationale Sonderwege und Schlupflöcher seien weiter möglich. Der
Mehrwert der Richtlinie sei für die Urheber höchst zweifelhaft, sagte
auch eine Vertreterin der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und
kritisierte, dass das Leistungsschutzrecht ohne nationale Evaluation
Eingang in die Richtlinie gehalten habe.

 * 

3. Experten lobenArzneimittelreform

Gesundheit/Anhörung

Berlin: (hib/PK) Gesundheitsfachverbände begrüßen im Grundsatz das von
der Bundesregierung geplante Gesetz für mehr Sicherheit in der
Arzneimittelversorgung (GSAV). Die Sachverständigen äußerten sich am
Mittwoch in einer Anhörung im Gesundheitsausschuss des Bundestages
sowie in schriftlichen Stellungnahmen.

Auslöser für den Gesetzentwurf (19/8753) sind mehrere
Arzneimittelskandale aus der jüngeren Vergangenheit. Um die
Arzneimittelsicherheit zu stärken, soll unter anderem die
Zusammenarbeit zwischen den Behörden von Bund und Ländern verbessert
werden, auch durch eine Informationspflicht über Rückrufe. Zudem soll
es häufiger unangemeldete Kontrollen geben, etwa in Apotheken, die
Krebsmittel (Zytostatika) selbst herstellen.

Die Krankenkassen bekommen bei Produktmängeln, etwa bei einem Rückruf,
einen Regressanspruch gegenüber den verantwortlichen Pharmafirmen.

Die Bundesärztekammer (BÄK) und die Arzneimittelkommission der
deutschen Ärzteschaft (AkdÄ) erklärten, die Vorlage sei angesichts der
zahlreichen Fälle von Arzneimittelfälschungen, Qualitätsproblemen und
Versorgungsengpässen in den vergangenen Monaten und Jahren zu
begrüßen. Wichtig seien vor allem die Stärkung der
Koordinierungsfunktion der Bundesoberbehörden sowie die erweiterten
Rückrufkompetenzen.

Allerdings müsse mehr unternommen werden gegen Arzneimittelengpässe,
die es bei bestimmten Medikamenten bereits gebe, etwa beim Schmerz-
und Fiebermittel Ibuprofen oder bestimmten Antibiotika. Nötig sei eine
verpflichtende Meldung der Pharmafirmen bei einem drohenden
Versorgungsengpass.

Für die Sicherheit problematisch sei der Parallelvertrieb von
Arzneimitteln, dessen Verbot erwogen werden sollte. Diese
Vertriebsform diene zunehmend als Zugangsweg für gestohlene oder
gefälschte Arzneimittel. Die Erfüllung der gesetzlich verankerten
Importquote berge somit das Potenzial, die Patientensicherheit zu
gefährden.

Auch der Verband der forschenden Pharmaunternehmen (vfa) forderte eine
Abkehr von der Importquote, die dem Ziel einer verbesserten
Arzneimittelsicherheit zuwider laufe. Die Wahrscheinlichkeit für
importierte Arzneimittelfälschungen werde damit größer. Befürwortet
wird die Importquote vom GKV-Spitzenverband, der argumentierte, dass
auf diese Weise preisgünstige Medikamente zur Verfügung stünden. Ein
Sprecher der GKV schränkte in der Anhörung allerdings ein, dass eine
Förderung der Importe womöglich nicht mehr zeitgemäß sei.

Mehrere Sachverständige kritisierten den geplanten neuen Vertriebsweg
der Medikamente für Hämophiliepatienten (Bluterkrankheit) über
Apotheken und verlangten, die jetzige Regelung beizubehalten. Die
Anwendung von Blutprodukten erfordere eine qualifizierte Behandlung
und ein lückenloses Monitoring der Patienten durch ein
Hämophiliezentrum. Es wäre grob fahrlässig, dies aufzugeben.

 * 
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BUNDESTAG/8267: Heute im Bundestag Nr. 404 - 10.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 404

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. April 2019, Redaktionsschluss: 16.30 Uhr

1. Antrag zu ländlichen Regionen gebilligt

2. Linke will offene Einwanderungspolitik

3. Linke will Begrenzung von Parteispenden

4. Isoflurannarkose bei der Ferkelkastration

5. Schäden in den heimischen Wäldern



1. Antrag zu ländlichen Regionen gebilligt

Kultur und Medien/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Nach dem Willen der Koalitionsfraktionen soll die
Kultur in den ländlichen Regionen stärker durch den Bund gefördert
werden. Der Kulturausschuss billigte am Mittwoch den entsprechenden
gemeinsamen Antrag der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion (19/7426) gegen
das Votum der AfD-Fraktion. Die Fraktionen der FDP, der Linken und
Bündnis 90/Die Grünen enthielten sich der Stimme.

Mit dem Antrag wird die Bundesregierung unter anderem aufgefordert,
mit der Kultusministerkonferenz in einen regelmäßigen Austausch zu
treten, um kulturelle Projektvorhaben miteinander abzustimmen und
weitere Kooperationsformen zwischen Bund, Ländern und Kommunen, der
Zivilgesellschaft, den Kirchen und Religionsgemeinschaften, den Medien
sowie den Sozialpartnern zu prüfen, um ein besseres Zusammenwirken im
Kulturbereich zu erreichen. Zudem soll die Regierung zeitnah ein
Konzept für ein Zukunftsprogramm Kino vorlegen, um das Kino als
Kulturort auch außerhalb von Ballungsgebieten zu erhalten und zu
stärken, den Bundeskulturförderfonds weiter auszubauen und besser auf
die Bedarfe der freien Kunst- und Kulturszene auszurichten und die
Einführung eines kofinanzierten Spielstättenförderungsprogrammes zu
prüfen. Nach dem Willen von Union und Sozialdemokraten sollen zudem
die von der Kulturstiftung des Bundes entwickelten Initiativen zur
Stärkung der Kulturarbeit außerhalb von Metropolen fortgesetzt und
weiter ausgebaut werden. Ebenso soll der Zugang zu Kultur in
ländlichen Gebieten durch mobile Angebote und Partnerschaften von
Kultureinrichtungen in Metropolen erweitert werden.

FDP, Linke und Grüne monierten übereinstimmend, dass der Antrag zwar
prinzipiell in die richtige Richtung weise, es aber weitestgehend bei
der Benennung bereits bestehender Förderprogramme belasse und keine
konkreten Angaben zur Finanzierung einer weitergehenden Förderung
mache. Der im Antrag ausdrücklich benannte "bestehende Finanzrahmen"
sei in jedem Fall zu klein, um die kulturelle Infrastruktur in den
ländlichen Räumen zu verbessern.

Die AfD-Fraktion warnte vor einer Aushöhlung der Kultur- und
Bildungshoheit der Länder. Viele der im Antrag genannten
Förderprogramme seien zudem reine "Wohlfühlprogramme", die ideologisch
überfrachtet seien und sich "an eine bestimmte Klientel" richteten.

 * 

2. Linke will offene Einwanderungspolitik

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke dringt auf eine "offene,
menschenrechtsbasierte und solidarische Einwanderungspolitik". In
einem Antrag (19/9052) kritisiert die Fraktion dass der von der
Bundesregierung vorgelegte Entwurf eines
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes "einseitig auf die Interessen der
deutschen Wirtschaft beziehungsweise von Unternehmen" ausgerichtet
sei, "menschenrechtlichen, humanitären und integrationspolitischen
Anforderungen" hingegen nicht gerecht werde. Die Bundesregierung wird
in dem Antrag aufgefordert, sowohl diesen Gesetzentwurf als auch den
Entwurf für ein Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung
zurückzuziehen.

Stattdessen soll nach dem Willen der Fraktion ein Gesetzentwurf für
eine "offene und solidarische Ausgestaltung der deutschen
Einwanderungspolitik" vorgelegt werden, "in dem
Einwanderungserleichterungen vor allem nach menschenrechtlichen,
entwicklungspolitischen und humanitären Gesichtspunkten und nicht nach
ökonomischen Nützlichkeitskriterien oder nationalstaatlichen
Eigeninteressen ausgestaltet werden". Dabei sollen der Vorlage zufolge
das "Recht auf Familienzusammenleben im Aufenthaltsrecht" gestärkt und
Nachzugsbestimmungen erleichtert werden. Ferner soll laut Antrag eine
Bleiberechtsregelung vor allem an die Aufenthaltsdauer anknüpfen
müssen und "keine weiteren hohen Anforderungen stellen". Zudem will
die Fraktion etwa eine Stärkung der Aufenthalts- und
Beschäftigungsrechte Eingewanderter.

Des weiteren fordert sie die Bundesregierung auf, "einen Gesetzentwurf
vorzulegen, mit dem die politischen Rechte und die Partizipation von
Eingewanderten gestärkt werden". Darüber hinaus soll die
Bundesregierung dem Antrag zufolge unter anderem "die in den letzten
Jahren vorgenommenen Asylrechtsverschärfungen" zurücknehmen sowie sich
auf EU-Ebene "für offene Grenzen und sichere und legale Einreisewege
für Schutzsuchende und ein gerechtes und faires Asylsystem einsetzen".

 * 

3. Linke will Begrenzung von Parteispenden

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke macht dafür stark,
Parteispenden von Unternehmen zu verbieten und private Parteispenden
zu begrenzen. In einem Antrag (19/9054) fordert sie die
Bundesregierung auf, einen Gesetzentwurf vorzulegen, "um im
Parteiengesetz ein Annahmeverbot für Spenden von juristischen Personen
wie Unternehmen, Wirtschaftsverbänden und Vereinen an politische
Parteien sowie die Begrenzung der Parteispenden von natürlichen
Personen auf höchstens 25.000 Euro pro im Jahr zu regeln".

In der Begründung führt die Fraktion aus, dass sich bei Parteispenden
von Unternehmen und Wirtschaftsverbänden für viele Menschen die Frage
stelle, "ob so Einfluss auf die Politik genommen wird oder werden
soll". Diese Spenden erweckten in der Bevölkerung "den Anschein der
Käuflichkeit von Politik". Auch sei undemokratisch, "dass sich
finanzstarke Personen mit sehr großen Spendensummen einen übermäßigen
Einfluss gegenüber anderen Menschen innerhalb der Parteien sichern
können".

 * 

4. Isoflurannarkose bei der Ferkelkastration

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Ferkel dürfen bei der Anwendung der Isoflurannarkose
zur Kastration nicht auskühlen und müssen nach dem Eingriff
schnellstmöglich zur Muttersau zurückgesetzt werden. Zudem müssen die
Ferkel nach der Kastration ausreichend lange beobachtet werden, um
mögliche Nachblutungen frühzeitig zu erkennen. Das geht aus einer
Antwort der Bundesregierung (19/9033) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/8498) zur Zulassung für das Inhalationsnarkotikum
Isofluran Baxter vet 1000 mg/g hervor. Weiter heißt es, dass als
Nebenwirkungen während der Narkose ein niedriger Blutdruck und
Herzrhythmusstörungen auftreten können. Diese Symptome würden jedoch
umgehend nach Reduktion des Narkosegases abklingen. Anzeichen einer
Überdosierung von Isofluran seien eine ausgeprägte Hypotonie,
Atemdepression und Hyperkapnie bis hin zum Atemstillstand. Nach
Kenntnis der Regierung sei durch die Narkose aber nicht mit höheren
Verlusten bei der Ferkelkastration zu rechnen. Aller Voraussicht nach
könnten bis zum 31. Dezember 2020 bis zu 6.000 Personen an Schulungen
zur Durchführung der Isoflurannarkose teilnehmen. Entsprechend sei mit
einem Bedarf von bis zu 5.000 Inhalationsnarkosegeräte zu rechnen, die
anteilig gefördert werden sollen. Die Höhe der Förderung werde zurzeit
geprüft.

 * 

5. Schäden in den heimischen Wäldern

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Genaue Angaben über das Ausmaß der Waldschäden im
Bundesgebiet interessieren die Abgeordneten der FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/9043). Die Bundesregierung soll unter anderem
darüber Auskunft geben, welche Waldgebiete und Baumarten am stärksten
von Schäden durch Sturm, Trockenheit, Schneebruch und Insektenbefall
betroffen sind. Auch soll mitgeteilt werden, welche Waldgebiete mit
einem hohen Risiko des Befalls durch den Borkenkäfer, ausgehend von
aktuellen Borkenkäferdichten, besonders betroffen sind.

 * 
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BUNDESTAG/8266: Heute im Bundestag Nr. 403 - 10.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 403

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. April 2019, Redaktionsschluss: 15.51 Uhr

1. Aufhebung von Wahlrechtsausschlüssen

2. Amt des Parlamentarischen Staatssekretärs

3. Erprobung läuft planmäßig

4. Keine Angabe zu Bagatellsteuern

5. Probleme mit EU-Anlegerschutz

6. Bedeutung des Ehrenamtes



1. Aufhebung von Wahlrechtsausschlüssen

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Menschen, für die zur Besorgung aller ihrer
Angelegenheiten ein Betreuer nicht nur durch einstweilige Anordnung
bestellt ist, sowie wegen Schuldunfähigkeit in einem psychiatrischen
Krankenhaus untergebrachte Straftäter sollen nach dem Willen der
CDU/CSU- und der SPD-Fraktion ab Jahresmitte nicht mehr von
Bundestags- oder Europawahlen ausgeschlossen werden. Die beiden
Koalitionsfraktionen haben dazu einen entsprechenden Gesetzentwurf
"zur Änderung des Bundeswahlgesetzes und anderer Gesetze" (19/9228)
vorgelegt, der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht.

In der Vorlage verweisen CDU/CSU und SPD darauf, dass das
Bundesverfassungsgerichts in seinem Beschluss vom 29. Januar 2019 (Az.
2 BvC 62/14) die genannten Wahlrechtsausschlüsse für unvereinbar mit
dem Grundgesetz erklärt hat. Der Gesetzentwurf, mit dem diese
Ausschlüsse im Bundes- und im Europawahlgesetz beendet werden sollen,
soll am 1. Juli dieses Jahres in Kraft treten. Mit ihm sollen zugleich
die "Grenzen zulässiger Assistenz bei der Ausübung des Wahlrechts"
bestimmt und die Strafbarkeit der Wahlfälschung bei zulässiger
Assistenz im Strafgesetzbuch klargestellt werden.

 * 

2. Amt des Parlamentarischen Staatssekretärs

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Das Amt des Parlamentarischen Staatssekretärs soll
nach dem Willen der AfD-Fraktion mit dem Ende der laufenden
Legislaturperiode abgeschafft werden. Dazu hat die Fraktion einen
Gesetzentwurf "zur Aufhebung des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse
der Parlamentarischen Staatssekretäre" (19/9250) vorgelegt, der am
Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.

In der Vorlage schreibt die Fraktion, dass mit dem Amt des
Parlamentarischen Staatssekretärs im Jahr 1967 das parlamentarische
System Deutschlands um ein Strukturmerkmal erweitert worden sei, "das
sowohl demokratietheoretisch als auch verfassungsrechtlich bedenklich
ist". Das Amt habe sich weder als "Ministerschule" bewährt, noch
könnten Parlamentarische Staatssekretäre in die Arbeit des
Ministeriums eingebunden werden. Stattdessen gingen mit ihm
"zahlreiche verfassungsrechtliche Verwerfungen einher, da Abgeordnete
des Bundestages, die zugleich der Exekutive dienen, keine
wirkungsvolle Kontrolle der Bundesregierung gewährleisten können".
Zugleich könnten sie die Pflichten aus dem Abgeordnetenmandat nur
unzureichend wahrnehmen, was den Bundestag als Verfassungsorgan
schwäche. Schließlich führe das Amt des Parlamentarischen
Staatssekretärs zu "nicht unerheblichen Mehrkosten für das
Gemeinwesen, die in keiner Relation zu dem eher als gering
einzuschätzenden zusätzlichen Nutzen" stünden.

 * 

3. Erprobung läuft planmäßig

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Erprobung des Zertifizierungsverfahrens im
Projekt "Zertifizierung eines Sicherheitsmodus für Registrierkassen
und weitere Aufzeichnungssysteme" läuft planmäßig. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8684) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/7974) mit, die sich nach der Umsetzung des Gesetzes
zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen
erkundigt hatte. Es werde davon ausgegangen, dass die zertifizierten
technischen Sicherheitseinrichtungen rechtzeitig in den Verkehr und
flächendeckend in Einsatz gebracht werden könnten, heißt es in der
Antwort.

 * 

4. Keine Angabe zu Bagatellsteuern

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung nimmt keine Einordnung der in
Deutschland erhobenen Steuern unter dem Gesichtspunkt Bagatellsteuern
vor. Dies teilt sie in ihrer Antwort (19/8488) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/8062) mit. Daher könne keine belastbare Aussage
zum Verwaltungsaufwand und zu den entstandenen Kosten von
Bagatellsteuern getroffen werden.

 * 

5. Probleme mit EU-Anlegerschutz

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Verbesserungsvorschläge europäischer
Finanzaufsichtsbehörden zur sogenannten PRIPs-Verordnung sind Thema
einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/9004). Die Bundesregierung
soll die Vorschläge bewerten. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage
schreiben die Abgeordneten, die PRIIPs-Verordnung für verpackte
Anlageprodukte für Kleinanleger und Versicherungsprodukte bereite in
der Praxis nach wie vor große Probleme insbesondere für die zum Teil
sehr irreführenden Performance-Szenarien, die in den
Basisinformationsblättern angegeben werden müssten.

 * 

6. Bedeutung des Ehrenamtes

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um den Wert des Ehrenamtes geht es in einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/9006). Die Abgeordneten wollen unter
anderem erfahren, wie viele Bürgerinnen und Bürger sich ehrenamtlich
engagieren und wie sich die Zahl der ehrenamtlich Engagierten in
Sportvereinen entwickelt hat. Die Bundesregierung soll angeben, welche
Maßnahmen sie ergriffen hat, um das Ehrenamt gemäß den Ausführungen im
Koalitionsvertrag zu stärken und ob sie die sogenannte
Übungsleiterpauschale in Höhe von 2.400 Euro und die sogenannte
Ehrenamtspauschale in Höhe von 720 Euro noch für ausreichend hält.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1095: Insolvenz der Wohnungsbaugenossenschaft Eventus eG (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 36/2019

Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau

Vorsitzender Schweickert: Ausschuss stellte Maximum an Transparenz
zu Eventus eG her



Stuttgart - Mit der Insolvenz der Wohnungsbaugenossenschaft Eventus eG
befasste sich der Wirtschaftsausschuss des Landtags erneut in
öffentlicher Sitzung. "Die Deutlichkeit des Urteils der Gutachter
macht mich ob der hier im Raum stehen eklatanten Versäumnisse ziemlich
betroffen", so der Ausschussvorsitzende Dr. Erik Schweickert
(FDP/DVP). Das vom Wirtschaftsministerium in Auftrag gegebene externe
Gutachten, das den Ausschussmitgliedern ohne Schwärzungen vertraulich
zur Einsicht vorlag, stelle dem für die Rechtsprüfung zuständigen
Verband baden-württembergischer Wohnungs- und Immobilienunternehmen
e.V. (vbw) ein verheerendes Zeugnis aus und moniere teils gravierende
Prüfungsdefizite. "Unser Ausschuss hat mit seinen Mitteln das Maximum
an Transparenz hergestellt, die Vorgänge rund um die Insolvenz, die
Rolle der Rechtsaufsicht und die Schädigung vieler hundert Anleger zu
betrachten", so Dr. Schweickert.

Bereits zum wiederholten Mal beschäftigte sich der
Wirtschaftsausschuss des Landtags mit dem Fall der seit 2017
insolventen Baugenossenschaft Eventus eG, deren Gründer und
Geschäftsführer im März 2019 zu einer langjährigen Haftstrafe
verurteilt wurde. Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut
gab einen Bericht zum Aufsichtsverfahren ihres Ministeriums gegen den
Verband baden-württembergischer Wohnungs- und Immobilienunternehmen
vbw e.V. ab. Die Sitzung in diesem Teil war auf Antrag der Fraktionen
SPD und FDP/DVP öffentlich. "Die Insolvenz der Eventus eG hat den
investierenden Mitgliedern schweren Schaden zugefügt. Der vbw hat nach
unserer Überzeugung bei der Prüfung der Wohnungsgenossenschaft Eventus
eG gegen seine Pflichten nach dem Genossenschaftsgesetz verstoßen", so
die Ministerin. Hinweisen sei der Prüfverband spät und unzureichend
nachgegangen.

Die Ministerin wandte sich an die anwesenden Geschädigten mit der
Beteuerung, dem Fall höchste Priorität einzuräumen. Dem Ministerium
liegen zahlreiche Anträge auf Herausgabe des Gutachtens nach dem
Landesinformationsfreiheitsgesetz vor. Auch der Wirtschaftsausschuss
drängt, zeitnah das Gutachten für alle Geschädigten öffentlich und
damit verwertbar zu machen. Die Ministerin berichtete, der vbw habe
Einspruch geltend gemacht u.a. wegen des Schutzes personenbezogener
Daten und Betriebsgeheimnissen. Erste Anträge habe man gleichwohl
positiv beschieden, so Ministerin Hoffmeister-Kraut. Bis zur
Herausgabe müsse aber Rechtsklarheit bestehen. An dem Ziel völliger
Transparenz halte man fest. Aufgrund "teils gravierender
Prüfungsdefizite" habe das Ministerium bereits eine
aufsichtsrechtliche Verfügung gegenüber dem vbw erlassen und begonnen,
bei der Praxis genossenschaftsrechtlicher Überprüfungen
Nachbesserungen zu veranlassen.

Ministerin Hoffmeister-Kraut kündigte an, beim nächsten fachbezogenen
Bund-Länder-Ausschuss Vorschläge für Gesetzesanpassungen zu machen,
wie etwa die Ausweitung von genossenschaftsrechtlichen Kontrollen auch
bei Genossenschaften mit einer Bilanzsumme von weniger als 1,5
Millionen Euro.

"Der Ausschuss ist der Überzeugung, dass - ausgelöst durch diesen für
zahlreiche Geschädigte verheerenden Betrugsfall - das
Genossenschaftsrecht zum Schutz der Rechtsform Genossenschaft kritisch
beleuchtet werden muss", resümierte Dr. Schweickert. Insbesondere sei
im Ausschuss die operative Zweckbindung von Genossenschaften gefordert
worden, die reines "Einsammeln von Geld" verhindere. "Die Eventus eG
hätte aus Sicht des Ausschusses nie als Genossenschaft eingetragen
werden dürfen."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1094: Innenausschuss befasst sich mit Katastrophenschutzverfahren der Union (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 35/2019

Am Mittwoch, 10. April 2019:

Innenausschuss befasst sich mit Katastrophenschutzverfahren der
Union



Stuttgart. Im Rahmen der Unterrichtung des Landtags in
EU-Angelegenheiten hat sich der Ausschuss für Inneres, Digitalisierung
und Migration am Mittwoch, 10. April 2019, mit dem
Katastrophenschutzverfahren der Union befasst. Dies hat der
Vorsitzende des Gremiums, Karl Klein (CDU), mitgeteilt. "Die Mittel
für den Katastrophenschutz konnten deutlich aufgestockt werden", so
Klein.

Der Beschlussvorschlag passe die Haushaltsbestimmungen des bisherigen
Katastrophenschutzverfahrens der EU an den am 2. Mai 2018 angenommenen
Kommissionsvorschlag zum mehrjährigen Finanzrahmen 2021 bis 2027 an.
Er sehe für das Katastrophenschutzverfahren eine Mittelfestsetzung von
insgesamt 1,4 Milliarden Euro vor.

Wie der Ausschussvorsitzende ausführte, sei es aus Sicht des
Innenministeriums ein großes Anliegen gewesen, dass das
unterstützenswerte Anliegen der Stärkung des Europäischen
Katastrophenschutzes Rücksicht auf die Belange des hervorragend
funktionierenden, ganz überwiegend durch ehrenamtliches Engagement
getragenen Bevölkerungsschutzes in Baden-Württemberg nimmt. Das
Innenministerium habe bereits frühzeitig einen konstruktiven Dialog
mit dem zuständigen EU-Kommissar Christos Stylianides aufgenommen und
eine ganze Reihe von Bedenken ausräumen können. "Das zeigt, dass wir
europäische Politik maßgeblich mitgestalten können", hob Karl Klein
hervor.

Die zu kritisierenden Punkte betrafen, so Klein, eine mögliche
Verlagerung der Verantwortung für den Katastrophenschutz weg von den
Mitgliedstaaten hin zur Europäischen Union mit dem Risiko der
Aushöhlung staatlicher Souveränität und nachlassender
Vorsorgebemühungen in den Mitgliedstaaten. Ein weiterer Kritikpunk sei
der Aufbau eigener EU-Kapazitäten unter "Kommando und Kontrolle" der
EU mit der Befürchtung der Schaffung von ineffizienten und
unverknüpften Parallelstrukturen gewesen sowie die Gefahr übermäßiger
Bürokratie durch vermehrte Berichtspflichten.

Der Kompromissvorschlag beachte die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten
und beschränke sich auf eine koordinierende und unterstützende
Funktion der EU. Zukünftig solle es eine spezielle Reserve von
Bewältigungskapazitäten ("rescEU") geben, die mit Kofinanzierung der
EU von den Mitgliedstaaten in deren Verantwortung betrieben werde
solle und subsidiär zum Einsatz komme, wenn andere Mitgliedstaaten
Hilfe anforderten. Als Beispiel sei der Einsatz von Löschflugzeugen
bei Waldbränden genannt worden, so Klein. Überdies solle der bereits
bestehende Europäische Katastrophenschutz-Pool gestärkt werden.
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HAMBURG/4727: ÖPNV für Osdorf und Lurup - Seit 45 Jahren nur SPD-Wahlversprechen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 10. April 2019

ÖPNV für Osdorf und Lurup: Seit 45 Jahren nur SPD-Wahlversprechen



Verbesserungen im Busverkehr für den Osdorfer Born und Lurup soll der
Senat prüfen - nicht schaffen. So beantragen es SPD und Grüne in der
heutigen Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft. "Nachtigall, ick hör
dir trapsen: 1974 ist die SPD mit dem Versprechen in den
Bürgerschaftswahlkampf gezogen, in zwei Jahren die U-Bahnanbindung für
Lurup und den Osdorfer Born zu starten. Heute, 45 Jahre später, soll
geprüft werden, ob es mehr Busverkehr als Ersatz für die immer noch
fehlende Bahnanbindung geben kann. Peinlicher geht es nicht", sagte in
der Debatte die verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE,
Heike Sudmann.

Der Osdorfer Born ist schon immer benachteiligt worden: War die
S-Bahn-Station Hochkamp bis 1982 noch per Eilbus 84 mit nur einem
Zwischenstopp erreichbar, dauert die Fahrt bis zur nächsten
Schnellbahn heute zwischen 16 und 30 Minuten. "Mit den heutigen
Angeboten werden die Bewohner_innen quasi ins Auto getrieben",
kritisierte Sudmann. "Nur schnelle, direkte und zuverlässige
Busverbindungen können eine attraktive Alternative sein. Dafür sind
durchgängige Busspuren und ein Expressbus in die Innenstadt dringend
erforderlich."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3298: Land entlastet Familien und investiert in Kita-Qualität (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 10. April 2019

Land entlastet Familien und investiert in Kita-Qualität



Zur heutigen 1. Lesung des neuen Kindertagesförderungsgesetzes erklärt
die kinder- und jugendpolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion
Nadine Julitz:

"Die Kindertagesbetreuung wird ab 1. Januar 2020 betragsfrei - in
Krippe, Kindertagespflege, Kindergarten, Hort und das bis zu 10
Stunden am Tag. Das ist die größte Familienentlastung in der
Geschichte des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Damit ist unser
Bundesland Vorreiter in Deutschland. Wir stehen für eine beitragsfreie
Bildung von Anfang an und mit dem vorliegenden Gesetz wird das
umgesetzt.

Darüber hinaus werden die Elternrechte gestärkt und rund 7 Mio. Euro
zusätzlich in die Qualität der Kindertagesbetreuung investiert. Der
Gesetzentwurf wird auch das Finanzierungssystem erheblich vereinfachen
und damit entbürokratisieren. Das Land wird ab 1. Januar 2020 mehr als
die Hälfte der Kosten für die Kindertagesförderung tragen. Die
bisherigen Fördermöglichkeiten werden gebündelt. Das entlastet Kitas
und Kommunen."

Der sozialpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jörg Heydorn
ergänzt:

"Bildung muss durchgängig für alle beitragsfrei zur Verfügung stehen.
Hochschulen und Schulen sind beitragsfrei. Deshalb ist es konsequent,
dass auch Kindertageseinrichtungen und die Kindertagespflege
beitragsfrei werden. Damit wird auch sichergestellt, dass das Geld bei
der Entscheidung der Eltern, ihre Kinder allein oder in Einrichtungen
betreuen zu lassen, keine Rolle mehr spielt. Das stärkt die
Wahlfreiheit von Familien."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3297: Wohnraum ist zum Wohnen da (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 10. April 2019

Wohnraum ist zum Wohnen da



Die Koalitionsfraktionen haben einen Antrag für eine bessere
Regulierung der Kurzzeitvermietung von Wohnraum in den Landtag
eingebracht.

Dazu erklärt der wohnungsbaupolitische Sprecher der

SPD-Landtagsfraktion Rainer Albrecht:

"Wir wollen, dass potentieller Wohnraum in angespannten
Wohnungsmärkten nicht dem Markt entzogen wird und damit das Problem
noch vergrößert. Eigentümer müssen aber auch die Möglichkeit haben,
ihr Eigentum wirtschaftlich zu nutzen. Die Lösungsansätze sind daher
nicht einfach. Wann beginnt gewerbliche Nutzung? Wann ist eine
Kurzzeitvermietung unzulässig? Sollten alle Kurzzeitvermieteten
Wohnungen registriert und angemeldet sein? Ich kann gerade letzterer
Option durchaus etwas abgewinnen. Berlin oder Hamburg und weitere
Städte überall auf der Welt gehen mit dem Problem ganz unterschiedlich
um. Darum wird die Landesregierung auch aufgefordert, nicht einfach
nur die Wohnraumzweckentfremdungsverordnung aus 2004 wieder in Kraft
zu setzen, welche übrigens nur neun Gemeinden im Land erfasste.
Sondern es geht darum, basierend auf den Lösungsansätzen in anderen
Städten einen Vorschlag zu erarbeiten, der die eben skizzierten
Probleme berücksichtigt. Wichtig ist uns hierbei, dass wir der
kommunalen Ebene die richtigen Werkzeuge an die Hand geben, gegen
unerwünschte Tendenzen auf dem Wohnungsmarkt vorgehen zu können."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3296: Behördensprache muss für Bürger verständlich sein (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 10. April 2019

Behördensprache muss für Bürger verständlich sein



Der Landtag hat den Tätigkeitsbericht des Petitionsausschusses
diskutiert.

Im Laufe der Debatte erklärte der Sprecher für den Bereich Petitionen,
Dirk Stamer, erklärte:

"Wenn die Menschen Kontakt mit dem Staat - repräsentiert durch die
Behörden - aufnehmen, können Sie auch zu recht erwarten, dass Ihre
Anliegen - im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten - ernst genommen
werden. In diesem Zusammenhang möchte ich das Thema "Sprache"
ansprechen. Bei der Bearbeitung der Petitionen erhalten die Mitglieder
des Ausschusses Einblick in Gutachten und Stellungnahmen der Behörden
sowie den Schriftverkehr mit den Petenten. Hier zeigt sich, dass ein
großer Anteil dieses Schriftverkehrs unnötig kompliziert formuliert
ist. Die fehlende Adressatenorientierung wirkt häufig empathielos und
erzeugt zurecht beim Adressaten Unmut. Dies müsste nicht sein und
ließe sich sicherlich vermeiden. Es dürfte nicht erforderlich sein,
den Schriftverkehr in "leichter Sprache" zu führen, aber es erscheint
sinnvoll, hin und wieder Schriftstücke, Formulare usw. auf gute
Lesbarkeit hin zu prüfen und zwar nicht durch die Brille des Juristen,
sondern durch die Brille des potentiellen Adressaten."
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KULTUR/291: Deutscher Computerspielpreis - Spielekultur stärken


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. April 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Deutscher Computerspielpreis: Spielekultur stärken



Helge Lindh, zuständiger Berichterstatter:

Kultur lebt von Ideen, Vielfalt und Veränderung. Die gestrige
Verleihung des Deutschen Computerspielpreises (DCP) bestätigte einmal
mehr, dass auch Computer- und Onlinespiele längst eine wichtige
kulturelle und kreative Ausdrucksform sind. Unterhaltend, pädagogisch
wertvoll und von hohem kulturellem Wert - diesem Maßstab wurden die
Preisträgerinnen und Preisträger des DCP 2019 gerecht.

"Der kulturelle Wert von Computerspielen ist längst anerkannt. Games
erzählen Geschichten. Sie sind ein Produkt gestalterischer Fantasie
und Kreativität. Computerspiele sind nicht nur eine Randerscheinung
der deutschen Kulturlandschaft, sie sind vielmehr glänzende Vorbilder
kultureller Schöpfungskraft. Mittlerweile dürfte kaum einer mehr
bestreiten: Spielemacher sind Kulturschaffende.

Das innovative Potenzial der deutschen Spielekultur wurde während der
Preisverleihung sichtbar: Besonders beeindruckt hat 'Trüberbrook', das
als 'Bestes Deutsches Spiel' ausgezeichnet wurde. In der Kategorie
'Beste Innovation' siegte 'Bcon - The Gaming Wearable', das erste
Gaming-Eingabegerät für den Fuß, das auch körperlich eingeschränkten
Menschen Spielbegeisterung ermöglicht.

Der DCP zeichnet kulturelle und kreative Leistungen aus. Er hat sich
als einer der wichtigsten Kulturpreise in Deutschland etabliert. Dass
unsere Spiele auf dem Weltmarkt nicht nur in wirtschaftlicher, sondern
auch in kultureller Hinsicht bestehen können, wurde gestern unter
Beweis gestellt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1872: Wahlkampf in Guatemala - Aldana gegen den Pakt der Korrupten (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Wahlkampf in Guatemala - Aldana gegen den Pakt der Korrupten



(Mexiko-Stadt, 10. April 2019, npl) - Guatemala befindet sich im
Wahlkampf. Im Juni werden ein Präsident oder eine Präsidentin und ein
neues Parlament gewählt. Im März hatte die ehemalige Vorsitzende des
Obersten Gerichtshofes und angesehene Anti-Korruptionsstaatsanwältin
Thelma Aldana ihre Kandidatur erklärt. Eine Kandidatur, die mächtige
Gegner*innen hat. Guatemala gilt als eines der korruptesten Länder
weltweit. Und der sogenannte "Pakt der Korrupten", aus
Unternehmer*innen, Politiker*innen und Staatsdiener*innen will eine
Anti-Korruptions-Kämpferin um jeden Preis verhindern.

Rückblick: Vor vier Jahren ist der guatemaltekische Präsident Otto
Pérez Molina [1] nach wochenlangen Straßenprotesten wegen eines
riesigen Korruptionsskandals zum Rücktritt gezwungen und verhaftet
worden. Ein politisches Erdbeben, ausgelöst durch die damalige
Oberstaatsanwältin Thelma Aldana, die seitdem hohe Anerkennung
genießt. Und eines, dass gesellschaftlich einiges verändert habe, so
die Kandidatin: "Ich glaube, Guatemala brauchte einfach dieses
Erwachen, um ein Land frei von Korruption zu fordern."


Aldana schwimmt auf der Protestwelle

Nun strebt die 63-jährige nach Höherem. Als Kandidatin für die neue,
aus der Protestbewegung vor vier Jahren entstandene Partei Semilla
(Samen) will Aldana im Juni an den Präsidentschaftswahlen teilnehmen.
Umfragen sehen sie als aussichtsreiche Kandidatin, denn Guatemala hat
die Korruption mehr als satt. Wegen der Plünderung der Staatsfinanzen
gebe es keine Krankenhäuser, sei die Bildung mangelhaft, gebe es keine
ländliche Entwicklung, empört sich längst nicht nur die Kandidatin.

Aldana spielt damit auch auf den aktuellen Präsidenten Jimmy Morales
an. Der ehemalige Fernsehkomiker [2] war unter dem Eindruck des
Korruptionsskandals seines Vorgängers als angeblicher Saubermann mit
großer Mehrheit gewählt worden, aufgestellt von einer Partei rechter
Militärangehöriger. Doch mittlerweile gilt auch seine Regierung als
hochkorrupt. Schon vor Monaten hatte Morales zum Gegenangriff
geblasen. Um Ermittlungen gegen sich und sein familiäres Umfeld zu
verhindern, hatte Morales im Januar entschieden, die CICIG [3], eine
seit 2008 in Guatemala arbeitende UNO-Kommission, aus dem Land zu
werfen. Der Auftrag der Kommission war es, die guatemaltekische Justiz
bei Anti-Korruptionsermittlungen zu unterstützen. Ihre Arbeit hat zu
Dutzenden Verurteilungen geführt. Von Minister*innen, Militärs,
Beamt*innen, Ex-Präsidenten. Nun beschuldigt der Präsident die
Kandidatin Thelma Aldana selbst der Korruption.

Der Vorwurf: Die Kämpferin gegen die Korruption müsse sich doch selbst
seit Monaten immer wieder Vorermittlungen gefallen lassen, seit kurzem
wegen angeblicher Unterschlagung und Steuerbetrug. Auch Morddrohungen
hat es gegeben. Dass diese Angriffe aus dem korrupten Establishment
kommen, gilt den meisten Guatemaltek*innen als ausgemacht. Zumal die
Wahlbehörde diese Ermittlungen Anfang April zum Anlass nahm, Aldana
von den Wahlen auszuschließen.


Auch Sandra Torres will Präsidentin werden

Nutznießerin eines möglichen Ausbootens von Aldana wäre vor allem
Sandra Torres. Torres, die ehemalige Primera Dama an der Seite von
Ex-Präsident Álvaro Colom, hat seit langem politische
Ambitionen. Vor vier Jahren trat sie gegen Morales in der Stichwahl an
- und verlor deutlich. Heute ist sie eine gar nicht so heimliche
Verbündete des skandalumwitterten Präsidenten. Sie ist zwar das
bekannteste Gesicht im diesjährigen Wahlkampf, allerdings als
Kandidatin des Pakts der Korrupten auch bei Weitem die unbeliebteste
Figur im Rennen.

Noch bleibt Thelma Aldana, der hochangesehenen Kämpferin gegen die
Korruption, der Gang zum Obersten Gerichtshof und zum
Verfassungsgericht. Zumindest letzteres gilt als relativ unabhängig
und könnte den Bestrebungen von Morales, Torres & Co. noch einen
Strich durch die Rechnung machen. Klar ist: Ohne Aldana hat der Pakt
der Korrupten gute Chancen, weiterhin die Politik in Guatemala zu
bestimmen. Aber selbst wenn ihre Kandidatur wieder zugelassen wird:
Was legales und illegales Wahlkampfbudget, die Präferenz der
Massenmedien und Stimmenkäufe anbetrifft, haben die Korrupten in
Guatemala noch so einige Trümpfe in der Hand.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/das-ende-des-saubermanns/?pk_campaign=feed&pk_kwd=das-ende-des-saubermanns

[2] https://www.npla.de/poonal/kein-witz-komiker-gewinnt-die-erste-runde-der-praesidentschaftswahlen/

[3] https://www.npla.de/poonal/gegen-maechtige-feinde/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/wahlkampf-in-guatemala-aldana-gegen-den-pakt-der-korrupten/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin
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Internet: http://www.npla.de
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BERUF/1920: Duale Berufsausbildung - Mehr Verträge, aber Besetzungsprobleme nehmen zu (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 10.04.2019

Duale Berufsausbildung: Mehr Verträge - aber Besetzungsprobleme
nehmen zu

BIBB-Datenreport 2019 zum Berufsbildungsbericht erschienen



Die Nachfrage von Jugendlichen und jungen Erwachsenen nach
Ausbildungsstellen und die Zahl der von Betrieben angebotenen
Ausbildungsplätze sind 2018 erneut gestiegen. Infolge dieser positiven
Entwicklungen wurden mehr Ausbildungsverträge neu abgeschlossen als im
Vorjahr (2017: 523.300; 2018: 531.400). Die Besetzungsprobleme am
Ausbildungsstellenmarkt haben sich jedoch gegenüber den vorangegangenen
Jahren weiter verschärft: 57.700 Stellen blieben unbesetzt (2017: 49.000).
Auch der Anteil der unbesetzten Stellen am betrieblichen Gesamtangebot ist
erneut gestiegen (2017: 8,8 %; 2018: 10,0 %).

Der Anteil der noch eine Ausbildungsstelle suchenden Bewerber/-innen hat
sich hingegen geringfügig verringert (2017: 13,3 %; 2018: 12,9 %). Es
erscheint zunehmend schwieriger, regionale, qualifikatorische und
berufsspezifische Verschiedenheiten auszugleichen. Dies sind zentrale
Ergebnisse des heute vorgelegten Datenreports 2019 des Bundesinstituts für
Berufsbildung (BIBB), der den heute vom Bundeskabinett verabschiedeten
Berufsbildungsbericht 2019 ergänzt.

Der Datenreport enthält umfassende Informationen und Analysen zur
beruflichen Aus- und Weiterbildung, gibt einen Überblick über Programme
des Bundes und der Länder zur Förderung der Berufsausbildung und
informiert über internationale Indikatoren und Benchmarks.
Schwerpunktthema ist in diesem Jahr "Berufsbildung 4.0 -
Fachkräftequalifikationen und Kompetenzen für die digitalisierte Arbeit
von morgen".

Die mittlerweile etablierten Standardindikatoren und langen Zeitreihen des
Datenreports werden durch vertiefende Analysen auf Basis eigener
Primärerhebungen ergänzt. Dies sind zum Beispiel die vom BIBB und der
Bundesagentur für Arbeit (BA) gemeinsam durchgeführte Bewerberbefragung
2018 und die Fluchtmigrationsstudie 2018 sowie die vom BIBB und der
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) konzipierte
Erwerbstätigenbefragung 2018. Während die BA/BIBB-Bewerberbefragung und
die BA/BIBB-Fluchtmigrationsstudie Aufschluss über die Situation von
jungen Menschen am Übergang in Ausbildung geben, wird anhand der Daten der
BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefragung 2018 zum beruflichen Erfolg nach
Qualifikation und Geschlecht und zum Thema "über- und unterwertige
Erwerbstätigkeit" von Personen mit dualer Berufsausbildung berichtet. Wie
bereits in den Vorjahren wurden auch sekundärstatistische Datenquellen für
die Ergebnisdarstellung genutzt. So werden zum Beispiel anhand der Daten
des Nationalen Bildungspanels (NEPS) im BIBB-Datenreport die
Übergangsverläufe von Jugendlichen in Ausbildung analysiert.

Für BIBB-Forschungsdirektor Prof. Dr. Hubert Ertl liegt die wesentliche
Stärke des BIBB-Datenreports im Zusammenspiel einer standardisierten,
zeitreihengestützten Berichterstattung mit wechselnden Erhebungen zu
aktuellen Entwicklungen und Herausforderungen. "Der Datenreport des BIBB
stellt mit seiner Gesamtschau ein zentrales Nachschlagewerk zur
beruflichen Bildung für Wissenschaft, Politik und Praxis dar."


Der BIBB-Datenreport zum Berufsbildungsbericht 2019 kann als
vorläufige Fassung im PDF-Format unter www.bibb.de/datenreport-2019
kostenlos heruntergeladen werden.

Die Print-Version steht voraussichtlich ab Juli zur Verfügung.

Der Berufsbildungsbericht 2019 der Bundesregierung ist im Internet
abrufbar unter:

https://www.bmbf.de/de/berufsbildungsbericht-2740.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 10.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STATISTIK/632: Berufliche Bildung - 0,8 % mehr neue Ausbildungsverträge im Jahr 2018 (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 11.04.2019

Berufliche Bildung: 0,8 % mehr neue Ausbildungsverträge im Jahr 2018

Frauen wählen aber immer seltener den Weg in die duale Berufsausbildung



WIESBADEN - Im Jahr 2018 haben rund 519 700 Personen in Deutschland einen
neuen Ausbildungsvertrag im Rahmen der dualen Berufsausbildung
abgeschlossen. Das waren nach vorläufigen Ergebnissen des Statistischen
Bundesamtes (Destatis) 4 000 Verträge oder 0,8 % mehr als 2017. Dieser
Anstieg wird allein von den Männern getragen: Während 7 400 oder 2,3 % mehr
Männer einen Ausbildungsvertrag abschlossen als im Vorjahr, setzte sich bei
den Frauen der schon seit 10 Jahren rückläufige Trend mit 3 400 oder 1,8 %
weniger neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen weiter fort. Gegenüber
2008 ist die Zahl der von Frauen neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge um
25 % zurückgegangen.

Kaum Zuwachs im Handwerk, kräftiger Anstieg in Industrie und Handel


Den stärksten Zuwachs (+4 600 oder +1,5 %) gab es 2018 im größten
Ausbildungsbereich Industrie und Handel. Im Handwerk stieg die Zahl der neu
abgeschlossenen Ausbildungsverträge nur geringfügig an (+0,1 %). In den
übrigen Ausbildungsbereichen sank die Zahl der neu abgeschlossenen
Verträge, am stärksten im Öffentlichen Dienst (-2,7 %) und in der
Landwirtschaft (-1,8 %).

Stärkster prozentualer Anstieg in Hessen 

In den Bundesländern sind bei der Zahl neuer Ausbildungsverträge im
Vorjahresvergleich unterschiedliche Entwicklungen zu beobachten. In Hessen
(+3,0 %), Berlin (+2,3 %), Sachsen (+1,8 %) und Brandenburg (+1,7 %) gab es
die größten prozentualen Zunahmen.

Ende 2018 insgesamt 1,3 Millionen Personen in einer dualen
Berufsausbildung 

Insgesamt befanden sich am 31. Dezember 2018 nach vorläufigen Ergebnissen
1,3 Millionen Personen in einer dualen Berufsausbildung. Dieser Wert
entspricht in etwa dem Niveau des Jahres 2017 (+0,2 %), in dem erstmals
seit 2008 wieder ein Anstieg zu verzeichnen war.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 144 vom 11.04.2019

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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VERBAND/2348: Forderungen der Bauernverbände zur Agrarministerkonferenz (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 11. April 2019

Forderungen der Bauernverbände zur Agrarministerkonferenz

Deutsche Landwirte fordern Vertrauensschutz und Verlässlichkeit
Gemeinsame Pressemitteilung



Anlässlich der Agrarministerkonferenz im pfälzischen Landau fordern
die Landesbauern- und Winzerverbände Rheinland-Pfalz Süd,
Rheinland-Nassau, Saar, Hessen und Baden-Württemberg gemeinsam mit dem
Deutschen Bauernverband praktikable Lösungen bei der Düngeverordnung.
Bei einer vom Bauern- und Winzerverband Rheinland-Pfalz Süd
organisierten Kundgebung richteten Vertreter der Verbände ihre
Anliegen an die politisch Verantwortlichen.

Die Bauernverbände stehen klar zum Gewässerschutz. In einem
gemeinsamen Forderungskatalog setzen sich die Verbände unter anderem
für eine verlässliche Politik im Bereich des Düngerechts ein. Die vor
eineinhalb Jahren verabschiedete neue Düngeverordnung hatte bereits
eine weitreichende Auflagenverschärfung für die Bauern bedeutet.
Dieses Regelwerk führt bereits zu drastischen Einschnitten bei der
Düngung und Tierhaltung und muss sich zunächst bewähren können, bevor
es erneut überarbeitet wird. Die Verbände kritisieren daher die
Drohung der EU-Kommission, mit der Verhängung von Strafzahlungen
weitere Verschärfungen der Düngeverordnung zu erreichen, als völlig
unangemessen. Vor diesem Hintergrund fordern sie ein gesetzgeberisches
Moratorium für die laufende Umsetzungsphase des Düngerechts.

Eine pauschale Deckelung der Düngung von 20 Prozent unter dem Bedarf
würde zum Abbau von Bodenhumus führen, gegen das Prinzip einer
bedarfsgerechten und punktgenauen Nährstoffversorgung der
Kulturpflanzen verstoßen und ist daher fachlich schlicht unsinnig. Es
besteht die Gefahr, dass der Anbau bestimmter Kulturen aus einigen
Regionen oder aus Deutschland verdrängt wird. Die gesicherte Erzeugung
von Qualitätsweizen wäre dann beispielsweise nicht mehr möglich. So
ist es etwa in Dänemark - mit einer vergleichbaren Regelung - nicht
mehr möglich, Brotgetreide anzubauen.

Darüber hinaus fordern die Verbände eine stärkere Praxisorientierung
der geplanten Maßnahmen. So sei eine pauschale Pflicht zum Anbau von
Zwischenfrüchten nicht vereinbar mit dem gleichzeitigen Verzicht auf
eine Düngung. Zudem sei ein verpflichtender Anbau von Zwischenfrüchten
nach einigen Kulturen im Herbst sowie in trockenen Gebieten fachlich
nicht zu rechtfertigen. Auch ist ein Düngeverbot im Herbst fachlich
nicht vertretbar, da einige Kulturen vor dem Winter bereits einen
enormen Wachstumsschub aufweisen und daher Nährstoffe benötigen.

Aus Sicht der Landwirtschaft müssen zudem künftig die Regelungen für
nitratsensible Gebiete differenzierter dort greifen, wo hinsichtlich
der Erreichung der Gewässerschutzziele noch Handlungsbedarf besteht.
Daher fordern die Bauernverbände einen stärkeren Fokus auf rote
Teilgebiete von Grundwasserkörpern. Die Länder und die
Wasserwirtschaft dürfen diese differenzierte Herangehensweise nicht
länger mit Verweis auf den hohen Aufwand ablehnen. Letztlich fordern
die Verbände, die Landwirte bei der Umsetzung der Düngeverordnung mit
einem Förderprogramm zur Ausdehnung der Lagerkapazität und zur
Anschaffung emissionsmindernder Ausbringungstechnik für
Wirtschaftsdünger sowie für eine flächenmäßige besonders
gewässerschonende Landbewirtschaftung zu begleiten.


Forderungskatalog der Landesbauernverbände und DBV 

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=719596

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. April 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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STATISTIK/496: Rund 1,8 Millionen Mütter und Väter beziehen Familienleistung (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 11.04.2019

Rund 1,8 Millionen Mütter und Väter beziehen Familienleistung 



WIESBADEN - Im Jahr 2018 haben 1,4 Millionen Mütter und 433 000 Väter
Elterngeld bezogen. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) weiter
mitteilt, waren das insgesamt 4 % mehr Personen als im Jahr 2017. Während
die Anzahl der Elterngeld beziehenden Mütter um 3 % zunahm, stieg die Zahl
der Väter um knapp 7 %.

30 % der berechtigten Mütter und 13 % der Väter wählen Elterngeld Plus


Eltern, deren Kinder ab dem 1. Juli 2015 geboren wurden, können zwischen
dem Bezug von Basiselterngeld (bisheriges Elterngeld) und dem Bezug von
Elterngeld Plus wählen oder beides kombinieren. Zwar fällt das Elterngeld
Plus in der Regel niedriger aus, wird dafür aber erheblich länger gezahlt
(bis zu 36 Bezugsmonate für beide Elternteile zusammen). Insbesondere
Frauen nutzten das Elterngeld Plus. Mit 30 % entschied sich fast jede
dritte berechtigte Frau in Deutschland im Rahmen ihres Elterngeldbezuges
für Elterngeld Plus (2017: 26 %); bei den Männern waren es rund 13 % (2017:
11 %). Die Spanne reichte bei den Müttern von 20,6 % in 
Mecklenburg-Vorpommern bis zu 42,1 % in Thüringen; bei den Vätern von 9,3 % in
Mecklenburg-Vorpommern bis zu 21,4 % in Berlin.

Geplante Bezugsdauer bei Frauen wesentlich länger als bei Männern 

Die geplante Bezugsdauer bei Müttern, die ausschließlich Basiselterngeld
beantragten, betrug durchschnittlich 11,7 Monate, bei geplantem Bezug von
Elterngeld Plus betrug sie 20,0 Monate. Die von Vätern angestrebte
Bezugsdauer war mit durchschnittlich 3,0 Monaten bei ausschließlichem
Basiselterngeld beziehungsweise mit durchschnittlich 8,9 Monaten bei Bezug
von Elterngeld Plus vergleichsweise kurz.

Über das Tabellenangebot in der Datenbank GENESIS-Online stehen Ihnen neben
den Ergebnissen auf Bundes- und Länderebene auch Daten für alle 294
Landkreise und 107 kreisfreien Städte Deutschlands zur Verfügung (Tabellen
22922-0101 ff.)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 145 vom 11.04.2019

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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ENERGIE/2365: Deutsche Erfahrungen mit der Netzintegration können internationale Energiewende voranbringen (idw)


Institute for Advanced Sustainability Studies e.V. - 10.04.2019

Deutsche Erfahrungen mit der Netzintegration können internationale
Energiewende voranbringen

Umfrage zur Anreizregulierung zeigt: Verteilnetzbetreiber halten die
Integration erneuerbarer Energien für geglückt, das Potenzial
intelligenter Technik für überschätzt.



Das Verteilnetz ist das Rückgrat der Energiewende. Über 1,5 Millionen
dezentrale Anlagen speisen ihre Leistung in die Netze der rund 900
Verteilnetzbetreiber ein. Deren Management-Aufwand ist dadurch erheblich
gewachsen. Wie bewältigen deutsche Netzbetreiber die Herausforderungen und
was können andere Länder daraus lernen? Das haben IASS-Forscher mit einer
Umfrage herausgefunden, deren Ergebnisse in der Zeitschrift "Renewable
Energy" erschienen sind.


Intelligente Technik kann den konventionellen Netzausbau
nur ergänzen

Im Mittelpunkt stand die Frage, wie die Verteilnetzbetreiber die
Integration erneuerbarer Energien technisch bewältigt und die
Investitionen für den notwendigen Netzausbau finanziert haben. Die
Forscher führten dafür Interviews mit Geschäftsführern und Netzplanern von
zehn der größten Verteilnetzbetreiber aus allen Teilen Deutschlands. Die
ausgewählten Netzbetreiber decken, gemessen an der Leitungslänge, 38
Prozent der Verteilnetze in Deutschland ab.

Die Umfrage zeigte, dass die Verteilnetzbetreiber nach der Einführung der
Anreizregulierung zunächst das bestehende Netz optimiert und dann vor
allem den konventionellen Netzausbau vorangetrieben haben. In intelligente
Technik wie regelbare Ortsnetztransformatoren investierten sie nur
zurückhaltend. Die regelbaren Transformatoren gelten am Übergang von den
Mittelspannungsnetzen zu den lokalen Verteilnetzen als wirtschaftliche
Alternative, denn anders als herkömmliche Transformatoren können sie das
Übersetzungsverhältnis im laufenden Betrieb ändern und so eine verstärkte
Einspeisung von Wind- und Solarstrom ermöglichen. Die Befragten äußerten
den Wunsch nach einer stärkeren Förderung des Einsatzes intelligenter
Technik, betonten aber auch, dass diese den Netzausbau nur ergänzen, nicht
aber ersetzen könne. Einige vertraten die Ansicht, dass der intelligente
Ansatz politisch überschätzt werde.

Herausforderungen eher politischer als technischer Natur

Insgesamt sahen die Befragten beim Ausbau und der Modernisierung der Netze
weniger technische Schwierigkeiten als Problem an, sondern die
Finanzierung der Netzintegration. Hier gebe es einen Verteilungskonflikt
zwischen Netzbetreibern und Netznutzern. Zum Beispiel haben die
Netzbetreiber bei der Festlegung der Eigenkapitalzinssätze Interesse an
einer möglichst hohen Verzinsung. Die Beträge werden allerdings auf die
Verbraucher umgelegt, die sich niedrige Stromkosten wünschen. Diesen
Konflikt unter Berücksichtigung der lokalen Bedingungen zu lösen, ist eine
der größten Herausforderungen für die Regulierungsbehörden.

Trotz einiger Kritikpunkte ziehen die Autoren aus den Interviews den
Schluss, dass die Integration dezentraler Energieerzeugungsanlagen in
Deutschland gut gelungen sei. Der Artikel schließe mit seiner umfassenden
Darstellung der Gesetzeslage zudem eine Lücke, erläutert Ko-Autorin Adela
Marian: "Bisher gab es keine allgemeinverständliche Erläuterung der
deutschen Anreizregulierung auf Englisch. Die wird aber gebraucht, denn
der Ausbau erneuerbarer Energien ist ein Megatrend und Deutschland hat
eine internationale Vorreiterrolle auf diesem Gebiet." Die
Anreizregulierung könne anderen Ländern als Vorbild dienen, allerdings
müssten die Finanzierungslösungen an die jeweiligen Rahmenbedingungen
angepasst werden.


Originalpublikation:

Matschoss, P., Bayer, B., Thomas, H., Marian, A. (2019):

The German incentive regulation and its practical impact on the grid
integration of renewable energy systems.

Renewable energy: an international journal, 134, p. 727-738.

http://doi.org/10.1016/j.renene.2018.10.103

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1699

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institute for Advanced Sustainability Studies e.V., 10.04.2019

WWW: http://idw-online.de
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STEUER/1298: Fortschritte im Kampf gegen Steuerhinterziehung (idw)


Otto-Friedrich-Universität Bamberg - 10.04.2019

Fortschritte im Kampf gegen Steuerhinterziehung

Bamberger Politikwissenschaftler zeigen: Maßnahmen der OECD sind
wirkungsvoll



Es ist schwieriger geworden, Steuern zu hinterziehen. Laut einer
Forschergruppe der Universität Bamberg unter der Leitung von
Politikwissenschaftler Prof. Dr. Thomas Rixen hat sich eine Maßnahme gegen
Steuerhinterziehung als besonders wirkungsvoll erwiesen: der automatische
Informationsaustausch. Die OECD (Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung) hat diese Maßnahme 2017 eingeführt. Durch
sie werden Finanzinstitute aus rund 100 Staaten weltweit verpflichtet,
Kapitalerträge automatisch den Herkunftsstaaten der Geldanlegerinnen und
-anleger zu melden.

Die Studie ist ein Teilprojekt von "Combating Fiscal Fraud and Empowering
Regulators" (COFFERS), das von der Europäischen Union mit fast fünf
Millionen Euro im Rahmen von "Horizont 2020" gefördert wird. Gemeinsam mit
Forschenden von acht weiteren europäischen Universitäten untersuchen Rixen
und seine Bamberger Kollegen Lukas Hakelberg, Leo Ahrens und Fabio Bothner
seit November 2016, wie man Steuerhinterziehung und Steuervermeidung
bekämpfen kann.

Rixen fasst zusammen, was die Bamberger Politikwissenschaftler mit ihren
empirischen Analysen zur Entwicklung der Steuerpolitik in den 35
OECD-Staaten nachweisen: "Höhere Transparenz durch den automatischen
Informationsaustausch führt zu höheren Steuern auf Kapital." Viele Staaten
hatten die Steuern auf Kapitalvermögen gesenkt, um im internationalen
Steuerwettbewerb zu bestehen. Durch den automatischen
Informationsaustausch erhalten sie ihre rechtmäßigen Steuern auf Kapital
und können diese wieder erhöhen. "Sie gewinnen demokratischen
Handlungsspielraum statt sich den Imperativen des Steuerwettbewerbs
ergeben zu müssen", so Rixen. Das zusätzliche Geld könnte in bessere
öffentliche Güter fließen, zum Beispiel in die Infrastruktur oder soziale
Dienstleistungen, denn: "Nach einer Berechnung verlieren die EU-Staaten
durch Steuerparadiese Steuereinnahmen in Höhe der Hälfte der öffentlichen
Bildungsausgaben."

Das Bamberger Forscherteam hat der EU nun Empfehlungen gegeben, wie der
positive Effekt des automatischen Informationsaustausches noch verstärkt
werden kann, beispielsweise indem sich weitere Staaten zur Teilnahme
verpflichten und neben dem Finanzvermögen auch Immobilien, Gold und
anderes Vermögen erfasst würde. "Wir wissen, dass insbesondere Superreiche
diese Schlupflöcher nutzen können. Es ist problematisch, wenn ausgerechnet
diese Gruppe, die mit ihren starken Schultern einen größeren Teil der
Steuerlast tragen sollte, weiterhin Steuern hinterziehen kann."


Die ausführlichen Hintergründe und Ergebnisse der Studie erklärt
Thomas Rixen in einem Interview unter:

www.uni-bamberg.de/news/artikel/steuerhinterziehung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-Friedrich-Universität Bamberg, 10.04.2019
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BUNDESLIGA/560: Männer - 14. und 15. Runde (SB)




Die OSG Baden-Baden hat es wieder einmal geschafft. In der vorletzten
Runde der Bundesligasaison gelang dem Branchenprimus im Duell gegen
den Hauptkonkurrenten aus Solingen am Samstag ein überzeugender
5:3-Sieg, womit die Meisterschaft gelaufen war, da am Sonntag gegen
Düsseldorf kein verstörendes Wunder zu erwarten war, was eindrücklich
mit einem 7:1-Erfolg unter Beweis gestellt wurde. Baden-Baden errang
damit zum 13. Mal in 14 Jahren den Titel des Deutschen Meisters und
avanchierte so zum Rekordmeister vor der SG Solingen (12 Titel) und
der SG Porz (10 Titel).

Der Weg dorthin war weniger steinig als erwartet, wenngleich im Falle
eines 4:4 gegen Solingen gar ein Szenario mit einem Stichkampf mit
drei Mannschaften, also inklusive Hockenheim, durchaus nicht
unwahrscheinlich war. Soweit sollte es nicht kommen. Das Starensemble
aus Baden-Baden meisterte die entscheidende Hürde gegen Solingen, was
Teamchef Sven Noppes mit der Aussage kommentierte, daß die
unglaubliche Erfolgsgeschichte seines Vereins eine phantastische und
intensive Reise gewesen sei. Daran hatte der Topscorer Richard
Rapport in seiner ersten Saison für Baden-Baden einen großen Anteil
mit 10,5 Punkten aus 13 Partien, was die Leistungen seiner
Teamkollegen indes nicht schmälert.

Baden-Baden erzielte aus 14 Runden 26:2-Punkte und lag damit zwei
Punkte vor dem Vize-Meister SV Hockenheim (24:4) und vier Zähler vor
der SG Solingen (22:8). Nach der Pleite gegen Baden-Baden waren die
Spieler aus Solingen ziemlich entmutigt und verloren auch ihr letztes
Match gegen Deizisau mit 2,5:5,5, was die Silbermedaille kostete und
Hockenheim die Chance gab, mit einem knappen 4,5:3,5-Erfolg gegen
Mülheim Nord und einem Mannschaftsremis gegen Werder Bremen zum
Abschluß der Liga auf den zweiten Platz vorzustoßen.

Eine frohe Nachricht gab es auch für Kiel. Das Nordteam stellte
bereits am Samstag mit einem 4:4 gegen Berlin den Klassenerhalt
sicher, woran auch die 3,5:4,5-Niederlage in der Schlußrunde gegen
Dresden nichts mehr änderte. Rang 12 sicherte den letzten
Nichtabstiegsplatz für Kiel.

Die MSA Zugzwang München stand als Abstiegskandidat längst fest,
konnte aber zum Saisonabschluß immerhin mit einem 4,5:3,5 gegen
Hofheim den ersten und einzigen Saisonsieg feiern, womit man nicht
mit einer Nullbilanz abstieg. Aus der Liga gehen mußte auch Hofheim,
zuviel war schiefgelaufen in der Saison. Als dritten Absteiger traf
es die Düsseldorfer, die am letzten Wochenende zwei weitere
Niederlagen gegen Deizisau und Baden-Baden einstecken mußten.

Deizisau belegte Platz 4 in der Tabelle, einen höher als im Vorjahr,
und kann mit Blick auf den klaren Sieg gegen Solingen zuversichtlich
in die Zukunft schauen. Aufsteiger Viernheim schaffte es auf Rang 5.
Schon jetzt sind die Südhessen in der Bundesliga fest verwurzelt, was
sich auch daran zeigte, daß die Mannschaft gegen den gediegenen
Bundesligisten aus Bremen am Samstag einen 5:3-Sieg hinzauberte.

Bremen hat mit Rang 6 nach einigen wackligen Augenblicken in der
Saison wieder einen achtbaren Platz eingenommen. Auch Dresden kann
mit Rang 7 zufrieden sein. Nur die Hamburger haderten mit ihrem
Abschluß, gingen doch beide Begegnungen der Schlußrunde gegen Dresden
und Berlin verloren. Tröstlich war hingegen, daß der 16jährige
Nachwuchsstar Luis Engel seine erste Großmeisternorm erspielte und zu
einem echten Leistungsträger der Hanseaten aufstieg. Hamburg hatte
auf einen besseren Platz spekuliert, aber die Feuertaufe zuletzt
nicht bestanden.

Berlin auf Rang 9 geht in Ordnung, und daß Augsburg als Liga-Neuling
dahinter folgt, ist ebenfalls aller Ehren wert. Mühlheim Nord hat
sich auf Rang 10 ein weiteres Jahr im Oberhaus verdient und sollte
nicht unzufrieden sein, denn der Kader ist jung und dürfte eine
vielversprechende Zukunft haben, auch dank solcher Spieler wie Liam
Vrolijk und Valentin Buckels.

Neben Aachen, das seine Mannschaft bereits vor Saisonbeginn
zurückgezogen hatte, verlassen Düsseldorf, Hofheim und Zugzwang
München die Liga. Aus dem Süden steigt Speyer-Schwegenheim auf, aus
dem Osten einmal mehr Bayern München, während im Norden der SV Lingen
und im Westen der Aachener SV aufstiegsberechtigt sind. Wie es am
Ende kommt, wird man allerdings sehen müssen, denn der letztgültige
Aufstieg in die erste Liga hängt nicht unwesentlich vom Kassenstand
ab.



Runde 14, am 6.4.2019

SV Mülheim Nord - SV Hockenheim 3,5:4,5

SV Werder Bremen - SC Viernheim 3:5

SG Solingen - OSG Baden-Baden 3:5

Düsseldorfer SK - SF Deizisau 2:6

Hamburger SK - USV TU Dresden 3,5:4,5

SG Turm Kiel - SF Berlin 4:4

MSA Zugzwang - DJK Aachen -

BCA Augsburg - SV Hofheim 2,5:5,5



Runde 15, am 7.4.2019

SV Hockenheim - SV Werder Bremen 4:4

SC Viernheim - SV Mülheim Nord 5,5:2,5

OSG Baden-Baden - Düsseldorfer SK 7:1

SF Deizisau - SG Solingen 5,5:2,5

USV TU Dresden - SG Turm Kiel 4,5:3,5

SF Berlin - Hamburger SK 4,5:3,5

DJK Aachen - BCA Augsburg -

SV Hofheim - MSA Zugzwang 3,5:4,5




	
 Endstand: 
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06894: Am Ziel vorbeimanövriert (SB)


Planmäßig am Ziel vorbeimanövriert, so könnte man das Spiel des
Nachziehenden treffsicher bezeichnen. Anstatt, wie es bei einem
Sizilianier erforderlich wäre, den Flügelkampf auf der Damenseite
aufzunehmen, verhedderte sich Großmeister Sweschnikow in dubiosen
Damen- und Läuferaktionen, die im heutigen Rätsel der Sphinx jedoch
allenfalls Weiß zugute kamen. Sein Kontrahent, der ungarische
Meisterspieler Sax, bedankte sich mit der starken Besetzung der
Turmlinien, und weil Sweschnikow sich kopfüber in Entwicklungsdefizite
gestürzt hatte, war es zudem nunmehr ein leichtes, die weißen
Streitkräfte zu einem fulminanten Angriff zu formieren. Der schwarze
König ist allem Anschein nach in Sicherheit, doch bereits der zweite
Blick läßt Schlimmes befürchten. Es fehlt der unentbehrliche
Verteidigungsspringer, ein Manko, das dem weißen Angriff Tür und Tor
öffnete. Bereits der nächste Zug des Weißen stellte die Weichen auf
Sieg, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06894: Am Ziel vorbeimanövriert (SB)]



Sax - Sweschnikow

Hastings 1977


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nicht plump wie ein Elefant, sondern mit edler Eleganz klopfte der
Läufer an die weiße Königspforte: 1...Lb4-a3!! Unschicklich wäre nun
2.De2xe7 gewesen wegen 2...La3xb2+ 3.Kc1-b1 Lb2xc3+ 4.Kb1-c1 Lc3-b2+
5.Kc1-b1 Lb2-a3+ 6.Ld2-b4 Tb8xb4+ 7.Kb1-a1 Tb4-b1+ 8.Ka1xb1 La3xe7
9.d5xc6 Lc8-e6. Auf das Klopfen antwortete man ihm mit kalter
Ignoranz. Doch der Läufer wußte sich zu helfen: 2.Sc3-a4 La3xb2+
3.Sa4xb2 De7-a3 4.De2-e5 Tf8-e8 5.De5-d4 c6-c5! 6.Dd4-c3 Da3xa2 7.Ld2-
e1 Te8-e2!! 8.Ld3xe2 Sf6-e4 und Weiß konnte die Pforte nicht länger
versperren.



Erstveröffentlichung am 12. April 2006
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/808: Kassel - "Der Wildschütz" für Senioren am 23.6.2019


Stadt Kassel

"Der Wildschütz" - Theaterbesuch für Senioren



Die komische Oper "Der Wildschütz" von Albert Lortzing im Opernhaus
des Staatstheaters Kassel steht auf dem Programm des städtischen
Referates für Altenhilfe. Die Vorführung findet am Sonntag, 23. Juni,
16 Uhr, statt. Ermäßigte Eintrittskarten (für 12, 75 Euro, 18 Euro
oder 22,50 Euro) für Seniorinnen und Senioren sind im Vorverkauf ab
Dienstag, 23. April, beim Staatstheater erhältlich. Der Vorverkauf an
der Theaterkasse ist montags bis freitags von 10 bis 18 Uhr sowie
samstags von 10 bis 15 Uhr. Eine telefonische Reservierung ist nicht
möglich. Informationen unter der Telefonnummer (05 61) 1 09 42 22.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. April 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERVERSUCH/778: Das Versuchstier des Jahres ist die "Parkinson-Maus" (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 11. April 2019

Das Versuchstier des Jahres ist die "Parkinson-Maus"



Anlässlich des heutigen Welt-Parkinson-Tages stellt der Bundesverband
Menschen für Tierrechte sein diesjähriges Versuchstier des Jahres vor: die
Maus in der Parkinsonforschung. Mit der Ernennung will der
Tierrechtsverband zum einen auf das versteckte Leid der Tiere aufmerksam
machen. Zum anderen soll die Ernennung zeigen, dass der Einsatz einer
Kombination aus tierversuchsfreien Verfahren auch für die leidenden
Menschen wichtig wäre. Denn trotz unzähliger Mausmanipulationen gibt es bis
heute keine effektive Therapie.

Parkinson: Trotz unzähliger Tierversuche nicht heilbar

Die Parkinson-Erkrankung (Schüttellähmung) gilt als zweithäufigste
neurodegenerative Erkrankung nach Alzheimer. In Deutschland betrifft sie
250.000 bis 280.000 Menschen. Durch absterbende Nervenzellen, die den
Botenstoff Dopamin produzieren, kommt es zu den typischen motorischen
Problemen wie Muskelzittern, Verlangsamung der Bewegungen, Muskelsteifheit
oder starre Mimik. Behandlungsgoldstandard ist noch immer Levodopa, ein
Arzneimittel aus den 70er Jahren. Doch die derzeitige Behandlung lindert
lediglich die Symptome. Die fieberhafte Suche nach neuen
Behandlungsmethoden geht über die Qual und den Tod unzähliger Mäuse. Die
Maus ist das am häufigsten im Tierversuch eingesetzte Tier. In der
Parkinsonforschung wurden 2017 Versuche mit fast 66.000 Mäusen genehmigt.
Dabei leidet die Maus natürlicherweise nicht an Parkinson: Um die Symptome
der menschlichen Erkrankung zu entwickeln, werden die Tiere gentechnisch
verändert oder mit einem Nervengift geschädigt.

Wissenschaftlich fragwürdige Tiermodelle

"Die unzähligen Mausmanipulationen haben bis heute zu keinen effektiven
Therapien geführt. Kein Tiermodell kann die menschliche Parkinson-Krankheit
tatsächlich simulieren. Über 50 klinische Studien am Menschen waren
erfolglos, obwohl die Wirkstoffe zuvor beim Tier gewirkt hatten. Um
tatsächlich den leidenden Menschen zu helfen, ist es überfällig, endlich
auf humanspezifische Ansätze zu setzen, statt auf künstlich krankgemachte
Mäuse", fordert die Biologin Dr. Christiane Hohensee, Fachreferentin für
tierversuchsfreie Verfahren beim Bundesverband. Dennoch werden nach Angaben
des Verbandes weiterhin weltweit gentechnisch veränderte 
Parkinson-Tiermodelle entwickelt. Und dies, obwohl die Krankheitsursache bei 90
Prozent der Betroffenen gar nicht genetisch ist. Hinzu kommt, dass die
Arzneimittel an jungen Tieren getestet werden, obwohl Parkinson überwiegend
eine altersbedingte Erkrankung ist.

Zukunftsweisend: Systemkombination statt Tiermodell

Da Parkinson humanspezifisch, komplex und multifaktoriell ist, ist nach
Information des Verbandes der Einsatz von neuen zellbasierten Modellen aus
Patientengewebe für die Entwicklung geeigneter Therapien angezeigt.
Vielversprechend sind kombinierte Ansätze mit Stammzellen, 
3D-Patientenzellkulturen, computergestützten Analysen und bildgebenden
Verfahren. Durch Screening-Untersuchungen an Zellkulturen im Hochdurchsatz
werden bereits neue potenzielle Therapeutika identifiziert.

Konsequente Förderung für Zukunftstechnologien

Tierversuchsfreie Methoden für systemische Forschungsansätze sind jedoch
noch in der Entwicklung. Organmodelle und Chiptechnologien sind zwar die
Zukunftstechnologien, sie können momentan jedoch noch keinen gesamten
Organismus simulieren. "Hier ist die Politik in der Bringschuld. Um die
neuen Verfahren praxisreif entwickeln zu können, brauchen wir endlich einen
konkreten Zeit- und Maßnahmenplan sowie ein umfassendes 
Finanzierungs-Konzept", schließt Hohensee.



Weitere Informationen zum Versuchstier des Jahres, u.a. eine 21-seitige
Broschüre finden Sie unter:

www.tierrechte.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. April 2019

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TRANSPORT/143: Tierschutzbund fordert Stopp von Lebendtiertransporten (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 11. April 2019

Agrarministerkonferenz in Landau

Resolution des Deutschen Tierschutzbundes und seiner Landesverbände
fordert Stopp von Lebendtiertransporten



Anlässlich der Agrarministerkonferenz (AMK) fordern der Deutsche
Tierschutzbund und seine 16 Landesverbände die Agrarminister des Bundes und
der Länder auf, Lebendtiertransporte in Drittstaaten der EU zu stoppen.
Ihre Forderungen übergeben die Tierschützer in Landau heute in Form einer
Resolution an Herrn Staatssekretär Dr. Hermann Onko Aeikens im
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft und an die Agrarminister
der Bundesländer.

"Die Missstände bei Transport und Schlachtung in Drittstaaten sind bekannt.
Wer jetzt nicht handelt, trägt Mitschuld am Leid der Tiere", sagt Thomas
Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes. "Ab sofort dürfen keine
Transporte mehr abgefertigt werden, sofern nicht sichergestellt ist, dass
tierschutzrechtliche Bestimmungen bis zum Zielort eingehalten werden.
Bayern, Schleswig-Holstein und Hessen haben hier in den letzten Wochen
erste deutliche Signale gesetzt. Es darf nicht sein, dass
Transportunternehmen für die Abfertigung nun in andere Bundesländer
ausweichen, um die Tiere wie bisher auf die leidvollen Fahrten zu schicken.
Wenn Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner es mit einem Mehr an
Tierwohl ernst meint, dann muss sie dafür sorgen, dass diese
Lebendtiertransporte gänzlich gestoppt werden. Das darf und kann nicht
länger Aufgabe des örtlichen Veterinärs sein, der von Bund und Land derzeit
alleine gelassen wird."

Zucht- wie Schlachttiere betroffen

Im Rahmen der Resolution fordern die Tierschützer zudem, bei der Diskussion
um Lebendtiertransporte nicht zwischen Zucht- und Schlachttieren zu
unterscheiden. Bei ersteren wird der Transport häufig verharmlost, obwohl
sie genauso unter den untragbaren Zuständen leiden. Milchindustrie und
Zuchtverbände erklären seit Jahren, die Exporte dienten dem Aufbau einer
Milchproduktion in den Drittstaaten. Die Realität zeigt jedoch, dass es
nicht gelingt, eine nachhaltige Milchviehzucht und eine tragfähige
Milcherzeugung aufzubauen; die Produktion stagniert auf niedrigem Niveau.
Und das trotz hunderttausender Zuchtrinder, die bereits exportiert wurden.
"Wenn die Nachzucht misslingt oder die erwartete hohe Milchleistung
ausbleibt, landet der Großteil der Zuchtrinder am Ende doch in der
Schlachtung", erklärt Frigga Wirths, Fachreferentin für Tiere in der
Landwirtschaft beim Deutschen Tierschutzbund.


Die Resolution des Deutschen Tierschutzbundes und seiner 16
Landesverbände finden Sie hier: 

www.tierschutzbund.de/fileadmin/user_upload/Downloads/Organisation/190411_Resolution_Laenderrat_Lebendtiertransporte_in_Drittstaaten_stoppen.pdf.

Die Resolution hat der Verband
im Rahmen einer Aktion zur Agrarministerkonferenz am 11.4.19 übergeben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 11. April 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





FORSCHUNG/1511: Ein Bakterium, das nur von Luft lebt (idw)


Universität Wien - 09.04.2019

Ein Bakterium, das nur von Luft lebt



Methan ist ein atmosphärisches Spurengas, dessen Konzentration seit
dem Beginn des industriellen Zeitalters stetig zunimmt und das als
Treibhausgas wesentlich zur Erwärmung der Erde beiträgt. Während viele
Prozesse bekannt sind, die zur Methanproduktion beitragen, können
ausschließlich spezielle Mikroorganismen auf biologische Weise Methan
wieder aus der Atmosphäre entfernen und sind damit wichtig für die
Treibhausgasbilanz der Erde. Nun hat ein internationales
Forschungsteam unter Beteiligung der Universität Wien einen
Mikroorganismus im Labor gezüchtet, der ausschließlich von Luft leben
kann. Die Ergebnisse erscheinen aktuell in der renommierten
Zeitschrift PNAS.

Methan (CH4) ist in der Atmosphäre in sehr geringen Mengen vorhanden -
nur etwa 1.8 Teile in einer Million Teile Luft sind CH4. Trotzdem ist
Methan ein potentes Treibhausgas, das für etwa 15 Prozent der globalen
Erwärmung verantwortlich ist. Es entsteht durch eine Vielzahl von
Abbauprozessen in sauerstoffarmen Böden und Sedimenten, sowie bei
einigen industriellen Prozessen. Seit dem frühen 20 Jahrhundert kennt
man Bakterien, die Methan in Böden oder Sedimenten abbauen können, wo
Methan allerdings in viel höheren Konzentrationen vorkommt als in der
Atmosphäre. Seit längerer Zeit ist bekannt, dass es Bakterien geben
muss, die die extrem geringen Mengen an Methan in der Atmosphäre
verstoffwechseln. Allerdings war es trotz intensiver Bemühungen
bislang niemanden gelungen Mikroben im Labor zu züchten, die
ausschließlich Luft zum Wachstum benötigten. Darum wurde immer wieder
bezweifelt, ob es für Mikroorganismen überhaupt möglich ist
ausschließlich auf Methan und anderen Spurengasen der Atmosphäre zu
wachsen.

"Wir haben es nun erstmals geschafft ein Methan-abbauendes Bakterium
zu isolieren, das wirklich von Luft leben kann", sagt Alexander Tveit
von der Universität in Troms¢, Erstautor der Studie und früherer
PostDoc am Department für Mikrobiologie und Ökosystemforschung der
Universität Wien. Dazu wurde eine spezielle Technik zur Anzucht von
luftfressenden Mikroben entwickelt, die nun auch für die Anzucht
anderer ähnlicher Organismen verwendbar ist.

"Das Bakterium mit dem Namen Methylocapsa gorgona, hat uns alle sehr
überrascht. Es ist extrem versatil und kann nicht nur Energie und
Kohlenstoff für den Aufbau von Biomasse aus dem Methan in der Luft
gewinnen, wie wir mit Hilfe des NanoSIMS der Universität Wien zeigen
konnten, sondern auch Luftstickstoff fixieren", erklärt Michael
Wagner, Leiter des Zentrums für Mikrobiologie und
Umweltsystemwissenschaft. "Durch genomische und proteomische Analysen
konnten wir auch zeigen, dass das Bakterium neben Methan auch aus der
Veratmung von Kohlenmonoxid und Wasserstoff, die ebenfalls in
verschwindend kleinen Mengen in der Atmosphäre vorkommen, Energie
gewinnen kann", ergänzt Andreas Richter. Damit nutzt Methylocapsa
gorgona mit Stickstoff, Sauerstoff, Methan, Kohlenmonoxid und
Wasserstoff fünf Gase der Luft direkt für sein Wachstum und ist somit
ein wirklicher Spezialist für das Leben von Luft alleine.

Publikation in PNAS:

A widespread soil bacterium that oxidizes atmospheric methan;
Alexander T. Tveit, Anne Grethe Hestnes, Serina L. Robinson, Arno
Schintlmeister, Svetlana N. Dedysh, Nico Jehmlich, Martin von Bergen,
Craig Herbold, Michael Wagner, Andreas Richter, and Mette M.
Svenning,

www.pnas.org/cgi/doi/10.1073/pnas.1817812116

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news713746

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien - 09.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / UMWELT / INDUSTRIE





INNOVATION/312: WBGU Gutachten - Digitalisierung als Motor für Nachhaltigkeit (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit: 

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesministerium für Bildung und
Forschung - Berlin, 11. April 2019

WBGU Gutachten: Digitalisierung als Motor für Nachhaltigkeit



Bundesumweltministerin Svenja Schulze und Bundesforschungsministerin
Anja Karliczek haben heute das neue Hauptgutachten des
Wissenschaftlichen Beirats Globale Umweltveränderungen (WBGU) "Unsere
gemeinsame digitale Zukunft" entgegengenommen. Darin analysiert das
Beratergremium der Bundesregierung die Zusammenhänge zwischen
Digitalisierung und Nachhaltigkeit und entwickelt Handlungs- und
Forschungsempfehlungen. Zentrale Forderung des WBGU ist es, den
digitalen Wandel so zu gestalten, dass er als Hebel und Unterstützung
für Nachhaltigkeit dient. Die Bundesministerinnen Schulze und
Karliczek begrüßen das Gutachten als wichtigen Beitrag zur Debatte
über die Chancen und Risiken der Digitalisierung für die nachhaltige
Entwicklung.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Digitalisierung ist kein
Selbstzweck - sie sollte als Motor für mehr Nachhaltigkeit dienen. Die
Digitalisierung birgt ein riesiges Potential für den Umweltschutz. Um
dieses auszuschöpfen, braucht sie die richtigen Leitplanken: für den
Zugang und den Schutz von Daten, für den Umgang mit und die Entsorgung
von Rohstoffen, für das Schließen von Stoffkreisläufen. Das
WBGU-Hauptgutachten gibt hierfür wichtige Anregungen. Ich werde das
Bundesumweltministerium zum Treiber einer nachhaltigen Gestaltung der
Digitalisierung machen: Wir entwickeln derzeit eine umweltpolitische
Digitalagenda und ein Förderprogramm für KI-Anwendungen für Umwelt-
und Klimaschutz. Außerdem werde ich das Thema Digitalisierung und
Nachhaltigkeit zu einem Schwerpunkt unserer deutschen
EU-Ratspräsidentschaft im Jahr 2020 machen."

Bundesforschungsministerin Anja Karliczek: "Die Digitalisierung bietet
große Chancen für die nachhaltige Entwicklung und den Klimaschutz.
Forschung und Innovationen auf diesem Gebiet sind ein zentraler
Schlüssel und wichtiger Impuls- und Ideengeber für den Schutz unserer
Umwelt und des Klimas. Wir werden die Förderung dieser Themen in den
nächsten Jahren intensiv fortsetzen. Deutschland wird davon nicht
zuletzt ökonomisch profitieren. Fortschrittliche Umwelttechnologien
werden weltweit in den nächsten Jahren immer gefragter sein. Generell
müssen Ökologie und Ökonomie noch stärker miteinander versöhnt werden.
Auch die Bildung ist ein wichtiger Faktor für eine nachhaltige
Entwicklung. Mit guten Bildungsangeboten wie "Bildung für nachhaltige
Entwicklung" können wir die Grundlagen schaffen für ein
umweltbewusstes Leben und Handeln von Kindesbeinen an."

Das Bundesumweltministerium ist dieses Jahr Hauptpartner der
re:publica 2019, einer Messe zur digitalen Gesellschaft. Diese findet
vom 6.-8. Mai 2019 in Berlin statt. Das BMU wird dort ein erstes
Eckpunktpapier für eine umweltpolitische Digitalagenda vorstellen und
über den gesamten weiteren Verlauf der Messe Feedback und Ideen
einsammeln.

Das Bundesforschungsministerium fördert seit vielen Jahren die
Nachhaltigkeitsforschung, zuletzt mit zwei Milliarden Euro seit 2015.
Dabei ist die Digitalisierung ein zentrales Instrument. Zum Beispiel
soll bei der Forschungsinitiative zum Erhalt der Artenvielfalt
mithilfe digitaler Anwendungen die Biodiversität besser erfasst und
auch geschützt werden. Bei den Kopernikus-Projekten für die
Energiewende wiederum werden digitale, technologische und
wirtschaftliche Lösungen für den Umbau des Energiesystems entwickelt.

Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale
Umweltveränderungen wurde 1992 im Vorfeld der Konferenz der Vereinten
Nationen über Umwelt und Entwicklung ("Erdgipfel von Rio") von der
Bundesregierung als unabhängiges wissenschaftliches Beratergremium
eingerichtet. Der WBGU wird gemeinsam von BMBF und BMU betreut und
finanziert.

 * 
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LATEINAMERIKA/193: Mexiko - Weiterhin Widerstand gegen das Heizkraftwerk in Huexca (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Weiterhin Widerstand gegen das Heizkraftwerk in Huexca



(Mexiko-Stadt, 19. März 2019, desinformémonos/poonal) - Im
mexikanischen Bundesstaat Morelos hat bei einer Bürgerbefragung Ende
Februar 2019 eine Mehrheit [1] für die Inbetriebnahme eines
Heizkraftwerks in Huexca [2] gestimmt, das von der Regierung Andrés
Manuel López Obrador, kurz AMLO, unterstützt wird. Knapp einen Monat
nach der Bürgerbefragung wurden in den sozialen Netzwerken unter dem
Hashtag #yoprefierolavida [3] Infos, Grafiken und Bilder verbreitet,
die sich gegen das Kraftwerk sowie gegen den Bau eines weiteren
Heizkraftwerks, eines Aquädukts und einer Gasleitung richten. Diese
Projekte sind Teil des umstrittenen Morelos-Entwicklungsplans PIM
(Proyecto Integral Morelos).

Die vom PIM betroffenen Gemeinden aus Morelos, Puebla und Tlaxcala,
die sich in der Initiative FPDTA (Frente de Pueblos en Defensa del
Agua, Tierre y el Aire) zusammengeschlossen haben, wollen weiterhin
gegen die Megaprojekte kämpfen. Sie kritisieren, dass sich López
Obrador in den vergangenen Jahren, bevor er Präsident wurde, stets
gegen die PIM-Projekte ausgesprochen hatte.


Geplante Gasleitung innerhalb der Gefahrenzone des
Vulkans

Nach Ansicht der Initiative gefährdet das Kraftwerk das Leben der
indigenen Gemeinden von Morelos, weil es die Umwelt verschmutze und
Krankheiten auslöse. Zudem liegt es nahe am aktiven Vulkan
Popocatépetl; die geplante Gasleitung würde die Gefahrenzone 1 des
Vulkans durchqueren. Der Vulkan zeigte zuletzt intensive Aktivität,
Mitte März kam es zu einer starken Explosion.

Auch Künstler*innen, Intellektuelle und Aktivist*innen kritisierten,
dass die Entscheidung von AMLO, das Heizkraftwerk in Huexca zu
betreiben, "seinen eigenen Worten widerspricht, denn während der
Wahlkampagne, die ihn zum Präsidenten machte, hat er klar und deutlich
behauptet, dass dieses Projekt nicht fortgesetzt werden würde."


Kritiker des Kraftwerks ermordet

Kurz vor der Bürgerbefragung wurde der Aktivist Samir Flores [4],
der die sozialen und ökologischen Folgen des Heizkraftwerks in Huexca
angeprangert hatte, ermordet. Er hatte bei einer Bürgerbefragung am
19. Februar den Abgesandten der Bundesregierung öffentlich kritisiert.
Wenige Stunden später wurde er vor seinem Haus in Amilcingo, Morelos,
erschossen.

Angesichts der Ermordung von Samir Flores und angesichts des
Voranschreitens der PIM-Projekte haben die Dorfgemeinden beschlossen,
Rechtsmittel einzulegen und den Kampf von verschiedenen Seiten aus
fortzusetzen. Sie wollen die Bevölkerung über die Risiken informieren,
die von Megaprojekten dieser Art für die indigenen Gemeinden ausgehen,
und so die Zerstörung ihrer Gebiete vermeiden.


Anmerkungen:

[1] https://aristeguinoticias.com/2502/mexico/envivo-lamananeradeamlo-conferencia-del-presidente-lopez-obrador-25-02-19/

[2] https://es.wikipedia.org/wiki/Termoel%C3%A9ctrica_en_Huexca

[3] https://twitter.com/hashtag/yoprefierolavida?src=hash

[4] https://www.npla.de/poonal/indigener-aktivist-vor-abstimmung-ueber-kraftwerk-huexca-ermordet/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/allgemein/weiterhin-widerstand-gegen-das-heizkraftwerk-in-huexca/
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FORSCHUNG/568: Wieviel Natur verlieren wir durch höhere Erträge?


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ - 10.04.2019

Wieviel Natur verlieren wir durch höhere Erträge?



Um den Ertrag bewirtschafteter Nutzflächen zu steigern, wird die
Landnutzung intensiviert. In welchem Maß der Ertrag dabei zunimmt, und
wie hoch gleichzeitig der Verlust der biologischen Vielfalt ausfällt,
darüber ist bislang kaum etwas bekannt. Ein internationales Team von
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern hat nun unter Leitung des
UFZ Daten weltweiter Forschungsarbeiten ausgewertet, in denen sowohl
Ertrag als auch Biodiversität vor und nach Intensivierungsmaßnahmen
untersucht wurden. Die Resultate dieser Meta-Analyse sind jetzt im
Fachmagazin Global Change Biology veröffentlicht.

Rund 80 Prozent der Landflächen in Europa sind besiedelt und werden
land-und forstwirtschaftlich genutzt. Um die Erträge weiter zu
steigern, wird die Nutzung intensiviert: Flächen werden
zusammengelegt, um sie mit größeren Maschinen effizienter zu
bewirtschaften. Es werden vermehrt Pestizide und Düngemittel
eingesetzt oder eine größere Anzahl an Tieren auf der Weide gehalten.
"Solche Maßnahmen wirken sich nicht nur positiv auf den Ertrag,
sondern meist auch negativ auf die Biodiversität aus", sagt 
UFZ-Biologe Dr. Michael Beckmann. "Denn auch landwirtschaftlich genutzte
Flächen bieten Tier- und Pflanzenarten einen wertvollen Lebensraum -
dem wird häufig zu wenig Beachtung geschenkt." In bisherigen Studien
werden die Auswirkungen intensivierter Landnutzung zudem meist nur von
einer Seite betrachtet: entweder mit Blick auf den Ertragszuwachs oder
den Biodiversitätsverlust. "In welchem Verhältnis beides zueinander
steht, und für welchen Ertrag die Natur letztlich welchen Preis zahlen
muss, darüber wissen wir leider noch viel zu wenig", sagt Beckmann.
Mit seiner aktuellen Studie möchte das Wissenschaftlerteam hier mehr
Licht ins Dunkel bringen.

Dafür haben die Forscher etwa 10.000 thematisch relevante Studien
gesichtet und nach solchen gefahndet, in denen vor und nach
Intensivierungsmaßnahmen sowohl Messdaten für Ertrag als auch für
Biodiversität erhoben wurden. "Der Großteil der Studien ist dabei
durchs Raster gefallen. Nur 115 Studien haben tatsächlich beide
Parameter auf den gleichen Flächen gemessen und waren damit für uns
relevant", sagt Beckmann. Die 449 untersuchten Nutzflächen dieser
Studien sind jedoch rund um den Globus verteilt, befinden sich in
unterschiedlichen Klimazonen und die Dauer ihrer Nutzung variiert
stark. Um sie für ihre Berechnungen nutzen können, entwickelten die
Forscher ein komplexes Rechenmodell, das die bestehenden Unterschiede
berücksichtigt und die Daten vergleichbar macht. Anschließend fassten
sie jeweilige Ertragszuwächse sowie Biodiversitätsverluste zusammen.
"Wir konnten zeigen, dass die Intensivierung der Landnutzung im Mittel
zu einer Ertragssteigerung von 20 Prozent führt, gleichzeitig aber mit
einem Artenverlust von neun Prozent einhergeht", sagt Beckmann. Um
einen detaillierteren Einblick in die Auswirkungen von
Intensivierungsmaßnahmen zu bekommen, haben die Forscher die
untersuchten Nutzflächen in drei Intensitätsklassen - niedrig, mittel
oder hoch - eingeteilt. Auf diese Weise konnten die Ergebnisse aller
drei landwirtschaftlicher Produktionssysteme - Ackerland,
Graslandschaft oder Wald - miteinander verglichen werden. Flächen mit
mittlerer Nutzungsintensität zeigten nach Intensivierungsmaßnahmen mit
85 Prozent den höchsten Ertragsanstieg. Mit 23 Prozent hatten sie aber
auch den größten Verlust an Arten. Flächen mit bereits hoher
Nutzungsintensität zeigten dagegen zwar keine signifikanten
Artenverluste, hatten aber noch einen Ertragszuwachs von 15 Prozent.
"Zunächst klingt das ja ganz hervorragend: Mehr Ertrag ohne Verlust
von Arten", sagt Beckmann. "Doch wo schon zu Anfang durch
hochintensive Nutzung nicht mehr viel Biodiversität vorhanden ist,
kann natürlich auch nicht mehr viel verlorengehen. Hier ist der
kritische Punkt womöglich schon überschritten." Beim Vergleich der
Auswirkungen von Intensivierungsmaßnahmen auf Ackerland,
Graslandschaft und Wald schnitt der Wald hinsichtlich niedriger
Artenverluste am besten ab. Die Studienergebnisse deuten darauf hin,
dass intensivierte Landnutzung in Einzelfällen, wie etwa der
Holzproduktion, auch zu Ertragssteigerungen führen kann, ohne dass
dies zu Lasten der Biodiversität geht.

Die vorliegende Studie macht deutlich, wie groß der Einfluss der
Intensität landwirtschaftlicher Produktion für den Schutz von
Biodiversität sein kann. Sie zeigt generelle Trends und identifiziert
Wissenslücken. Konkrete Handlungsempfehlungen für einzelne Regionen
lassen sich daraus aber nicht ableiten. "Um zu verstehen, unter
welchen Bedingungen Landnutzung mit geringem bzw. besonders hohem
Risiko für die Artenvielfalt verbunden ist, ist weitere Forschung
notwendig", sagt Michael Beckmann. "Nur so können wir in Zukunft
effiziente Landnutzung betreiben und gleichzeitig die Artenvielfalt
schützen. Denn Artenschutz kann und muss auch in unseren genutzten
Kulturlandschaften stattfinden."

Originalpublikation:

Beckmann, M. et al.: Conventional land-use intensification reduces
species
richness and increases production: A global meta-analysis; Global
Change
Biology (2019) 

http://dx.doi.org/10.1111/gcb.14606

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.ufz.de/index.php?de=36336&webc_pm=18/2019

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news713787

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ - 10.04.2019
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MASSNAHMEN/176: Klimaziele in der Landwirtschaft nur mit Abstockung der Tierbestände zu erreichen (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - 11. April 2019

Studie: 

Klimaziele in der Landwirtschaft nur mit Abstockung der
Tierbestände zu erreichen

Die Klima-Allianz Deutschland hat durchrechnen lassen, mit welchen
Maßnahmen das Klimaziel 2030 im Bereich Landwirtschaft sicher zu
erreichen ist.



Die Klima-Allianz Deutschland kritisiert die geplanten Maßnahmen von
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner zur Erreichung der
Klimaziele im Bereich Landwirtschaft als zu unkonkret und
unzureichend. Eine Studie des Öko-Instituts zur Bewertung von
Maßnahmenvorschlägen der deutschen Zivilgesellschaft zeigt, wie das
2030-Ziel sicher erreicht werden kann.

"Das Maßnahmenpaket, das Ministerin Klöckner vorsieht, basiert
offenbar auf unrealistischen Annahmen und reicht nicht aus, das
Klimaziel zu erreichen. Die Emissionen aus der Tierhaltung machen
einschließlich der Futterproduktion rund 70 Prozent aller
Agraremissionen aus. Nur mit einer Abstockung der Tierbestände können
die Klimaziele in der Landwirtschaft erreicht werden. Das ist das
zentrale Ergebnis der Studie. Ministerin Klöckner schließt diese
Option jedoch kategorisch aus", so Gerald Wehde, Geschäftsleiter
Agrarpolitik bei Bioland. "Weniger ist mehr", ergänzt Felix Domke,
Leiter Politik von ProVeg Deutschland. "Eine Reduktion des Konsums von
Milch- und Fleischprodukten um ein Viertel brächte eine jährliche
Einsparung von 7,8 Mio. Tonnen CO2."

Tobias Reichert, Teamleiter Welternährung bei Germanwatch: "Steigende
Exporte waren in den vergangenen Jahren der wichtigste Grund für
wachsende Tierbestände und Emissionen. Daher muss ein deutlich
verringerter Verbrauch von Fleisch und Milch mit reduzierten
Exportmengen und weniger weggeworfenen Milch- und Fleischprodukten
einhergehen."

Statt auf eine Reduktion der Tierbestände setzt Klöckner auf zwei
zentrale Instrumente, deren Wirkung sie auch noch überschätzt: die
Düngeverordnung von 2017 und die Vergärung von Wirtschaftsdünger in
Biogasanlagen. "Das Ministerium erwartet eine Einsparung von bis zu
3,5 Mio. Tonnen CO2 bis 2030 über die Senkung des
Stickstoffüberschusses. Mit der bestehenden Düngeverordnung ist
allerdings nur eine Einsparung von zwei Millionen Tonnen CO2 zu
erwarten", erklärt Wehde.

Durch die Vergärung von Wirtschaftsdünger in Biogasanlagen will das
Ministerium zusätzlich bis zu 4 Mio. Tonnen CO2 einsparen. Das würde
bedeuten, dass 70 Prozent des gesamten Aufkommens an Gülle und Mist in
Biogasanlagen landen. Aktuell sind es 17 Prozent. "Die Annahmen
Klöckners sind daher vollkommen überzogen, würden Millionen an
Fördermitteln verschlingen und die Massentierhaltung manifestieren.
Gülle über hunderte Kilometer zu den bestehenden Biogasanlagen zu
transportieren kann nicht Sinn der Übung sein", so Wehde.

"Statt Schönrechnerei brauchen wir realistische Maßnahmen zur
Absenkung der Stickstoffüberschüsse von heute 98 auf 50 kg Stickstoff
pro Hektar. Wichtigster Hebel ist auch hier die deutliche Reduktion
der Tierbestände, insbesondere in den viehstarken Gebieten", so
Reichert. Diese Maßnahmen sollen flankiert werden durch mehr
Ökolandbau, Leguminosenanbau und die Einführung einer
Stickstoffabgabe, fordern die Organisationen.

Die Studie des Öko-Instituts im Auftrag der Klima-Allianz Deutschland
finden Sie hier: 

https://kurzlink.de/Landwirtschaft2030

Hintergrund:

Bereits im November 2018 haben mehr als 60 Organisationen ein
umfassendes Forderungspapier erarbeitet, in denen die notwendigen
Maßnahmen in allen klimapolitischen Handlungsfeldern beschrieben
werden, damit Deutschland sein Klimaziel 2030 erreicht.

Das Maßnahmenprogramm Klimaschutz 2030 der deutschen Zivilgesellschaft
findet sich hier: 

https://kurzlink.de/MP_2030

Der Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung sieht für die deutsche
Landwirtschaft vor, die Treibhausgase (THG) bis 2030 um 11 bis 14 Mio.
Tonnen CO2-Äquivalente auf 58 bis 61 Mio. Tonnen CO2 zu reduzieren.
2016 lagen die Emissionen noch bei 71,7 Mio. Tonnen CO2.

Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren über 120
Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung,
Bildung, Kultur, Gesundheit, Verbraucherschutz, Jugend und
Gewerkschaften setzt sie sich für eine ambitionierte Klimapolitik und
eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler, nationaler, europäischer
und internationaler Ebene ein. Ihre Mitgliedsorganisationen
repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 11.04.2019

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstr. 35, 10115 Berlin
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MASSNAHMEN/175: Die Land- und Forstwirtschaft leistet ihren Beitrag zum Klimaschutz (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 10. April 2019

Klöckner: "Die Land- und Forstwirtschaft leistet ihren Beitrag zum
Klimaschutz"

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft hat einen konkreten
Maßnahmenkatalog vorgelegt - Klimakabinett kam zur ersten Sitzung
zusammen



Unter Vorsitz der Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel ist heute zum
ersten Mal das Klimakabinett zusammengetreten. Dazu erklärt die
Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner:

"Die Einsetzung des Klimakabinetts ist richtig und wichtig. Das Thema
Klimaschutz müssen wir ressortübergreifend angehen, vor allem mit
Blick auf die kommenden Generationen. Wichtig ist auch, die umwelt-,
wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Implikationen
zusammenzudenken.

Land-, Ernährungs- und Forstwirtschaft haben hier wirksame
Klimaschutzschlüssel: die Böden und den Wald. Bodenschutz ist aktiver
Klimaschutz. In ihm ist zweimal mehr Kohlenstoff als in der Luft
gespeichert. Und gäbe es den Wald nicht, hätten wir mit 14 Prozent
mehr CO2-Ausstoß in Deutschland zu kämpfen. Erfolgreich sind wir auch
mit unserem Programm zur Steigerung der Energieeffizient in
Landwirtschaft und Gartenbau: 353 Gigawattstunden werden dadurch pro
Jahr eingespart. Das entspricht dem Stromverbrauch von 75.000
Vier-Personen-Haushalten. Kurzum, die Land-, Ernährungs- und
Forstwirtschaft wird also ihren Beitrag leisten. Sie ist Opfer,
Beteiligter aber auch Lösungsbringer beim Klimawandel. Deshalb habe
ich bereits einen Zehn-Punkte-Plan entwickelt."

Die zehn Maßnahmen im Einzelnen:

Ausweitung der ökologisch bewirtschafteten Fläche

Rechtsvorschriften zugunsten besonders umweltfreundlicher Verfahren
wie dem ökologischen Landbau oder anderer besonders nachhaltiger
Verfahren der Landbewirtschaftung werden weiterentwickelt, die
rechtliche und finanzielle Förderung wird verstärkt (0,4-1,2 Mio. t
CO2-Äq Minderungspotenzial).

Erhöhung der Energieeffizienz 

Das Bundesprogramm für Energieeffizienz in der Landwirtschaft und im
Gartenbau wird fortgeführt und weiterentwickelt (ca. 1,1 Mio. t CO2-Äq
Minderungspotenzial).

Erhalt und nachhaltige Bewirtschaftung der Wälder und
Holzverwendung  

An erster Stelle steht die Anpassung der Wälder in Bezug auf
Klimaanpassung und Klimaschutz im Rahmen einer nachhaltigen
Bewirtschaftung. Daneben gilt es die nachhaltige und
ressourceneffiziente Holzverwendung zu fördern und auch international
eine nachhaltige Waldbewirtschaftung und einen entsprechenden
Waldschutz sicherzustellen (70-127 Mio. t CO2-Äq Minderungs- bzw.
Speicherpotenzial).

Senkung der Stickstoffüberschüsse und -emissionen einschließlich
Minderung der Ammoniakemissionen und gezielte Verminderung von
Lachgasemissionen. 

Unter anderem sollen gasdichte Lagereinrichtungen für Gülle und
emissionsmindernde Ausbringtechnik gefördert werden (2,2-3,5 Mio. t
CO2-Äq jährliches Minderungspotenzial).

Energetische Nutzung von Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft und
landwirtschaftlicher Reststoffe in Biogasanlagen

Der stärkere Einsatz von Wirtschaftsdüngern in Biogasanlagen soll mit
neuen Instrumenten gefördert werden (2,0-4,0 Mio. t CO2-Äq
jährliches Minderungspotenzial).

Emissionsminderung in der Tierhaltung

Fördermaßnahmen sollen an die Großvieheinheitengrenze geknüpft werden.
Ergänzend zur Nutztierhaltungsstrategie wird eine Gesamtstrategie auf
Basis der geltenden BVT-Standards (beste Verfügbare Technik)
entwickelt und umgesetzt.

Vermeidung von Lebensmittelabfällen

Ende Februar haben wir unsere Strategie zur Reduzierung der
Lebensmittelverschwendung vorgelegt. Laut WBAE 2016 lassen sich mit
der vollständigen Reduzierung von Lebensmittelabfällen maximal 6
Prozent der gesamten ernährungsbedingten Emissionen vermeiden
(3,0-6,0 Mio. t CO2-Äq Minderungspotenzial).

Humusaufbau im Ackerland

Auf der Grundlage der Bodenzustandserhebung 2018 wird die
Kohlenstoffanreicherung, u.a. durch Fruchtfolgegestaltungen, gefördert
und die Ackerbaustrategie Klimaziele beinhalten (bis 4,0 Mio. t CO2-Äq
Minderungspotenzial).

Erhalt von Dauergrünland 

Regelungen zum Grünlanderhalt im Rahmen der GAP 2020 werden
fortgeführt und eine Grünlandstrategie mit einer Klimabewertung
entwickelt (1,0-2,0 Mio. t CO2-Äq Minderungspotenzial).

Schutz von Moorböden und Reduzierung der Torfverwendung in
Kultursubstraten 

Eine Bund-Ländervereinbarung sowie eine Moorschutzstrategie wird
erarbeitet; die klimafreundlicher Nutzung von wiedervernässten
Moorböden wird gefördert und eine Strategie zur Verringerung des
Torfeinsatzes wird erarbeitet und umgesetzt (bis 1,0 Mio. t CO2-Äq
Minderungspotenzial).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 77/19, 10.04.2019
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MELDUNG/384: Forderungen zur nachhaltigen Zukunft der Landwirtschaft in Thüringen (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 10. April 2019

Nachhaltige Zukunft der Landwirtschaft in Thüringen

NABU Forderungen an Landwirtschaftsministerin Keller



Jena - Anlässlich der heute begonnen Agrarministerkonferenz in Landau
wendet sich der NABU Thüringen mit Forderungen an Thüringens
Landwirtschaftsministerin Birgit Keller. Die Agrarminister haben es in
der Hand, sich auf der Konferenz auf einen naturverträglicheren Kurs
in der Agrarpolitik zu verständigen. "Vor allem die anstehende Reform
der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) kann die Weichen für die Rettung
der Artenvielfalt in der Agrarlandschaft stellen", sagt Martin
Schmidt, der Landesvorsitzende des NABU Thüringen. "Die Agrarminister
dürfen nicht weiter das Artensterben durch falsche Subventionen mit
der Gießkanne fördern, sondern müssen gezielt Landwirte beim Natur-
und Klimaschutz unterstützen. Die Lösung dieses Problems kann nicht
weiter auf die lange Bank geschoben werden."

Schon im Vorfeld der Konferenz bat der NABU Thüringen Birgit Keller,
sich vehement im Sinne der Artenvielfalt und einer nachhaltigen
Zukunft der Landwirtschaft in Thüringen einzusetzen. In einem Brief
wurde die Landwirtschaftsministerin vom NABU-Landesvorsitzenden
gebeten, die Forderungen des EP-Umweltausschusses nach einer
europaweiten Zweckbindung von 15 Mrd. EUR GAP-Mitteln jährlich für die
Honorierung von Naturschutzleistungen zu unterstützen. Des Weiteren
möge sie sich dafür einsetzen, dass jeder Mitgliedstaat mindestens 50
Prozent der Ersten Säule für das Angebot sogenannter "Ecoschemes"
sowie 50 Prozent der Zweiten Säule für Agrarumwelt- und
-klimamaßnahmen aufwenden muss. Weiterhin sollte sich die Ministerin
dazu bekennen, dass die ökonomisch, sozial und ökologisch unsinnigen,
pauschalen Flächenprämien dringend in innovative Investitionen und
Anreize umgeschichtet werden müssen.

"Ministerin Keller hat die Verantwortung, Entscheidungen zu treffen,
die nicht nur einzelnen Interessensgruppen kurzfristig zugutekommen,
sondern im langfristigen Interesse der gesamten Gesellschaft und der
Zukunft unseres Landes liegen. Andernfalls ist nicht nur die Zukunft
der Artenvielfalt in großer Gefahr sondern auch die öffentliche
Förderung der Landwirtschaft. Eine GAP, die nicht grundlegend
reformiert wird, kann keine gesellschaftliche Unterstützung mehr
erwarten", so Martin Schmidt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 10.04.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.
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STELLUNGNAHME/551: Netzausbaubeschleunigungsgesetz beschneidet Rechte für Natur- und Umweltschutz (BUND TH)


BUND Landesverband Thüringen e.V. - Pressemitteilung, 10. April 2019

Novellierung des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes 

BUND kritisiert Beschneidung der Rechte für Natur- und Umweltschutz



Erfurt. Der Bundestag beschloss am 4. April eine Novellierung des
Netzausbaubeschleunigungsgesetzes (NABEG) von 2013 aus dem
Bundeswirtschaftsministerium. Der BUND Thüringen kritisiert die damit
einhergehende Beschneidung der Rechte für den Natur- und Umweltschutz.

"Klimaschutz ist eine drängende gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Es
liegen große Aufgaben vor uns beim Umbau unserer Energiewirtschaft.
Wir benötigen mutige technische und politische Schritte nach vorn, in
die Zukunft", erklärt Robert Bednarsky, Vorstandsmitglied des BUND
Thüringen und Sprecher des Landesarbeitskreis Energie. "Die
Novellierung Netzausbaubeschleunigungsgesetzes ist leider ein Schritt
nach hinten."

Mit den bisherigen Netzausbauplanungen und neuen
Höchstspannungs-Gleichstrom-Übertragungsleitungen (HGÜ) zementiere die
Bundesregierung aus Sicht des BUND das alte konventionelle Stromsystem
mit Kohle. Bednarsky: "Jetzt soll der Ausbau der alten Strukturen
nochmals beschleunigt werden - auf Kosten von lang erkämpften
Bürgerrechten."

Der Verband befürchtet, dass jetzt Anhörungs- und
Beteiligungsverfahren, vor allem für betroffene Privatpersonen,
Bürgerinitiativen und Naturschutzverbände, zur reinen Formsache
werden. "Das neue Gesetz zur Beschleunigung des
Netzausbaubeschleunigungsgesetzes (NABEG) schränkt die
Verwaltungskompetenzen von Ländern, Kommunen und Gemeinden stark ein",
mahnt Bednarsky. "Vor allem die Rechte des Natur- und Umweltschutzes
können einfach ausgeblendet werden. Baumaßnahmen können nun bereits
vor Abschluss des Planfeststellungsverfahrens beginnen. Irreversible
Änderungen wie Waldrodungen oder Bodenarbeiten sind dann möglich,
bevor überhaupt rechtssichere Entscheidungen vorliegen."

Bednarsky erklärt: "Energiewende geht anders und besser. Wir setzen
auf Bürgerenergie mit technischen Alternativen in einem neuen
Strommarkt mit deutlich geringeren Naturschäden."

 * 

Quelle:

Presseinformation, 10.04.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Thüringen / Landesgeschäftsstelle
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TOUR/7412: Soest - Kreisweiter Aktionstag "Anradeln" am 28. April 2019


Kreis Soest

Rauf aufs Rad - Rein in den Frühling!

Kreisweiter Aktionstag "Anradeln" am 28. April - Liste mit allen
Touren



Kreis Soest (kso.2019.04.05.150.akt/mk). Rein in den Frühling - viele
Städte und Gemeinden im Kreis Soest laden am 28. April 2019 wieder zum
traditionellen "Anradeln" ein und eröffnen damit offiziell die
Radsaison. Die Fahrradverantwortlichen der Kommunen haben viele
geführte Touren mit unterschiedlichen Streckenlängen und interessanten
Themen ausgearbeitet. Besondere Aktionen wie ein Training für
Pedelecfahrer, eine Tour "Ohne Boot zum Alberssee" und eine
Jubiläumstour der Gemeinde Lippetal laden zum Erkunden und Erleben
ein.

Die Auswahl der geführten Radtouren, die für große und kleine
Radbegeisterte gleichermaßen geeignet sind, ist vielfältig. Egal, ob
eher die Ausläufer des Sauer- oder des Münsterlandes erfahren werden
sollen, ob eine Familientour oder eine anspruchsvolle Rennradtour
gesucht wird, beim diesjährigen Anradeln bleiben keine Wünsche offen.
Alle Touren sind kostenlos.

Die Gemeinde Anröchte bietet eine "Familientour" (20 Kilometer) und
eine "Rennradtour" (60 Kilometer) an. Start ist jeweils um 11 Uhr am
Bürgerhausvorplatz. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Bad Sassendorf organisiert zusammen mit dem Sauerländischen
Gebirgsverein Soest (SGV) eine "Gemütliche Tour durch Feld und Flur"
(20 Kilometer). Start ist um 13.30 Uhr auf dem Hof Haulle, An der
Rosenau 2. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich, weitere
Informationen gibt die Gäste-Information Bad Sassendorf unter
02921/501-4811.

In Erwitte lautet das diesjährige Anradel-Motto "Zu den höchst- und
tiefstgelegenen Orten der Stadt Erwitte". Die örtliche Abteilung des
SGV hat eine rund 33 Kilometer lange Strecke ausgearbeitet, die unter
Leitung ortskundiger Führer am Heimathof in Erwitte endet. Start ist
um 13 Uhr am Marktplatz. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Die Stadt Geseke bietet gemeinsam mit dem Traditionsverein Störmede
zwei Touren an, die beide am Heimathaus Störmede starten. Die
sportliche Tour "Ohne Koffer zum Flughafen" (50 Kilometer) beginnt um
10.30 Uhr. Die Familientour "Ohne Boot zum Alberssee" (25 Kilometer)
macht sich gegen 12.30 Uhr auf den Weg. Eine Anmeldung ist nicht
erforderlich, Infos gibt es beim Presseamt Geseke, Telefon
02942/50049.

Die Gemeinde Lippetal hat zusammen mit ihren Gästeführern gleich drei
attraktive Ausflüge zusammengestellt. Die "Römer-Lippe-Route zur 
Lupia-Fähre" startet um 11 Uhr in Herzfeld, Parkplatz Am Markt, alternativ
um 10.40 Uhr in Lippborg, Parkplatz Ilmerweg (55 Kilometer). Die Tour
"Naturerlebnis Lippe" startet um 13 Uhr in Oestinghausen am
Mühlsteinbrunnen (25 Kilometer) und die "Jubiläumsradtour - 11 Dörfer -
 eine Gemeinde" um 10.30 Uhr in Herzfeld, Parkplatz Diestedder Straße
(40 Kilometer). Eine Anmeldung unter der Telefonnummer 02923/980-228
ist erforderlich.

Die gemeinsame Tour von Lippstadt Marketing und der Touristik und
Marketing GmbH Bad Waldliesborn ist mit "Kurort, Kirche, Kurbad - die
3 K's am Hellweg" überschrieben und startet um 12.30 Uhr am Haus des
Gastes in Bad Waldliesborn oder alternativ mit späterem Zustieg um 13
Uhr am Stadtmuseum in Lippstadt (28 Kilometer). Aus organisatorischen
Gründen wird um Anmeldungen bis zum 25. April 2019 bei der Stadtinfo
im Rathaus (E-Mail: stadtinfo@kwl-lippstadt.de) oder bei der 
Tourist-Information Bad Waldliesborn (Telefon 02941/948800, E-Mail:
info@lippstadt-badwaldliesborn.de) gebeten.

Möhnesee bietet eine "Geführte E-Bike Tour vom Haarstrang bis in den
Arnsberger Wald" an. Start ist um 10 Uhr im Seepark in Körbecke, nahe
"Adventure Golf" in der Brückenstraße. Mit eigenen E-Bikes geht es 30
bis 40 Kilometer hügelig und abwechslungsreich bis in den Arnsberger
Wald. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere Informationen
gibt die Wirtschafts- und Tourismus GmbH Möhnesee per Telefon
02924/981-392 oder per E-Mail an info@moehnesee.de.

Beim "Themennachmittag E-Bike in Rüthen" im 
ADAC-Fahrsicherheitszentrum an der Kaiserkuhle können Radfahrer von 
14 bis 17 Uhr E-Bikes ausprobieren und bei einem Sicherheitstraining
mitmachen. Fachleute beraten zu allen Fragen zum E-Bike. Eine
Anmeldung ist nicht erforderlich.

Die Stadt Soest hat zusammen mit dem SGV zwei geführte Ausflüge im
Angebot: Die "Tour für geübte Radfahrer" (70 Kilometer), Start um 11
Uhr an der Rotbuche im Rosengarten, und die "Gemeinschafts-Tour mit
Teilnehmern aus Bad Sassendorf " (35 Kilometer), Start um 13 Uhr im
Rosengarten, gegenüber dem Hotel zum Wall. Aufgrund der begrenzten
Teilnehmerzahl sind Anmeldungen unter Telefon 02921/663500-50 oder 
E-Mail willkommen@soest.de notwendig.

In Warstein lockt eine "Entdeckungstour zwischen Haarstrang und
Möhnetal" (32 oder 38 Kilometer). Die Tour startet vom Marktplatz in
Warstein um 10.30 Uhr, ein späterer Zustieg ist am Wilkeplatz in
Belecke um 11 Uhr möglich. Am Zielort Haus Dassel lädt die
Kreisverkehrswacht mit einem Pedelec-Fahrsicherheitstraining dazu ein,
das persönliche Seh- und Reaktionsvermögen zu testen. Anmeldungen sind
bis zum 25. April 2019 unter Telefon 02902/81-207 oder per E-Mail an
s.fleige@warstein.de möglich.

"Rauf aufs Fahrrad - rein in den Frühling" ist das Motto in Werl. Die
"Familienfreundliche Tour" lädt ein, Werl und Umgebung per Rad zu
erkunden Start ist um 14 Uhr an der Stadtinfo in der Steinerstraße.
Anmeldung und Infos gibt es bei der Stadt Werl unter 02922 87035011.

Das komplette Programm findet sich auf der Website 
www.tourismus-kreis-soest.de. Pünktlich zum Anradeln starten im Kreis Soest 
auch wieder fünf Busse der Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH in die
Fahrradbussaison. Näheres dazu im Netz unter www.rlg-online.de.

Die Organisatoren empfehlen auf allen Touren das Tragen eines
Fahrradhelms und wetterfester Kleidung. Es gelten die Vorschriften der
Straßenverkehrsordnung (StVO) und der Straßenverkehrszulassungsordnung
(StVZO). Teilnehmerinnen und Teilnehmer haften gemäß der gesetzlichen
Bestimmungen für Schäden, die von ihnen oder ihrem Fahrzeug verursacht
werden. Jeder Teilnehmer fährt auf eigene Gefahr, Eltern haften für
ihre Kinder. Tourenleiter und Organisatoren können für Unfälle nicht
verantwortlich gemacht werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. April 2019

Kreis Soest

Der Bürgermeister
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